
Hertogsstraat / Rue Ducale 43
1000 Brüssel

T .  02 289 27 27
      0800 99 961
F .  02 289 27 28

E . info@foderalerombudsmann.be
 

www.foderalerombudsmann.be

de
r 

fö
de

ra
le

 O
m

bu
ds

m
an

n

jahresbericht

2008Ja
h
re

sb
er

ic
h
t 

2
0
0
8

283776_kaft-Duits_E.indd   1 12-08-2009   09:19:00





JAHRESBERICHT

2008



Verantw. Herausgeber. : Catherine De Bruecker & Guido Schuermans
Hertogsstraat/Rue Ducale 43
1000 Brüssel
info@foderalerombudsmann.be
www.foderalerombudsmann.be
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Sehr geehrter Herr Präsident der Abgeordnetenkammer,
sehr geehrter Herr Präsident des Petitionsausschusses,
meine Damen und Herren Abgeordneten,

Wir beehren uns, Ihnen gemäß Artikel 15 des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler
Ombudsmänner den Bericht des föderalen Ombudsmannes für das Jahr 2008 vorzulegen.

Dieser zwölfte Jahresbericht des föderalen Ombudsmannes schließt ein besonderes Jahr ab. Die Bürger
haben sich mit 5 466 Beschwerden und Informationsanfragen an uns gewandt.

2008 war auch ein spannendes Jahr. Am 28. Februar 2008 hat uns die Abgeordnetenkammer gebeten,
zwei Untersuchungen über die Arbeitsweise der vom Ausländeramt geführten geschlossenen Zentren und
der von Fedasil geführten offenen Zentren durchzuführen. Diese Untersuchungen werden in zwei getrennten
Berichten behandelt.

2008 stand auch im Zeichen der Modernisierung. Die Zugänglichkeit und Bekanntheit sind unumgängliche
Merkmale eines Ombudsdienstes, und daher haben wir beschlossen, die grafische Gestaltung sowie die
Webseite der Einrichtung anzupassen.

Der Bericht umfasst vier Teile:

In der Einleitung berichten wir über die Arbeitsweise und die Verwaltung der Einrichtung.

Im zweiten Teil veröffentlichen wir allgemeine Statistiken und Grafiken: Anzahl der eingegangenen
Beschwerden, Zulässigkeit, Beurteilung, erzieltes Ergebnis, Bearbeitungsdauer der Beschwerden, usw.

Im dritten Teil werden die behandelten Beschwerden nach Themen behandelt und durch deutliche Beispiele
aus der Praxis veranschaulicht.

Der vierte Teil enthält die allgemeinen Empfehlungen ans Parlament und die offiziellen Empfehlungen, die
2008 unmittelbar an die föderalen Verwaltungen gerichtet wurden.

Wir danken allen unseren Mitarbeitern für ihre stete Einsatzbereitschaft in diesem besonders arbeitsreichen
Jahr.



Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre dieses Berichtes und stehen Ihnen zur Verfügung, um ihn vor
dem Petitionsausschuss vorzustellen und zu kommentieren.

Hochachtungsvoll,

Die föderalen Ombudsmänner,

Catherine De Bruecker Guido Schuermans
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I. Einleitung





Eine Brücke zwischen dem Bürger und der
Verwaltung

Der föderale Ombudsmann ist eine unabhängige Institution, die sich kostenlos für die Bürger einsetzt,
unabhängig davon, ob es sich um natürliche oder juristische Personen handelt, um sie bei der Beilegung
ihrer Streitsachen mit föderalen Verwaltungen zu unterstützen. Er untersucht unparteiisch die ihm
vorgelegten Beschwerden, indem er nachprüft, ob die Dienststelle, die Gegenstand der Beschwerde
ist, nicht nur die Rechtsvorschriften, sondern auch die Grundsätze, die normalerweise für die gute
Verwaltungspraxis gelten müssen, beachtet hat.

Wenn die Beschwerde sich als begründet erweist, versucht der föderale Ombudsmann, die
Verwaltung von den notwendigen Korrekturen zu überzeugen. Hierzu verfügt er über eine breite
Empfehlungsbefugnis und kann somit zur Verbesserung der Verwaltungspraxis und der
Rechtsvorschriften beitragen.

So hat der föderale Ombudsmann seit seiner Einsetzung 1997 versucht, mehr als 45 000 Bürgern zu
helfen. 99 offizielle Empfehlungen wurden an die Verwaltung gerichtet und 59 allgemeine
Empfehlungen dem Parlament unterbreitet.

Am 17. Dezember 2008 empfingen die föderalen Ombudsmänner den Kommissar für
Menschenrechte des Europarates, Herrn Thomas Hammarberg.

I. Einleitung

9

JA
H

R
ES

B
ER

IC
H

T
20

08



1. Das Funktionieren des Dienstes
Im Laufe der Jahre haben die Bürger den Mehrwert des föderalen Ombudsmannes als Dienst der
zweiten Linie bei der Behandlung von Beschwerden immer besser wahrgenommen. Die Qualität der
Beschwerden und der Prozentsatz ihrer Zulässigkeit, der zwischen 75 und 80 % schwankt, beweisen
dies. Auch die Zahl der Beschwerden nimmt ständig zu, so um 9 % im Jahr 2008, während 2007
bereits eine Zunahme von 16 % zu verzeichnen war. So gingen 2008 fast 1 000 Beschwerden mehr ein
als noch vor zwei Jahren.

Selbstverständlich haben wir auch im vergangenen Jahr unsere Bemühungen um die Verbesserung der
dem Bürger gebotenen Dienstleistungen fortgesetzt, wobei der Zugänglichkeit besondere
Aufmerksamkeit gewidmet wurde. Die gute Erreichbarkeit ist nämlich ein Eckpfeiler für eine gute
Ombudsarbeit.

Lokale Sprechstunden

Gemeinsam mit den anderen Ombudsdiensten der föderierten Einheiten hat der föderale
Ombudsmann seine lokale Anwesenheit weiterhin optimiert durch einen weiteren Ausbau der
gemeinsamen lokalen Sprechstunden in verschiedenen Städten des Landes. Diese werden jede Woche
in Namur, jede zweite Woche in Mons, Charleroi und Lüttich sowie einmal monatlich in Antwerpen,
Brügge, Gent, Hasselt, Löwen, Marche-en-Famenne und Neufchâteau abgehalten.

2008 nutzten 184 Bürger dieses Mittel, um eine Beschwerde einzureichen. Diese lokalen
Sprechstunden werden ständig bewertet und angepasst.

0800 99 961

Seit dem 1. Oktober 2008 kann der Bürger den föderalen Ombudsmann kostenlos erreichen unter
der grünen Telefonnummer 0800 99 961.

Auch dieser neue Dienst dürfte zu einer besseren Erreichbarkeit der Einrichtung beitragen,
insbesondere für Bürger, die bereits mehrere Schritte unternommen haben, um eine Einigung mit der
Verwaltung zu erzielen und nach erfolglosen Bemühungen geneigt sind zu glauben, dass es keine
Lösung für ihr Problem gibt. In diesem Fall kann eine kostenlose Telefonnummer sie vielleicht doch
dazu bringen, Kontakt zu einem Dienst der zweiten Linie wie dem föderalen Ombudsmann
aufzunehmen.

Auch wenn die grüne Nummer drei Monate nach ihrer Einführung bereits ziemlich erfolgreich ist, ist es
für eine Beurteilung noch zu früh. Dies wird Ende 2009 geschehen.

Grafische Identität

Die Erreichbarkeit einer Einrichtung hängt auch von ihrer grafischen Identität ab. Der föderale
Ombudsmann hat in diesem Jahr weitere Anstrengungen in diesem Bereich unternommen.

Seit seiner Einführung hat die Einrichtung verschiedene Logos und Farben benutzt, manchmal sogar
zwei zur gleichen Zeit, ohne dass jedoch eine klare Linie zu erkennen gewesen wäre.

I. Einleitung
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Dies trägt natürlich nicht zur Erkennbarkeit des Dienstes beim Bürger bei. Seit kurzem hat sich dies
geändert. Nunmehr tragen alle Dokumente und Publikationen des föderalen Ombudsmannes die
gleiche grafische Handschrift.

Das Logo fasst in Wort und Schrift das zusammen, wofür die Einrichtung steht: « der föderale
Ombudsmann, eine Brücke zwischen Bürger und Verwaltung ». Die dreidimensionale Brücke als
Symbol des föderalen Ombudsmannes : ein Vermittler zwischen dem Bürger, der Verwaltung und dem
Parlament.

www.foderalerombudsmann.be

Ebenso wie der Schriftzug bedurfte die Website des föderalen Ombudsmannes, die 1999 entworfen
worden war, einer Modernisierung.

Die neu entwickelte Webseite bietet dem Bürger klarere Informationen, die gleichzeitig ein
benutzerfreundlicheres Beschwerdeinstrument darstellen. Die neue Website ist im Frühjahr 2009
operationell.

2. Untersuchungen auf Anfrage der Kammer
In vielen europäischen Ländern besitzt der parlamentarische Bürgerbeauftragte ein Initiativrecht. Er
kann also aus eigener Initiative eine gründliche Untersuchung der Arbeitsweise einer Verwaltung oder
Dienststelle, eines Elementes oder von bestimmten Verfahren innerhalb dieser Verwaltung oder
Dienststelle durchführen. Eine solche Untersuchung muss nicht notwendigerweise auf der Grundlage
der eingegangenen Beschwerden stattfinden. Auch Presseberichte, Hinweise von Beamten oder eigene
Feststellungen im Laufe einer Prüfung können Anlass zu einer solchen gründlichen Untersuchung sein.

In Belgien ist dies noch nicht der Fall. Hier hat der föderale Ombudsmann noch kein Initiativrecht. Der
Gesetzgeber hat jedoch im Gesetz vom 22. März zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner die
Möglichkeit einer - wenn auch eingeschränkten - Untersuchung vorgesehen. Der Auftrag der föderalen
Ombudsmänner besteht unter anderem darin, auf Antrag der Abgeordnetenkammer Untersuchungen
über die Arbeitsweise der von ihr bezeichneten föderalen Verwaltungsdienststellen durchzuführen.1

In Anwendung dieser Bestimmung bat die Abgeordnetenkammer die föderalen Ombudsmänner am
28. Februar 2008, folgendes zu untersuchen:

1 Artikel 1, Absatz 1, 2° und 3° des Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner, abgeändert durch
das Gesetz vom 5. Februar 2001, B.S. vom 23. März 2001, durch das Gesetz vom 11. Februar 2004, B.S. vom 29. März 2004
und durch das Gesetz vom 23. Mai 2007, B.S. vom 20. Juni 2007, S. 153-157.
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1. die Arbeitsweise der vom Ausländeramt geführten geschlossenen Zentren ;
2. die Arbeitsweise der von Fedasil geführten und zugelassenen offenen Zentren ;

sowie auf der Grundlage der bei der Ausführung dieses Auftrags gemachten Feststellungen
Empfehlungen zu formulieren und der Abgeordnetenkammer darüber umgehend einen Bericht
vorzulegen.2

Die Untersuchungen sind abgeschlossen, und die Berichte werden in Kürze hinterlegt.

3. Die Verwaltung der Institution

Struktur der Organisation

Die Abteilung Frontoffice kümmert sich um den ersten Kontakt mit den Bürgern, die sich an den
föderalen Ombudsmann wenden. Sie prüft die materielle Zulässigkeit der eingehenden Akten,
behandelt die Informationsanfragen und verweist nach Möglichkeit die Beschwerden, die nicht den
föderalen Ombudsmann betreffen, an die zuständige Instanz. Die drei Backoffices behandeln die
Beschwerden, die zu ihren jeweiligen Arbeitsbereichen gehören, so wie es im nachstehenden
Organigramm dargestellt ist. Die Abteilung Kommunikation unterstützt die Kommunikationspolitik der
föderalen Ombudsmänner und führt sie aus, während die logistischen Mitarbeiter unter anderem für
die Verwaltung der Personalabteilung und die finanzielle und materielle Verwaltung der Einrichtung
zuständig sind.

Föderale Ombudsmänner

Direktor Verwalter

Frontoffice: Empfang, 
Infoanfragen, Zulässigkeit 

Backoffice 1 : Justiz, Inneres, 
auswärtige Angelegenheiten 

Backoffice 2 : Beschäftigung, 
Soz. Sicherheit, Volksgesundheit, 
soz. halbsstaatl. Einrichtungen, 

P&O, Beamte, soz. 
Privateinrichtungen 

Backoffice 3 : Finanzen, 
Wirtschaft, Mobilität, 
Verteidigung, PÖD, 

halbstaatl. Einr., 
Privateinrichtungen 

Kommunikation: 
int./ext. Kommunikation, 

ICT, Dokumentation 

Logistikverwaltung: HRM, 
Finanz- und 

Materialverwaltung 

Sekretariat der 
Ombudsmänner 

2 Parl. Dok. 52 0144/005.
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Personalverwaltung und Personalbestand

Am 1. Januar 2009 hatte die Institution 46 Mitarbeiter, die entsprechend der nachstehenden Tabelle
auf vier Stufen verteilt waren.

Stufe Sprache Geschlecht Rechtsstatut Insgesamt Insgesamt
N F M W statutarisch vertraglich Personal-

bestand in
VZÄ3

Stellenplan

A 14 14 14 14 19(a) 9(b) 28 24 (+2)

B 7 6 3 10 8 5(c) 13 12 (+2)

C 1 1 2 0 0 2 2 2

D(d) 1 2 0 3 0 3 2,5 (2,5 VZÄ)

Gesamt 23 23 19 27 27 19 45,5 38 (+6,5)

(a) davon 5 Sachbearbeiter mit einem zeitlich begrenzten Auftrag (Verwalter und 4 Auditor-Koordinatoren).
(b) davon 2 vertragliche Attachés, Artikel 4 des Stellenplans (dringender und zeitweiliger Bedarf), 1 vertraglicher Attaché als zeitweiliger

Ersatz für einen statutarischen Mitarbeiter, der wegen Krankheit freigestellt ist, und 1 vertraglicher Mitarbeiter als zeitweiliger Ersatz von
abwesenden Mitarbeitern und für eine vorläufig nicht besetzte statutarische Stelle.

(c) davon 2 vertragliche Angestellte für das Frontoffice, Artikel 4 des Stellenplans (dringender und zeitweiliger Bedarf).
(d) Reinigungspersonal, der Stufe D gleichgestellt, Artikel 4 des Stellenplans : 3 Mitarbeiter (2,5 VZÄ).

Die Gesamtzahl der Belegschaft in VZÄ hat im Vergleich zum 1. Januar 2008 um drei Einheiten
zugenommen.

Das Verfahren der externen Anwerbung eines Direktors in Zusammenarbeit mit Selor wurde im Laufe
des Jahres 2008 wieder aufgenommen und konnte Anfang 2009 mit der Benennung eines
erfolgreichen Teilnehmers abgeschlossen werden.

Um die ordnungsgemäße Arbeitsweise der Einrichtung nicht zu gefährden, erforderten die oben
genannten Untersuchungen auf Antrag der Abgeordnetenkammer in den offenen und geschlossenen
Zentren besondere Maßnahmen auf Personalebene. Während einige unserer eigenen Mitarbeiter
diese Untersuchungen durchführten, wurde im Juni 2008 nach Genehmigung durch die
Abgeordnetenkammer ein Team von vier zeitweiligen Mitarbeitern eingestellt, um die effiziente
Bearbeitung der Beschwerden weiterhin zu gewährleisten.

Das ständig steigende Arbeitsvolumen aufgrund der jahrelangen Zunahme der Beschwerden wurde im
Übrigen auch 2008 ohne Einstellung zusätzlicher Mitarbeiter aufgefangen. Um den Bürgern
Dienstleistungen guter Qualität zu bieten, erhielt die Einrichtung von der Abgeordnetenkammer die
Genehmigung, die derzeitige Belegschaft um zwei vertragliche Bedienstete, einen französischsprachigen
und einen niederländischsprachigen, zu verstärken; sie konnten Anfang 2009 ihren Dienst antreten.

Haushalts- und Finanzgebaren

Die Veranschlagung und die Kontrolle der Ausgaben des föderalen Ombudsmannes beruhen seit
Jahren auf einer langfristigen Planung. Eine mehrjährige, jedes Jahr aktualisierte Veranschlagung dient für
die Personalausgaben als Grundlage für die Haushaltsvorschläge. Diese Ausgaben stellen übrigens mit
82,5 % bei weitem den höchsten Posten im Haushalt dar. Sie werden während des Tätigkeitsjahres
sorgfältig überwacht. Die laufende mehrjährige Veranschlagung bezieht sich auf die Jahre 2005 bis
2010.

3 Vollzeitäquivalent.
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Die Buchführung, die nach wirtschaftlichen Grundsätzen erstellt wird, ist intern organisiert.
Die Buchführung und der Haushalt werden jährlich einer nachträglichen Kontrolle durch den
Rechnungshof unterbreitet.

Wie jede Einrichtung hatte der föderale Ombudsmann 2008 stark gestiegene Lohn- und
Funktionskosten zu bewältigen aufgrund der hohen Inflationsrate. Diese Mehrausgaben wurden
vollständig innerhalb des eigenen Haushaltes ausgeglichen, ebenso wie die Ausgaben in Verbindung mit
den neuen Initiativen im Hinblick auf die Optimierung der Leistungen der Einrichtung, nämlich die neue
Webseite und die neue grafische Gestaltung.

Die Haushaltsgrunddaten im Jahr 2007-2009 sind in der nachstehenden Tabelle wiedergegeben:

Haushaltsjahr Jahresabschluss 2007 Haushalt4 2008 Haushalt 2009
Ausgaben 3 659 588,24 4 322 260,00 4 505 290,00

Finanzierung 3 918 777,17 4 322 260,00 4 505 290,00

Mittelzuweisung 3 547 000,00 3 858 000,00 4 108 000,00

Überschussvortrag 352 560,00 251 160,00 397 290,00

Sonstige Einnahmen 19 217,17 213 100,00

Saldo 259 188,93

In der Rubrik « Jahresabschluss 2007 » ist für die Ausgaben im Jahr 2007 der Betrag der tatsächlichen
Ausgaben angeführt, während in den Rubriken « Haushalt 2008 » und « Haushalt 2009 » die Beträge
der durch die Kammer gewährten Ausgabemittel eingetragen sind. Diese Mittel werden durch die
eigentliche Zuweisung (das heißt der im allgemeinen Ausgabenhaushalt des Föderalstaates
eingetragene Jahresbetrag), die Überschussvorträge der Vorjahre und die sonstigen Einnahmen
finanziert.

Materielle Verwaltung

2008 hat der föderale Ombudsmann erheblich in die Sicherheit seiner Gebäude investiert, sowohl in
Bezug auf den Brandschutz als auch in Bezug auf die Zugangskontrolle. Die Sicherheit und
Zugänglichkeit der Gebäude für die Besucher und die Mitarbeiter bleiben auch 2009 ein wichtiges
Thema der logistischen Verwaltung.

Im Bereich der Informatikverwaltung hat der föderale Ombudsmann 2008 wie vorstehend erwähnt
mit Hilfe eines externen Unternehmens die Modernisierung der Webseite in die Wege geleitet. Die
tägliche Verwaltung der EDV-Infrastruktur bezog sich auf die teilweise erneuerung der vorhandenen
Geräte.

4 Der Jahresabschluss 2008 wird im Laufe des Laufes 2009 durch den Rechnungshof geprüft und durch die
Abgeordnetenkammer gebilligt.
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II. Algemeine Zahlen





1. Einleitung
Der Leser findet in diesem Teil eine ganze Reihe von statistischen Angaben, die einen Überblick über
die Anzahl, die Sprache, das benutzte Kommunikationsmittel, den Stand der Bearbeitung, die
Zulässigkeit, die Beurteilung sowie die Bearbeitungsdauer der Akten geben. Die statistischen Angaben
zu den verschiedenen föderalen Verwaltungen sind im IV. Teil enthalten.5

Der in diesem Jahresbericht 2008 behandelte Zeitraum deckt das Kalenderjahr ab. Die in diesem Teil
angeführten Zahlen spiegeln die Situation am 31. Dezember 2008 wieder.

Um einen korrekten Überblick der im Tätigkeitsjahr 2008 eingereichten Akten zu geben, enthalten die
Tabellen und Grafiken nur die neuen Akten dieses Geschäftsjahres – sofern es nicht ausdrücklich
anders angegeben ist –, damit die Akten der Vorjahre, die 2008 noch in Bearbeitung waren, nicht
erneut in diesen Zahlen berücksichtigt wurden. Die im Laufe der Vorjahre eingereichten Akten werden
noch global im Kommentar erwähnt und ausdrücklich in gewissen Grafiken angegeben, um die globale
Arbeitsbelastung nach Tätigkeitsjahren zu veranschaulichen.

Soweit wie möglich wird mit den allgemeinen Zahlen die Entwicklung zwischen den Jahren 2007 und
2008 verglichen. Die Statistiken dieses Jahresberichtes wurden zum ersten Mal auf der Grundlage der
im Jahresbericht 2006 veröffentlichten Bewertungsmethode erstellt.6

2. Allgemeine Statistiken

2.1. Neue Akten

2007

Beschwerden Informationsanfragen Gesamt

4 116 Beschwerden

78,3%

4 509 Beschwerden

82,5%

Neue Akten: Entwicklung 2007 – 2008

2008

1 141 Informationsanfragen

21,7%

957 Informationsanfragen

17,5%

Gesamt: 5 257

Gesamt: 5 466

5 S. 103-124 der französischen oder niederländischen Fassung (www.foderalerombudsmann.be)
6 Jahresbericht 2006, S. 18 ff.
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Im Tätigkeitsjahr 2008 betrug die Gesamtzahl der neuen Akten 5 466, darunter 957
Informationsanfragen (gegenüber 5 257 neuen Akten im Jahr 2007, davon 1 141 Informationsanfragen).
Dies ist die höchste Zahl neuer Akten seit der Einsetzung des föderalen Ombudsmannes vor zwölf
Jahren. Erwähnenswert ist, dass die Zunahme der Anzahl Akten 2008 im Vergleich zu 2007 (+3,98 %)
mit einer Erhöhung des Anteils der Beschwerden im Verhältnis zu den Informationsanfragen
einhergeht (82,5/17,5 im Jahr 2008, im Vergleich zu 78/22 für 2007).

Neben den Beschwerden und Informationsanfragen erhält der föderale Ombudsmann auch zahlreiche
telefonische Informationsanfragen, die nicht zu den Akten gezählt werden, da die Antworten
unmittelbar durch das Frontoffice erteilt werden.

Die Beantwortung der schriftlichen oder telefonischen Informationsanfragen stellt einen nicht
unerheblichen Teil der Arbeitsbelastung dar. Der föderale Ombudsmann ist nämlich bemüht, auch den
Personen zu helfen, die keine Beschwerde formulieren, sondern um eine Information bitten.

Im Laufe von zwölf Jahren sind beim föderalen Ombudsmann 45 381 Akten eingegangen, darunter
35 991 Beschwerden.

2.2. Neue Akten nach Sprache

Beschwerden Niederländisch

Informationsanfragen Niederländisch

Beschwerden Französisch

Informationsanfragen Französisch

Beschwerden Deutsch/andere

Informationsanfragen Deutsch/andere

2007 2008

0,4%1,4%

6,3%

39% 37,9%

15%

0,3%1,2%

4,7%

38,4% 42,9%

12,5%

Neue Akten nach Sprache: Entwicklung 2007 – 2008
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2.3. Neue Akten nach Kommunikationsmittel

Das Kommunikationsmittel zeigt an, wie eine Beschwerde oder eine Informationsanfrage eingereicht
wurde. Das Tätigkeitsjahr 2008 bestätigt erneut, dass der elektronische Weg (per E- Mail oder durch
die Webseite des föderalen Ombudsmannes) gegenüber den mit einfacher Post eingereichten Akten
vorherrscht. Seit Oktober 2008 ist der föderale Ombudsmann ebenfalls telefonisch unter einer
kostenlosen Nummer (0800 99 961) zu erreichen.

E-mail

2 352 dossiers

2008: 43%

2007: 38,5%

Neue Akten nach Kommunikationsmittel

Brief

1 330 dossiers

2008: 24,3%

2007: 25,8%

Telefon

1 148 dossiers

2008: 21%

2007: 19,6%

Besuch

287 dossiers

2008: 5,3%

2007: 7,5%

Sprechtage

184 dossiers

2008: 3,4%

2007: 4,2%

Fax

165 dossiers

2008: 3%

2007: 4,3%
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2.4. Zulässigkeit der neuen Beschwerden

Die unzulässigen oder weitergeleiteten Akten stellen einen nicht unerheblichen Teil der
Arbeitsbelastung dar. In der Tat kann die Entscheidung, eine Akte für unzulässig zu erklären oder an
einen anderen Vermittlungsdienst weiterzuleiten, sehr oft erst nach gründlicher Prüfung getroffen
werden.

Von den 4 509 neuen Beschwerden waren 1 001 unzulässig; 152 wurden an einen anderen
Ombudsdienst weitergeleitet. Die verbleibenden 3 356 Beschwerden wurden für zulässig erklärt.

Zulässig

3 356 dossiers
3 100 dossiers

Unzulässig

1 001 dossiers
850 dossiers

Weiterleitung

152 dossiers
166 dossiers

2008: 74,4%

2007: 75,3%

Zulässigkeit der neuen Beschwerden

2008: 22,2%

2007: 20,7%

2008: 3,4%

2007: 4,0%

2.5. Neue zulässige Beschwerden nach Sprache

Niederländisch

Französisch

Deutsch/andere

2007 2008

1,4%

50,9% 47,7%

1,5%

50,1% 48,4%

Neue zulässige beschwerden nach Sprache : Entwicklung 2007-2008
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2.6. Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

Diese Grafik teilt die Zahl der Beschwerden entsprechend den Gründen der Unzulässigkeit auf, wie sie
im organisierenden Gesetz7 und in der internen Dienstordnung des föderalen Ombudsmannes
aufgezählt sind. Die weitergeleiteten Beschwerden werden hier ebenfalls als eine Kategorie
unzulässiger Beschwerden angesehen.

Ratione materiae
641 Beschwerden

55,6%

Weiterleitung
152 Beschwerden

13,2%

Mangels vorheriger Schritte
222 Beschwerden

19,3%

Offensichtlich unbegründet
70 Beschwerden

6,1%

Sonstiges
44 Beschwerden

3,8%

Fakten sind älter als ein Jahr
21 Beschwerden

1,8%

Bestätigung mangels neuer Fakten
3 Beschwerden

0,3%

Aufteilung der unzulässigen Beschwerden

2.7. Weitergeleitete Akten

Wenn die Beschwerde sich auf eine föderale, regionale, gemeinschaftliche oder lokale
Verwaltungsbehörde bezieht, die aufgrund einer Gesetzesbestimmung über einen eigenen
Ombudsmann verfügt, wird sie unverzüglich und ohne weitere Formalitäten weitergeleitet und in den
Statistiken als weitergeleitet geführt. Beschwerden, die sich auf andere Instanzen beziehen, werden für
unzulässig erklärt (auch dann, wenn die Akte an einen Beschwerde- oder Vermittlungsdienst geschickt
wird).

7 S. 77.
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Bestimmung der Weiterleitungen
2008 %

Flämischer Ombudsmann 31 20,4%

Ombudsdienst Pensionen 23 15,1%

Ombudsdienst für Telekommunikation 23 15,1%

P-Ausschuss 14 9,2%

Ombudsdienst der NGBE 13 8,6%

Ombudsdienst der Post 12 7,9%

Hoher Justizrat 11 7,2%

Ombudsmann der Wallonischen Region 9 5,9%

Lokale Ombudsdienste 6 3,9%

Ombudsdienst der Französichsprachigen Gemeinschaft 5 3,3%

Ausschuss zum Schutz der Privatsphäre 3 2,0%

Kommissariat Kinderrechte Flämische Gemeinschaft 2 1,3%

152

2.8. Stand der Bearbeitung der zulässigen Beschwerden zum
31. Dezember 2008

Am 31. Dezember 2007 befanden sich noch 1 827 Akten (die 2007 oder in früheren Tätigkeitsjahren
eingereicht worden waren) in Bearbeitung. 2008 wurden 8 dieser Akten für unzulässig erklärt oder
weitergeleitet. Von den 1 819 zulässigen Beschwerden aus vorangegangenen Tätigkeitsjahren wurden
2008 1 403 abgeschlossen, während 416 sich am 31. Dezember 2008 noch in Bearbeitung befanden.
Von den 3 356 zulässigen Beschwerden, die 2008 eingereicht wurden, befanden sich am 31.
Dezember 2008 noch 1 524 in Bearbeitung. Der Bestand der zulässigen Beschwerden, deren
Bearbeitung noch nicht abgeschlossen war, hat sich somit von 1 827 am 31. Dezember 2007 auf 1 940
(1 524 + 416) zum 31. Dezember 2008 erhöht (+ 113 Akten).

Anhängig

Vorherige Jahrgänge 2008 Gesamt

416 Beschwerden

1 403 Beschwerden

Stand der Bearbeitung der zulässigen Beschwerden zum 31.12.2008

Abgeschlossen

1 524 Beschwerden

1 832 Beschwerden

Gesamt: 1 940

Gesamt: 3 235

Eine zulässige Beschwerde ist abgeschlossen, sobald das Ergebnis dem Beschwerdeführer mitgeteilt
wurde (3 169) oder die Untersuchung der Beschwerde ausgesetzt wurde (gerichtliche Beschwerde
oder organisierte Verwaltungsbeschwerde: 66).

II. Algemeine Zahlen
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2.9. Neue zulässige Beschwerden nach Verwaltung :
Entwicklung 2007-2008

Die folgenden Tabellen spiegeln die Entwicklung der Aufteilung der neuen zulässigen Beschwerden
nach Verwaltung in den Jahren 2007 und 2008 wieder. Es wird unterschieden zwischen den
« Beschwerden von Beamten » und den anderen Beschwerden.

Die ersteren betreffen Beschwerden von Beamten gegen ihre eigene (vorherige, heutige oder
künftige) Verwaltung, die sich auf einen Begleit- oder Personaldienst beziehen (Unterstützungsdienst)
oder gegebenenfalls einen operationellen Dienst (z.B. eine Beschwerde gegen den unmittelbaren
Vorgesetzten in der Hierarchie), insofern das Verhältnis zwischen dem Bediensteten und der
Verwaltung nicht Bestandteil der Basistätigkeit dieses operationellen Dienstes ist (z.B. Selor). In den im
IV. Teil angeführten Angaben nach Verwaltung8 sind die Beschwerden von Beamten nicht mehr
enthalten.

Neue zulässige Beschwerden nach Behörde (ohne die Beschwerden von Beamten)

2008 2007

Kanzlei der Premierministers 0 3

Personal und Organisation 41 29

Informations- und Kommunikationstechnologie 1 0

Justiz 77 87

Inneres 1 174 1 294

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 91 82

Landesverteidigung 4 5

Finanzen 948 731

Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 11 14

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 205 143

Volksgesundheit, sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 20 40

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 26 19

Mobilität und Transportwesen 102 116

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 2 1

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 295 257

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten Zusammenhang
mit den FÖD/FÖP

21 12

Privatrechtliche Organisationen mit öffentlichem Dienstleistungsauftrag 349 204

Andere 37 41

3 404 3 078

Die gestiegene Anzahl Beschwerden gegen Privateinrichtungen, die eine gemeinnützige Dienstleistung
anbieten, ist auf die Schwierigkeiten der Benutzer von Dienstleistungsschecks im Jahr 2008
zurückzuführen.9

8 S. 103 ff. der Französischen oder Niederländischen Fassung, www.foderalerombudsmann.be
9 S. 43.
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Neue zulässige Beschwerden von Beamten nach Behörde

2008 2007

Personal und Organisation 0 1

Justiz 8 11

Inneres 4 7

Auswärtige Angelegenheiten, Außenhandel und Entwicklungszusammenarbeit 5 3

Landesverteidigung 6 5

Finanzen 27 32

Soziale Sicherheit (ohne die sozialen halbstaatlichen Einrichtungen) 2 1

Volksgesundheit, sicherheit der Nahrungsmittelkette und Umwelt 2 2

Wirtschaft, KMB, Mittelstand und Energie 0 6

Mobilität und Transportwesen 1 1

Föderale Öffentliche Programmierungsdienste 1 3

Soziale halbstaatliche Einrichtungen 8 12

Halbstaatliche Einrichtungen, öffentliche Unternehmen und Instanzen ohne direkten Zusammenhang
mit den FÖD/FÖP

4 11

68 95

Da mehrere Verwaltungsbehörden von derselben Beschwerde betroffen sein können, ist die
Gesamtzahl der Beschwerden nach Verwaltung höher als die Anzahl der zulässigen Beschwerden (3
404 + 68 = 3 472 betroffene Behörden, gegenüber 3 356 neue zulässige Beschwerden im Jahr 2008).

2.10. Neue zulässige Beschwerden nach Sektor

Autoritätsdepartemente

Finanzen

Sozialbereich

Wirschaftsbereich

Andere

2008

2,2%

4,1%

25,1% 40,8%

27,9%

Neue zulässige beschwerden 2008 nach Sektor (ohne die Beschwerden von Beamten)

Zum ersten Mal seit 2002 ist der Sektor « Autoritätsdepartemente », dem in erster Linie die
Einwanderungsbehörden angehören, praktisch auf den Stand von 40 % gesunken. Der Anteil der
Beschwerden über den Sozialsektor ist um 5 % gestiegen, während in Bezug auf den Finanzsektor 4 %
mehr Beschwerden eingingen als 2007.
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2.11. Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden

Beim Abschluss der Akte vermerkt der föderale Ombudsmann, ob eine Beschwerde angesichts seines
Normenrasters der guten Verwaltungspraxis begründet ist.

Die Prüfung einer Beschwerde kann zu einer der vier folgenden Bewertungen führen :

1. begründet : eine oder mehrere Normen der guten Verwaltungspraxis sind nicht eingehalten
worden ;

2. unbegründet : die Normen der guten Verwaltungspraxis wurden nicht verletzt ;

3. teilweise begründet:
Dies betrifft drei Situationen:
- die Beschwerde enthält mehrere getrennte Vorwürfe von gleicher Bedeutung, die nicht alle

begründet sind. Wenn es hingegen einen Hauptgegenstand der Beschwerde gibt, erfolgt deren
Bewertung auf der Grundlage dieses Hauptgegenstandes;

- Situationen, in denen eine geteilte Verantwortung zwischen dem Beschwerdeführer und der
Verwaltung besteht ;

- Beschwerden, bei denen sich herausstellt, dass die materiellen Prinzipien eingehalten wurden (z.B.
der Beschwerdeführer hat kein Anrecht auf die von ihm beanspruchte Zulage), dass aber die
Verfahrensprinzipien nicht eingehalten wurden (z.B. ein Beschwerdeführer wurde unangemessen
empfangen oder falsch informiert).

4. ohne Bewertung :
Dies betrifft vier unterschiedliche Fälle:
- ein Versuch zur Vermittlung wird unternommen bei Beschwerden, bei denen nicht unmittelbar

festgestellt werden kann, ob sie begründet sind oder nicht (Handeln innerhalb des
Ermessensspielraums der Verwaltung) oder bei denen ein Ergebnis erzielt werden kann, ohne
dass es noch sinnvoll ist, nach der Verantwortung für das gelöste Problem zu suchen ;

- es ist unmöglich zu entscheiden, ob die Beschwerde begründet ist oder nicht ;
- der Beschwerdeführer hat die Informationsanfrage des föderalen Ombudsmannes nicht

beantwortet ;
- die Beschwerde ist gegenstandslos geworden: der Beschwerdeführer teilt dem föderalen

Ombudsmann mit, dass sein Eingreifen nicht mehr notwendig ist oder dass das Problem vor dem
Eingreifen des föderalen Ombudsmannes gelöst worden ist.

Die folgende Grafik gibt einen Überblick der Bewertung der 3 169 Beschwerden, die 2008
abgeschlossen wurden (ohne die ausgesetzten Beschwerden). Die Beschwerden von Beamten sind in
diesen Zahlen enthalten.
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(Teilweise) begründet

1 021 dossiers
1 140 dossiers

Unbegründet

907 dossiers
655 dossiers

Vermittlungsversuch

520 dossiers
343 dossiers

2008: 32,2%

2007: 40,3%

Bewertung der abgeschlossenen Beschwerden: Entwicklung 2007-2008

2008: 28,6%

2007: 23,2%

2008: 16,4%

2007: 12,1%

Ohne Bewertung

721 dossiers
690 dossiers

2008: 22,8%

2007: 24,4%

2.12. Anwendung der Normen der angemessenen Verwaltung

Nachstehend findet der Leser einen Überblick der Normen der angemessenen Verwaltung, die in den
1 021 im Jahr 2008 abgeschlossenen Beschwerden mit der Bewertung ‘begründet’ oder ‘teilweise
begründet’ eingetragen wurden. Es kann in ein und derselben Akte gegen mehrere Normen verstoßen
worden sein, und die Norm der ’effizienten Koordination’ geht grundsätzlich mit einer anderen Norm
der angemessenen Verwaltung einher. Dies erklärt, warum die Gesamtzahl der verletzten Normen (1
313) höher ist als diejenige der abgeschlossenen Akten (1 021). So wurde bei 85 Beschwerden von
Benutzern der Dienstleistungsschecks bezüglich des Eintauschs dieser Schecks10 jedes Mal gegen zwei
bis drei Normen verstoßen (175 Normen bei 85 Akten).

Anwendung der Normen der angemessenen Verwaltung

Normen 2008 %2008 2007 %2007

Angemessene Frist 541 41,2% 742 57,7%

Passive Information 76 5,8% 106 8,2%

Aktive Information 25 1,9% 31 2,4%

Sorgfalt 170 12,9% 129 10,0%

Richtige Rechtsanwendung 136 10,4% 79 6,1%

Effiziente Koordination 54 4,1% 43 3,3%

Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit 64 4,9% 38 3,0%

Angepasste Zugänglichkeit 20 1,5% 32 2,5%

Berechtigtes Vertrauen 98 7,5% 29 2,3%

Rechtssicherheit 97 7,4% 24 1,9%

Begründung der Verwaltungshandlungen 22 1,7% 22 1,7%

Höflichkeit 1 0,1% 6 0,5%

Gleichheit 8 0,6% 5 0,4%

Verteidigungsrecht 1 0,1% 1 0,1%

1 313 1 287

10 S. 43.
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Der erhebliche Anteil, den der Grundsatz der angemessenen Frist bei den Normen der guten
Verwaltungspraxis einnimmt, ist weiterhin zum großen Teil auf die Dauer der Bearbeitung der Anträge
auf Aufenthaltslegalisierung beim Ausländeramt zurückzuführen.

Die Steigerung im Vergleich zu 2007 bei den Verstößen gegen die Normen des berechtigten
Vertrauens und der Rechtssicherheit ist in erster Linie auf die 85 Beschwerden über den Eintausch von
Dienstleistungsschecks zurückzuführen.

2.13. Ergebnis des Eingreifens des föderalen Ombudsmanns

Der föderale Ombudsmann berichtet, sobald eine bewertete Beschwerde sich als begründet erwiesen
hat, über das nach seinem Eingreifen erzielte Ergebnis :

a) wenn die Beschwerde begründet oder teilweise begründet ist :
- Korrektur;
- teilweise Korrektur ;
- Korrektur verweigert ;
- Korrektur unmöglich (es ist materiell nicht oder nicht mehr möglich, die bestehende Situation zu

ändern).

b) wenn er einen Vermittlungsversuch unternommen hat :
- erfolgreich ;
- misslungen.

Wenn die Prüfung der Beschwerde ergeben hat, dass diese begründet oder teilweise begründet war,
gilt sie als « erfolgreich » abgeschlossen, wenn eine Korrektur oder eine teilweise Korrektur erfolgt ist.
Das Gleiche gilt, wenn ein Vermittlungsversuch erfolgreich war. Auch in diesem Fall konnte das
Problem nämlich positiv gelöst werden für den Beschwerdeführer.

Die Akte wird hingen als « ergebnislos » abgeschlossen, wenn die Beschwerde begründet oder
teilweise begründet war, die Korrektur aber verweigert wurde oder ein Vermittlungsversuch
misslungen ist.

Wenn die Korrektur unmöglich ist, hätte das Eingreifen des föderalen Ombudsmanns es nicht
ermöglicht, eine für den Beschwerdeführer zufrieden stellende Lösung zu finden. Diese Bewertung
wird daher nicht berücksichtigt, um das Ergebnis des Eingreifens des föderalen Ombudsmanns zu
beurteilen.

2007

Erfolgreich Erfolglos Gesamt

1 073 Beschwerden

75,2%

1 267 Beschwerden

87,1%

Ergebnis des Eingreifens des föderalen Ombudsmannes

2008

353 Beschwerden

24,8%

188 Beschwerden

12,9%

Gesamt: 1 426

Gesamt: 1 455
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Die Anzahl der erfolglosen Akten ist überwiegend zu erklären durch die Weigerung des
Ausländeramtes (AA), dem Antrag auf Erläuterungen des föderalen Ombudsmannes in Einzelakten
bezüglich der Frist für die Bearbeitung von Regularisierungsanträgen auf der Grundlage des ehemaligen
Artikels 9, Absatz 3 Folge zu leisten. Dies konnte 2008 jedoch allmählich aufgefangen werden infolge
der Verringerung des Bestandes an alten Akten bei der Dienststelle für Humanitäre Regularisierungen.

2.14. Bearbeitungsdauer der abgeschlossenen zulässigen
Beschwerden

Die nachstehende Grafik gibt – in Zeiträumen von 30 Kalendertagen – die Angaben bezüglich der
Bearbeitungsdauer der 2008 abgeschlossenen zulässigen Beschwerden wieder. Sie enthält sowohl die
neuen Beschwerden als auch diejenigen aus früheren Jahren, die sich noch in Bearbeitung befanden.

30 Tage

60 Tage

90 Tage

120 Tage

150 Tage

180 Tage

210 Tage

240 Tage

270 Tage

300 Tage

330 Tage

360 Tage

390 Tage

420 Tage

450 Tage

480 Tage

510 Tage

540 Tage

570 Tage

600 Tage

630 Tage

660 Tage

690 Tage

720 Tage

Bearbeitungsfrist in Kalendertagen der im Jahre 2008 abgeschlossenen zulässigen Beschwerden

       434
        
               417

              349

            341

       262

          215

   180

         156

   128

     81

        92

       88

 55

 51

 51

      22
 
      27

      28

      25

     16

     13

     15

   9

     12

Eine Akte gilt als « abgeschlossen », wenn das Ergebnis der Vermittlung des föderalen Ombudsmanns
dem Beschwerdeführer mitgeteilt wurde.
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Aus diesen Angaben geht hervor, dass von diesen 3 169 Beschwerden 2 018 (63,7 %) innerhalb von
6 Monaten abgeschlossen wurden (gegenüber 1 644 Beschwerden oder 58,1 % im Jahr 2007).

725 zusätzliche Beschwerden (22,9 %) wurden im Laufe des Jahres abgeschlossen (gegenüber
695 Beschwerden oder 24,6 % im Jahr 2007), 234 weitere Beschwerden (7,4 %) innerhalb von
18 Monaten (gegenüber 271 Beschwerden oder 9,6 % im Jahr 2007) und schließlich 90 Beschwerden
(2,8 %) innerhalb von 2 Jahren (gegenüber 112 Beschwerden oder 4 % im Jahr 2007).

Schließlich waren bei 102 Beschwerden (3,2 %) mehr als 720 Bearbeitungstage nötig, bevor sie
abgeschlossen werden konnten (106 Beschwerden oder 3,7 % im Jahr 2007).

Der Anteil der innerhalb des Jahres abgeschlossenen Akten hat zugenommen (86,6 % gegenüber
85,7 % im Jahr 2007). Der Höhepunkt der Kurve liegt nunmehr bei 30 Tagen, wobei 13,7 % der Akten
innerhalb dieser Frist abgeschlossen wurden, während dieser Höhepunkt 2007 bei 90 Tagen lag.

Für eine lange Bearbeitungsdauer kann es mehrere Gründe geben:
- die Komplexität der Problematik, die verschiedene Verwaltungen, ja sogar verschiedene

Machtebenen betreffen kann ;
- die langsame Reaktion der Personen, die vom föderalen Ombudsmann während der Akte befragt

werden, sowohl Beschwerdeführer als auch Verwaltungen.

II. Algemeine Zahlen
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III. Analyse der
Bearbeiteten Beschwerden





Einleitung
In diesem Teil des Jahresberichts werden wie im vorangegangenen Jahr die Beschwerden, die wir 2008
bearbeitet haben, entsprechend ihrem Inhalt zusammengefasst. Dieser III. Teil ist eine gekürzte Fassung.
Der vollständige Text ist auf www.foderalerombudsmann.be auf Französisch oder Niederländisch
einzusehen.

Folgende Themen werden entwickelt:

1. Automatisierung, Technologie und standardisierte Verfahren sollen die Arbeitsweise der
Verwaltung verbessern…

2. Der Ombudsmann und die Rechtsprechung
3. Anwendung der Vorschriften
4. Der Ombudsmann und die Verteidigung der Menschenrechte
5. Was bedeutet zur rechten Zeit?
6. Rechtssicherheit und gewissenhafte Verwaltung schaffen Vertrauen
7. Die Beurteilungsfreiheit der Verwaltung

Alle Themenbereiche werden anhand verständlicher Beispiele illustriert, die sich aus der Bearbeitung
der Beschwerden ergeben haben.

Alle in den Beispielen erwähnten Namen sind rein fiktiv.

III. Analyse der Bearbeiteten Beschwerden

Einleitung
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1. Automatisierung, Technologie und
standardisierte Verfahren sollen die

Arbeitsweise der Verwaltung verbessern…
Die Beschwerden zeigen, dass die Einführung der neuen Technologien oder die Standardisierung der
Verwaltungsverfahren dem Bürger nicht immer das Leben leichter machen.

Der elektronische
Personalausweis

So sind noch nicht alle Bürger von den Vorteilen des
elektronischen Personalsausweises überzeugt, vor
allem wenn sich der Chip von der Karte löst …

Zwei Beispiele :

Wenn die Verwaltung der Auffassung ist, dass der
Schaden am Ausweis auf einen nachlässigen Umgang
zurückzuführen sei, muss sie ihre Entscheidung auf
geeignete Weise begründen und den Bürger darüber
informieren.

Wenn sich der Chip wegen eines Fehlers bei der
Anfertigung des Ausweises gelöst hat, handelt es sich
um einen Mangel am Personalausweis. Wenn dieser
Mangel einen Schaden verursacht, muss die
Verwaltung den Bürger entschädigen.

Die sofortige Erhebung von
Geldbußen wegen Vergehen im
Straßenverkehr

Bei einer Reihe von Vergehen im Straßenverkehr wird
eine sofortige Erhebung des Bußgeldes vorgeschlagen.
Es muss auf ein bestimmtes Konto bei der Postbank
eingezahlt werden. Auf dieses Konto werden täglich
fast 10 000 Einzahlungen vorgenommen. Eine gewisse
Automatisierung der Bearbeitung dieser Zahlungen ist
daher unvermeidlich.

Dieses automatisierte Verfahren erfordert jedoch die
wirksame Mitarbeit desjenigen, der das Bußgeld begleichen muss. Der Zuwiderhandelnde wird
ordnungsgemäß benachrichtigt: erfolgt eine Zahlung ohne Angabe der Referenz, so kann sie nicht im
System von FINPOST mit der betreffenden Geldbuße in Verbindung gebracht werden, und es besteht

Der Chip des elektronischen Personalausweises
von Herrn Pasmans hat sich gelöst. Er muss einen
neuen Ausweis bezahlen. Der FÖD Inneres
behauptet, er sei nachlässig mit seinem Ausweis
umgegangen. Herr Pasmans versteht das nicht. Er
bewahrt seinen Ausweis in einer Plastikhülle in der
Brieftasche auf und benutzt ihn nur selten: einmal
jährlich, etwa bei einer Zollkontrolle, zur Abgabe
einer Kopie bei der Bank oder zum Ausleihen von
Büchern in der Bibliothek. Nach Darstellung des
FÖD Inneres weise sein Personalausweis eine
Beschädigung auf, was auf einen nachlässigen
Umgang hindeute. Nach Auskunft der Gemeinde
sei dies darauf zurückzuführen, dass Herr
Pasmans seine Brieftasche ständig in der
Gesäßtasche seiner Hose trage. Herr Pasmans
fragt sich, ob er nun als Mann verpflichtet sei, eine
Jacke mit einer ausreichend großen Tasche für
seine Brieftasche zu tragen, oder ob er künftig eine
Handtasche benötige.

Da sich der Chip von seinem elektronischen
Personalausweis gelöst hat, kann Herr Lebon seine
Familie nicht bei der Reise nach Tunesien
begleiten. Er kann erst zwei Tage später abreisen,
nachdem er im beschleunigten Verfahren einen
Reisepass erhalten hat. Im Anschluss an das
Einschreiten des föderalen Ombudsmanns
bestätigt der FÖD Inneres, dass Herr Lebon
Anrecht auf Wiedergutmachung des Schadens hat,
den er infolge eines Herstellungsfehlers am
elektronischen Personalausweis erlitten hat. Er
erhält einen Betrag von 1 332,96 Euro, was den
Kosten des internationalen Reisepasses im
beschleunigten Verfahren, einem zusätzlichen
Flugschein, einer Verlängerung des
Hotelaufenthalts um zwei Tage wegen der
Verschiebung des Rückflugs und einer zusätzlichen
Bahnfahrkarte entspricht.
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die Gefahr, dass die Staatsanwaltschaft eine Strafverfolgung einleitet. Das Beispiel auf Seite 4011 des
Berichts veranschaulicht, dass es sich hierbei nicht um leere Worte handelt.

Schätzungsweise an die 400 Einzahlungen pro Tag können nicht mit einer bestimmten Geldbuße in
Verbindung gebracht werden. Diese Einzahlungen stellen eine gewaltige Summe dar. Die
Steuerverwaltung zahlt nur auf Anweisung der Staatsanwaltschaft zurück.

11 Französische oder Niederländische Fassung, www.foderalerombudsmann.be
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2. Der Ombudsmann und die Rechtsprechung

Die Entfernung von Ausländen

Drei Problembereiche, in denen die Verwaltung sich bisher geweigert hatte, die Empfehlungen des
föderalen Ombudsmanns anzunehmen, haben sich vor Gerichten und Gerichtshöfen hingezogen, und
diese haben sich seinen Schlussfolgerungen angeschlossen :

Durch ein Urteil von Januar 2008 hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte das Einsperren
von Ausländern in der Transitzone des Nationalflughafens Brüssel verurteilt, indem er sich unter
anderem der Kritik anschloss, die der föderale Ombudsmann bereits 2004 bezüglich dieser Praxis
geäußert hat. Die Ministerin für Einwanderungs- und Asylpolitik hat sich daher entschlossen, dem ein
Ende zu bereiten.

In zwei Urteilen von Juli 2008 hat der Rat für
Ausländerstreitsachen deutlich erklärt, dass das
Ausländeramt keine Anordnung zum Verlassen des
Staatsgebiets an einen ausländischen Staatsbürger
richten darf, für den ein Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung sich noch in der Bearbeitung
befindet; der föderale Ombudsmann hatte das
Ausländeramt in einer Empfehlung von 2006 gebeten,
diese Praxis einzustellen. Das Ausländeramt hat sich
schließlich verpflichtet, keine Anordnung zum
Verlassen des Staatsgebiets mehr auszustellen, solange
ein vorher eingereichter Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung noch in Untersuchung ist.

Im Januar 2008 hat der Rat für Ausländerstreitsachen
sich ebenfalls im Sinne der Empfehlung
ausgesprochen, die wir 2006 bezüglich der Lage der
Staatenlosen vorgelegt hatten, ausgehend davon, dass
das Ausländeramt seine Entscheidung nicht angemessen begründe, wenn es einen Staatenlosen
auffordert, in sein Herkunftsland (sic!) zurückzukehren, um auf konsularischem Weg ein Visum zu
beantragen. In diesem Fall hat das Ausländeramt aber noch nicht die Lehren aus dieser
Rechtsprechung gezogen.

Herr Mbombo, ein Kongolese, hält sich als
Asylbewerber in Belgien auf. Im Juni 2006 stellt er
einen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung. Im
November 2006 wird Herr Mbombo Vater eines
Kindes mit belgischer Staatsangehörigkeit. Er teilt
dem Ausländeramt dies mit, um seinen Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung zu ergänzen. Nach einer
ablehnenden Entscheidung über seinen Asylantrag
erhält Herr Mbombo im April 2007 eine
Anordnung zum Verlassen des Staatsgebiets. Er
hat aber noch keine Antwort auf seinen Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung erhalten. Im Anschluss an
seine Beschwerde bittet der föderale
Ombudsmann das Ausländeramt, die Anordnung
zum Verlassen des Staatsgebiets zurückzuziehen
und den Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung von
Herrn Mbombo zu bearbeiten.
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3. Anwendung der Vorschriften
Unter den Beschwerden bezüglich der Anwendung von Vorschriften ist zwischen denjenigen, die sich
aus einer falschen oder zweifelhaften Auslegung der Vorschriften ergeben, und denjenigen, die nur auf
eine falsche Anwendung der Vorschriften zurückzuführen sind, zu unterscheiden. Während für die
zweite Kategorie von Beschwerden im Allgemeinen schnell praktische Lösungen gefunden werden,
benötigt die erste Kategorie Überzeugungskraft und Beharrlichkeit …

Ein Beispiel bezüglich der Registrierungsgebühren :

Beim gleichzeitigen Erwerb aneinander grenzender Wohnungen mit einem Katastereinkommen unter
745 Euro war die Verwaltung der Auffassung, dass für keine der beiden Wohnungen der Vorteil des
ermäßigten Satzes der Registrierungsgebühren gewährt werden könne, wenn die Summe der beiden
Katastereinkommen höher als 745 Euro sei und der Käufer beabsichtige, beide Wohnungen
zusammenzulegen.

Nach Darlegung der Verwaltung schließe der Kauf
eines Hauses den Vorteil des ermäßigten Satzes für
das andere Haus aus und umgekehrt, da der Käufer
zum Zeitpunkt des Erwerbs des anderen Hauses
bereits eines besitze, denn der Kauf erfolge
gleichzeitig.

Es handelte sich um eine unvernünftige Auslegung der
Gesetzesbestimmung. Wir waren der Auffassung, dass
in dieser Situation wenigstens für eine der
Wohnungen der ermäßigte Satz gewährt werden
musste, und wir konnten die Verwaltung davon
überzeugen. Die Dienststelle wird ihre bisherige
Haltung ändern.

Herr Barbier erwirbt in Lüttich zwei kleine
aneinander grenzende Häuser, von denen das
erste ein Katastereinkommen von 490 Euro und
das zweite ein Katastereinkommen von 689 Euro
hat. Für das erste Haus zahlt er 35 000 Euro und
für das zweite 75 000 Euro. Er kauft beide
Häuser gleichzeitig und beabsichtigt, seinen
Wohnsitz in demjenigen einzurichten, dessen
Katastereinkommen 689 Euro beträgt. Er erwartet
daher, hierfür den ermäßigten Satz zu erhalten
und 6% Registrierungsgebühren, d.h. 4 500 Euro,
zu zahlen. Für das andere Haus muss er den
vollen Satz, d.h. 12,5 % oder 4 375 Euro, zahlen.
Seine Überraschung ist aber groß, als das
Registrierungsamt von ihm ebenfalls den vollen
Satz für das erste Haus verlangt, nämlich
zusätzlich 4 875 Euro. Herr Barbier ist nicht
einverstanden und unterbreitet dem föderalen
Ombudsmann seine Akte. Nach der Prüfung stellt
sich heraus, dass die Verwaltung die Gesetzgebung
falsch ausgelegt hat. Herr Barbier braucht keine
zusätzlichen Registrierungsgebühren zu zahlen.
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4. Der Ombudsmann und die Verteidigung
der Menschenrechte

Der Aufenthalt der Eltern belgischer Kinder

Die Weise, wie das Ausländeramt mit allein erziehenden Eltern umgeht, die Ausländer sind, sich alleine
um den Unterhalt und die Erziehung ihres belgischen Kindes kümmern und eine Regularisierung ihres
Aufenthaltes beantragen, ist hinsichtlich der Grundrechte besorgniserregend.

Das Ausländeramt verweigert die Prüfung des Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung dieses Elternteils,
wenn er nicht den Beweis erbringen kann, dass der andere belgische Elternteil sich tatsächlich um das
Kind kümmert. Diese Weigerung verletzt auf schwere und unverhältnismäßige Weise das Recht der
Betroffenen auf ein Privat- und Familienleben und verletzt insbesondere die Rechte der betroffenen
Kinder.

Das Ausländeramt räumt nicht nur ein, dass es sich bei der Prüfung der Verbindung zwischen dem
Kind und seinem belgischen Elternteil nur auf seine « persönliche Überzeugung » (sic !) stütze, mit allen
sich daraus ergebenden Gefahren von Irrtümern oder unvernünftigen Einschätzungen, sondern diese
Praxis verstößt gegen mehrere Grundrechte, die durch die Europäische Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und der Konvention über die Rechte des Kindes gewährleistet werden.

Diese Situation führt nämlich dazu, dass es einem ausländischen Elternteil, der sich um sein Kind
kümmert, nicht erlaubt ist, mit ihm in Belgien zu bleiben, obwohl gerade der belgische Elternteil sich
nicht darum kümmert …

Auch wenn das Ausländeramt behauptet, es weise das belgische Kind nicht aus, macht seine
Entscheidung es dem ausländischen Elternteil (oft die Mutter) unmöglich, eine den übergeordneten
Interessen des Kindes entsprechende Entscheidung zu treffen :
• Entweder führt diese Person die Entscheidung des Ausländeramtes aus und ist verpflichtet, das Kind

mitzunehmen, weil der andere Elternteil sich nicht um sein Kind kümmert,… was de facto zur Folge
hat, das Verbot der Ausweisung eines Staatsangehörigen zu verletzen und dem belgischen Kind die
wirtschaftlichen und sozialen Rechte zu entziehen, die es in Belgien genießt,

• Oder sie bleibt illegal im Land, doch ihre Verwaltungssituation macht es ihr unmöglich, die
Grundbedürfnisse des Kindes zu decken.

Wir haben eine Empfehlung ans Ausländeramt gerichtet, damit es seine Praxis ändert, und hoffen, dass
nicht mehr auf eine Verurteilung durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte gewartet
werden muss, um dies zu erreichen…
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5. Was bedeutet zur rechten Zeit?

Die Frist für die Erstattung von medizinischen Kosten zu
Gunsten von Kriegsveteranen wird immer länger.

Das Institut für Veteranen erstattete früher die medizinischen Kosten innerhalb von 4 bis 6 Wochen.
Seit dem zweiten Quartal 2007 ist diese Erstattungsfrist immer länger geworden. Anfang 2008 betrug
sie 4 Monate. Ende März musste man 7 Monate warten. In den Empfangsbestätigungen wurde das
wahrscheinliche Datum der Erstattung regelmäßig entsprechend der Entwicklung der
Bearbeitungsdauer angepasst. Ende 2008 wurde jedoch keine Bearbeitungsdauer mehr angegeben…
Es wurden Maßnahmen ergriffen, um die Dienststelle zu verstärken. Es kann aber noch nicht bestimmt
werden, wann die normale Frist für die Erstattung wieder eingehalten wird.

Die Aufarbeitung des Rückstands in der Dienststelle für
Humanitäre Regularisierungen

In unserem Bericht 2006 hatten wir den erheblichen Rückstand dieser Dienststelle bei der Bearbeitung
der Anträge auf der Grundlage des ehemaligen Artikels 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember
1980 angeprangert. Im März 2006 musste die Dienststelle noch 25 448 Anträge bearbeiten. Am 30.
Oktober 2007 waren es noch 16 440 Akten. Anfang November 2008 war die Zahl auf 6 417 Akten
geschrumpft.

Die Zahl der Anträge, die auf der Grundlage der neuen Verfahren gemäß den Artikeln 9bis und 9ter
des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in der durch das Gesetz vom 15. September 2006
abgeänderten Fassung eingereicht werden, scheint hingegen anzusteigen. Daher ist die Gesamtzahl der
Akten, die im November 2008 noch zu bearbeiten waren, ebenso hoch wie im Vorjahr, nämlich fast
15 500. Allerdings betrifft der neue Rückstand (auf der Grundlage der Artikel 9bis und 9ter
eingereichte Anträge) neuere Akten. Im Verhältnis zum März 2006 ist der Gesamtbestand immerhin
um 10 000 verringert worden.

Der Rückstand bei gewissen Katasterkontrollen …

Seit 2005 hat die Zahl der Beschwerden, die bei dem föderalen Ombudsmann bezüglich der
Bearbeitungsdauer von Anträgen hinsichtlich der Festsetzung des Katastereinkommens eingereicht
wurden, erheblich zugenommen.

Wir stellen fest, dass es bei gewissen Kontrollen nicht selten vorkommt, dass die Steuerpflichtigen
mehrere Jahre warten müssen, bis eine Entscheidung getroffen wird. Die bisher ergriffenen Initiativen
beruhen zwar auf der wirklichen Absicht, die Situation zu verbessern, doch sie reichen noch nicht, um
zu gewährleisten, dass die Beschwerden der Steuerpflichtigen innerhalb einer angemessenen Frist
geprüft werden.
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Der Rückstand in der Bearbeitung der
Akten und die Unmöglichkeit, dem
Steuerpflichtigen zuverlässige Angaben zur
voraussichtlichen Bearbeitungsdauer zu
erteilen, sind nicht mit den Erfordernissen
einer transparenten und effizienten
Verwaltung vereinbar. Sie schmälern
erheblich das Vertrauen des Bürgers
gegenüber der Verwaltung.

Daher haben wir dieses Jahr zwei
Empfehlungen an die Verwaltung gerichtet,
eine bezüglich der Verkürzung der künftigen
Fristen und eine andere über die Annahme
eines Plans zur Aufarbeitung des
Rückstands.

Im. März 2006 reicht Herr Quinet eine Beschwerde gegen das
Katastereinkommen, das seinem Haus zugeordnet wurde, ein.
Er reicht ebenfalls eine Beschwerde gegen den
Immobiliensteuervorabzug für das Steuerjahr 2006 ein, der
anhand des Betrags des angefochtenen Katastereinkommens
berechnet worden war, ein. Als er den Steuerbescheid bezüglich
des Immobilienvorabzugs für das Steuerjahr 2007 erhält, hat er
noch keine Information über die Bearbeitung seiner Beschwerde
gegen das Katastereinkommen erhalten, mit Ausnahme einer
Empfangsbestätigung. Daher muss er eine erneute Beschwerde
gegen den Immobiliensteuervorabzug 2007 einreichen, um seine
Rechte zu wahren. Ende 2007 erfährt Herr Quinet, dass die
betreffende Katasterkontrollstelle noch Beschwerden von 2002
und 2003 bearbeitet. Der Bedienstete, der seine Akte bearbeitet,
verspricht ihm jedoch, dass seine Beschwerde bis zum 15. Mai
2008 geprüft werde. Herr Quinet glaubte das nicht. Und dennoch
… erhielt er schließlich Ende Mai seine Entscheidung.

… und bei gewissen Regionaldirektionen der direkten Steuern

Eine ähnliche Situation besteht bei gewissen Regionaldirektionen der direkten Steuern bezüglich der
Bearbeitung der Anträge auf Herabsetzung des Immobiliensteuervorabzugs.

In der Standardempfangsbestätigung wird angegeben, dass die Verwaltung alles daransetzt, die
Beschwerde umgehend zu bearbeiten. Außerdem wird vermerkt, dass der Steuerpflichtige, falls eine
Entscheidung nicht innerhalb von sechs Monaten getroffen wird, die Möglichkeit hat, sich ans Gericht
erster Instanz zu wenden, doch dies ist keine Verpflichtung. Er kann nämlich immer noch die
Entscheidung der Verwaltung abwarten.

Die Steuerpflichtigen müssen in der Tat mehrere Monate oder gar mehrere Jahre warten, bis die
Verwaltung über ihre Beschwerde entscheidet. Da es keine Informationen gibt, weiß der
Steuerpflichtige jedoch nicht, ob die Verwaltung kurz davor steht, eine Entscheidung zu treffen, oder
ob er noch lange warten muss. Diese lange Bearbeitungsdauer zwingt viele Steuerpflichtigen, jedes Jahr
eine erneute Beschwerde gegen den Immobiliensteuervorabzug aus dem gleichen Grund einzureichen,
solange sie keine Verwaltungsentscheidung über die ursprüngliche Beschwerde erhalten haben.

Wir haben daher ebenfalls zwei Empfehlungen an diese Verwaltung gerichtet, eine bezüglich der
Verkürzung der künftigen Fristen und eine andere über die Annahme eines Plans zur Aufarbeitung des
Rückstands.

Die notwendige Transparenz der Fristen

Über den Rückstand einer Dienststelle hinaus ist der föderale Ombudsmann über das gänzliche Fehlen
von Informationen für den Bürger bezüglich der Frist, innerhalb derer er eine Entscheidung erwarten
kann, besorgt. So wie wir es 2002 für die Generaldirektion für Personen mit Behinderung oder 2006
für das Ausländeramt, 2008 beim Institut für Veteranen, bei gewissen Katasterkontrollstellen oder
gewissen Regionaldirektionen des Immobiliensteuervorabzugs angeprangert hatten, kommt ein
Zeitpunkt, in dem sich der Rückstand der Dienststelle derart aufbaut, dass die Bediensteten dem
Bürger nicht einmal mehr mitteilen können, wann er die erwartete Entscheidung erhalten wird.
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Über die Empfehlungen an die betroffenen Dienststellen, ihren Rückstand abzubauen und wieder zu
einer vernünftigen Bearbeitungsdauer zurückzufinden, hinaus sollte unsere allgemeine Empfehlung von
2006 (AE06/01) diesem Informationsmangel abhelfen.

Es ist unannehmbar, dass eine Verwaltung, die für eine Kultur der Dienstleistung eintritt und gegenüber
den Bürgern transparent sein möchte, sich damit begnügt, den Bürgern zu antworten, sie wisse nicht,
wann sie ihre Akte bearbeiten könne. Die Transparenz der Verwaltung erfordert es, dass das Handeln
der Verwaltung vorhersehbar ist und dass diese sich bereiterklärt, über ihre Arbeitsweise Rechenschaft
abzulegen.

Aus diesem Grund hatten wir 2006 empfohlen, dass in das Gesetz über die Öffentlichkeit der
Verwaltung eine Bestimmung eingefügt wird, damit jede Verwaltungsbehörde verpflichtet ist, die Frist
mitzuteilen, in der sie eine Entscheidung treffen wird. Ebenso wie der Name, die Eigenschaft, die
Adresse und die Telefonnummer der Person, die weitere Informationen zur Akte erteilen kann, ist die
wahrscheinliche Bearbeitungsdauer ein wesentlicher Hinweis, damit die Öffentlichkeit eine klare und
objektive Information über das Handeln der föderalen Verwaltungsbehörden erhält. Diese Empfehlung
bleibt in unseren Augen vorrangig.
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6. Rechtssicherheit und gewissenhafte
Verwaltung schaffen Vertrauen

Die Rechtssicherheit beinhaltet, dass das Recht vorhersehbar und zugänglich sein muss. Die rechtlichen
Auswirkungen müssen eingeschätzt werden können, und der Bürger muss sich auf eine gewisse
Beständigkeit bei der Verwaltung verlassen können. Die Rechtssicherheit setzt der Freiheit der
Verwaltung auch gewisse Grenzen.

Die Gewährleistung der Rechtssicherheit hängt ebenfalls mit der Einhaltung anderer Normen der
angemessenen Verwaltung zusammen. Sie wird besser gewährleistet, indem mehr Informationen erteilt
werden, gewisse Verwaltungshandlungen eine Rechtsgrundlage erhalten und sorgfältiger vorgegangen
wird …

Die Rechtssicherheit ist im Übrigen von entscheidender Bedeutung für das Vertrauen des Bürgers
gegenüber der Obrigkeit.

Die Auswirkungen der faktischen Trennung auf die Festsetzung
der Steuer

Die faktische Trennung kann die Berechnungsweise
der Steuern beeinflussen. Doch ab wann ist man
faktisch getrennt? Der Beginn der faktischen Trennung
kann für den Betroffenen, den Richter, das Steueramt,
usw. unterschiedlich sein. Es ist vor allem eine Frage
von Fakten.
Das Steueramt macht sich die Aufgabe leicht. In der
Praxis geht es davon aus, dass die Parteien faktisch
getrennt sind ab dem Datum der neuen Eintragung ins
Bevölkerungsregister der Gemeinde, in der sie ihren
neuen getrennten Wohnsitz gewählt haben. Dieses
Element ist objektiv überprüfbar. Es steht jedoch
nirgends ausdrücklich geschrieben, dass dieses
Element genutzt wird, um den Beginn der faktischen
Trennung zu bestimmen

Um die Rechtssicherheit für faktisch getrennte
Ehepartner zu erhöhen, haben wir der
Steuerverwaltung daher vorgeschlagen, die Broschüre
mit den Erläuterungen zur Steuererklärung zu
verdeutlichen und darin zu vermerken, dass das
Anfangsdatum der faktischen Trennung grundsätzlich
das Datum der neuen Eintragung im
Bevölkerungsregister der Gemeinde mit dem neuen
Wohnsitz ist und dass es in dem Fall, wo in der
Steuererklärung ein anderes Datum vermerkt ist,
notwendig ist, den Beweis für die tatsächliche faktische
Trennung und dafür, dass diese dauerhaft und
ununterbrochen ist, zu erbringen.

Frau Glineur ist seit dem 23. Juni 2004 faktisch
getrennt. Ihr Ehemann zieht um, teilt seinen
Wohnsitzwechsel aber nicht sofort mit. Im Januar
2005 ändert die Gemeindeverwaltung von Amts
wegen seine Adresse.
Für das Steuerjahr 2006 reicht Frau Glineur eine
getrennte Steuererklärung ein und trägt das
Datum der faktischen Trennung ein. Mit Erstaunen
muss sie jedoch im Mai 2007 feststellen, dass sie
einen Steuerbescheid erhält, der auf den Namen
ihres Mannes und ihren eigenen Namen
ausgestellt ist.
Sie reicht eine Beschwerde bei der
Steuerverwaltung ein und erkundigt sich ebenfalls
telefonisch, ob sie nicht einen getrennten
Steuerbescheid erhalten kann, da die faktische
Trennung im Juni 2004 erfolgt ist. Die Verwaltung
antwortet verneinend. Ihre Beschwerde wird
abgewiesen. Frau Glineur wendet sich daraufhin an
einen Steuerberater, der ihr mitteilt, dass sie die
bloße Tatsache der gemeinsamen Besteuerung
hätte anfechten können, indem sie den Beweis für
das Datum des Beginns der faktischen Trennung
erbrachte. Frau Glineur hatte sich auf die
Informationen der Verwaltung verlassen und diesen
Beweis nicht erbracht, so dass es nun dafür zu
spät ist, weil die Beschwerdefrist abgelaufen ist.
Frau Glineur muss also mit ihrem Mann
vereinbaren, wie sie die Steuer aufteilen werden.
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Die Steuerverwaltung hat sich geweigert, diesen Vorschlag anzunehmen. Erstens befürchtet sie, dass
die Broschüre mit den Erläuterungen zu dick und unverständlich wird, wenn ständig Informationen
hinzugefügt werden. Vor allem, und dies ist viel grundlegender, möchte die Steuerverwaltung nicht
ausdrücklich die Bedingung der Einschreibung im Bevölkerungsregister präzisieren, weil sie Missbrauch
durch die Steuerpflichtigen befürchtet.

Damit kann der föderale Ombudsmann sich natürlich nicht einverstanden erklären. Die
Rechtssicherheit und die Transparenz müssen Vorrang vor der Gefahr eines etwaigen schlechten
Willens des Steuerpflichtigen haben. Die Unklarheit der Steuerverwaltung gegenüber faktisch
getrennten Steuerpflichtigen ist ein Verstoß gegen die Rechtssicherheit.

Änderung der Regeln für den Eintausch von
Dienstleistungsschecks

Das System der Dienstleistungsschecks ermöglicht es einem anerkannten Unternehmen,
Arbeitnehmer einzustellen, um bei einem Benutzer oder außerhalb die Tätigkeit als Haushaltshilfe
auszuüben.

Dienstleistungsschecks sind acht Monate lang gültig. Bis zum 1. Mai 2008 galt, dass sie, wenn sie aus
irgendeinem Grund nicht während der Gültigkeitsdauer verwendet wurden, bis zu sechs Monate nach
dem Ablaufdatum gegen neue Schecks eingetauscht werden konnten. Am 1. Mai 2008 ist jedoch eine
neue Regelung in Kraft getreten.

Von einem Tag auf den anderen konnten Dienstleistungsschecks, deren Gültigkeitsdauer abgelaufen
war, nicht mehr eingetauscht werden. Es war keinerlei Übergangsmaßnahme vorgesehen worden.
Innerhalb kurzer Zeit haben wir 85 Beschwerden erhalten. Die Benutzer von Dienstleistungsschecks
beschwerten sich über die neue Regelung und das Fehlen einer entsprechenden Mitteilung.

Wir waren der Auffassung, dass das Fehlen von Übergangsbestimmungen in Verbindung mit dem
Ausbleiben einer aktiven Information zu einem Verstoß gegen die Normen der Rechtssicherheit und
des legitimen Vertrauens geführt hatte. Im Anschluss an unser Einschreiten bei dem Unternehmen für
Dienstleistungsschecks, dem Arbeitsamt und der Ministerin für Beschäftigung hat diese die zeitliche
Anwendung der neuen Maßnahme verdeutlicht. Die neue Bestimmung ist so auszulegen, dass die
Maßnahme zur Begrenzung der Eintauschmöglichkeit nur für Dienstleistungsschecks gilt, die nach ihrem
Inkrafttreten ausgestellt wurden.

Diese Maßnahmen bietet den Benutzern eine praktische Lösung, müsste jedoch als
Übergangsbestimmung in den königlichen Erlass aufgenommen werden.
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Die durch das Ausländeramt bei der Bearbeitung von Anträgen
auf Aufenthaltsgenehmigung angewandten Richtlinien

Die Rechtssicherheit ist in der heutigen Arbeitsmethode des Ausländeramtes nicht gewährleistet. Dies
ist die Schlussfolgerung unseres Berichts über die Bewertung von Beschwerden, die 2008 durch
gewisse Hungerstreikende eingereicht wurden; sie wurde vollständig in unseren Jahresbericht
aufgenommen.

Der föderale Ombudsmann hat dem zuständigen Minister und dem Ausländeramt empfohlen, die
Rechtsunsicherheit zu verringern, indem die Richtlinien zur Bearbeitung von Anträgen auf humanitäre
Regularisierung des Aufenthalts, die derzeit durch das Ausländeramt angewandt werden, präzisiert
werden. Diese Präzisierung sollte vorzugsweise durch ein veröffentlichtes Rundschreiben geschehen
und regelmäßig aktualisiert werden, sobald neue Anwendungsmodalitäten eingeführt werden oder die
Verwaltungspraxis sich ändert.

Diese Empfehlung entspricht der allgemeinen Empfehlung von 2001 (AE 01/01), die eine größere
Transparenz und mehr Rechtssicherheit bei der Anwendung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980
durch das Ausländeramt bezweckte.
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7. Die Beurteilungsfreiheit der Verwaltung
Im Gegensatz zu dem Fall, wo ihre Befugnis gebunden ist, kann die Verwaltung im Rahmen ihrer
« Ermessensbefugnis » entsprechend ihrer Beurteilung unterschiedliche Entscheidungen treffen,
vorausgesetzt dies bleibt innerhalb der Grenzen der Gesetzmäßigkeit und Vernunft. Die Beschwerden
zeigen, dass die Ausübung einer Ermessensbefugnis durch die Verwaltung bisweilen durch den Bürger
als willkürlich empfunden wird. Daher bestehen wir in gewissen Fällen darauf, dass die Verwaltung die
Elemente verdeutlicht, die sie bei ihrer Beurteilung berücksichtigt.

Im Übrigen bietet die Beurteilungsfreiheit der Verwaltung dem föderalen Ombudsmann einen
gewissen Schlichtungsspielraum. Der Anteil der erfolgreichen Schlichtungsvorschläge am Ergebnis der
Vermittlungen des föderalen Ombudsmanns ist nicht unerheblich.

Maßnahmen zur Steuereintreibung

Die Einnehmer der direkten Steuern sind
mit der Steuereintreibung beauftragt. Als
Buchhalter des Staates haften sie persönlich
mit ihrem eigenen Vermögen.

Wenn der Steuerpflichtige die Steuer nicht
innerhalb der festgesetzten Frist von sich
aus zahlt – beispielsweise wegen finanzieller
Schwierigkeiten -, verfügt der Einnehmer
über verschiedene Mittel, um zur
Eintreibung des geschuldeten Betrags
überzugehen. Er kann einem Tilgungsplan
zustimmen oder sich im Hinblick auf eine
Zwangseintreibung an einen
Gerichtsvollzieher wenden … Er
entscheidet frei darüber, welche Mittel er
anwendet und wann. Mit anderen Worten,
er verfügt diesbezüglich über eine
Ermessensbefugnis.

Bei der Ausübung dieser Befugnis ist er
jedoch wie jeder öffentliche Dienst
verpflichtet, die Normen der guten
Verwaltungspraxis einzuhalten. Eingeleitete
Verfolgungen dürfen nicht zu
unverhältnismäßigen Kosten für den
Steuerpflichtigen führen, wenn anhand der
Akte deutlich festzustellen ist, dass er
freiwillig seiner Pflicht nachkommt und die
Schuld kurzfristig beglichen wird.

Ende November 2007 erhält Frau Charlier einen Steuerbescheid
bezüglich des Steuerjahres 2007. Sie muss vor dem 28. Januar
2008 dem Steueramt 6 624,70 Euro zahlen. Sie hatte jedoch im
Laufe desselben Jahres, nämlich im März 2007, ihren
Steuerbescheid bezüglich des Steuerjahres 2006 erhalten. Für den
damals zu zahlenden Betrag von 2 315,62 Euro hatte sie einen
Tilgungsplan über vier Monate erhalten. Als sie jedoch einen neuen
Tilgungsplan für die Schuld von 6 624,70 Euro beantragte, wurde
dieser verweigert mit der Begründung, sie habe bereits zwei
Tilgungspläne erhalten, nämlich einen für das Steuerjahr 2006 und
einen anderen für das Steuerjahr 2004 ...
Im Laufe der letzten Jahre musste Frau Charlier sich fünf
chirurgischen Eingriffen unterziehen. Sie trägt Prothesen an der
Hüfte und an den Schultern und ist auf eine Haushaltshilfe
angewiesen. Sie erhält eine Invalidenzulage mit einem
Zusatzbetrag ihres Arbeitgebers. Um ihre finanziellen
Schwierigkeiten zu überwinden, hat sie bereits mehrere Darlehen
aufgenommen. Der Eingang von zwei Steuerbescheiden im
gleichen Jahr kam nicht sehr gelegen …
Diese Argumente können den Einnehmer der Direkten Steuern
jedoch nicht überzeugen. Frau Charlier wendet sich an ihr
Kreditinstitut. Sie kann noch einen Betrag von höchstens 5 800
Euro leihen. Anfang März 2008 zahlt sie die 5 800 Euro und
bittet um einen Tilgungsplan über vier Monate für den Restbetrag
von 824,70 Euro. Dieser wird ebenfalls verweigert. Sie zahlt noch
einen Betrag von 441,42 Euro am 27. März 2008. Da ihre
Steuerschuld nur noch 400 Euro beträgt, möchte sie diese so
schnell wie möglich begleichen.
Anfang April 2008 beschließt der Einnehmer jedoch, auf einen
Gerichtsvollzieher zurückzugreifen, um den Restbetrag
einzutreiben. Die Kosten für die Zwangseintreibung in Höhe von
150 Euro werden Frau Charlier auferlegt. Ihre Schuld beträgt
nunmehr 550 Euro …

Während die Steuerverwaltung bisher an dem Grundsatz festhielt, dass nur auf die Kosten der
Verfolgung verzichtet werden konnte, wenn der Einnehmer einen Irrtum oder einen Fehler begangen
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hatte, konnte die Steuerverwaltung nach einer gründlichen Diskussion davon überzeugt werden, dass
in dem Fall, wo eindeutig ein Verstoß von Normen wie gewissenhafte Verwaltung oder Vernunft und
Verhältnismäßigkeit vorliegt, die Regionaldirektion die Annullierung der Verfolgungskosten angesichts
konkreter Elemente der Akte ins Auge fassen kann.

Strafen für Arbeitslose

Zu Unrecht erhaltene Arbeitslosenzulagen
müssen sofort zurückgezahlt werden, und
das Arbeitsamt kann einen Ausschluss vom
Recht auf Arbeitslosengeld während
mehreren Wochen beschließen.

Doch gibt es besondere Umstände, die ein
Einschreiten des föderalen Ombudsmanns
erlauben ? Dies kann sich als nützlich
erweisen, wenn die Verwaltung nicht
wusste, dass eine geistig behinderte Person
falsche Angaben gemacht hatte …

Herr De Creemer hat 2005 eine gewisse Anzahl von Tagen
gearbeitet, doch er hat sie nicht auf seiner Kontrollkarte vermerkt,
so dass er für diese Tage Arbeitslosenzulagen erhalten hat. Das
Arbeitsamt stellt dies fest und verlangt die Rückzahlung der zu
Unrecht überwiesenen Zulagen. Herr De Creemer wird außerdem
während vier Wochen vom Recht auf Arbeitslosengeld
ausgeschlossen. Da er geistig behindert ist, wohnt er in einem
Heim. Dieses wendet sich an den föderalen Ombudsmann. Herr
De Creemer muss natürlich die zu Unrecht erhaltenen
Arbeitslosenzulagen zurückzahlen, doch einen Ausschluss während
vier Wochen … betrachtet das Heim als eine übertriebene Strafe.
Herr De Creemer hat keineswegs absichtlich diese Arbeitstage
gegenüber dem Arbeitsamt verheimlicht. Bei dem Einschreiten des
föderalen Ombudsmanns stellte sich heraus, dass das Arbeitsamt
offenbar nicht über den geistigen Zustand von Herrn De Creemer
auf dem Laufenden war. Es ist bereit, die Strafe auf eine
Verwarnung zu begrenzen, und hebt den Ausschluss auf.
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IV. Empfehlungen





1. Einleitung
Zu den Aufgaben, die den föderalen Ombudsmännern ausdrücklich mit Artikel 1, Absatz 3 des
Gesetzes vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner12 (im Folgenden « das
Gesetz » genannt) erteilt wurden, gehört es, auf der Basis der Feststellungen, die anlässlich der Prüfung
der Beschwerden bezüglich des Funktionierens der föderalen Behörden gemacht wurden,
Empfehlungen auszusprechen.

Es gibt zwei Arten von Empfehlungen

a) Die offiziellen Empfehlungen (OE): gemäß Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes können die
Ombudsmänner im Rahmen der Bearbeitung der Beschwerden jede Empfehlung, die sie für
zweckmäßig halten, an die Verwaltungsbehörde richten.

b) Die allgemeinen Empfehlungen (AE): Artikel 15, Absatz 1 des Gesetzes sieht vor, dass der
Jahresbericht und die eventuellen Zwischenberichte, die die Ombudsmänner an die
Abgeordnetenkammer richten, die Empfehlungen enthalten, die sie für zweckmäßig halten, und die
Funktionsstörungen darlegen, auf die die Ombudsmänner im Rahmen ihrer Tätigkeit stoßen.13

2. Allgemeine Empfehlungen
AE 08/01 : Es muss ein königlicher Erlass verabschiedet werden zur Ausführung von Artikel 394, §4
des Einkommenssteuergesetzbuches 92, um festzulegen, wie bei einer gemeinsamen Besteuerung
der Anteil ermittelt wird, der sich auf das besteuerbare Einkommen der einzelnen Steuerpflichtigen
bezieht.14

Artikel 394, § 4, EStGB 92 schreibt seit 200115 vor, dass der König festlegt, wie der Anteil der zu
zahlenden Steuer oder der Steuererstattung für jeden einzelnen Ehegatten oder gesetzlich
Zusammenwohnende festgesetzt wird.

Die Steuerpflichtigen, die gemeinsam besteuert werden müssen, erhalten einen einzigen
Steuerbescheid mit der Berechnung der gemeinsamen Steuer. Sie können ihren persönlichen Anteil an
der Steuer oder der Steuererstattung nicht erkennen.

Der Anteil der zu erhaltenden oder zu zahlenden Steuer der einzelnen Steuerpflichtigen in der
gemeinsamen Veranlagung muss jedoch manchmal präzise angegeben sein, insbesondere im Fall der
faktischen Trennung oder im Falle persönlicher Schulden eines der Steuerpflichtigen.

Wenn die Steuerpflichtigen nicht untereinander eine Einigung über die Aufteilung der Steuer erzielen
können oder wenn diese Aufteilung durch die Verwaltung verweigert wird16, wendet diese derzeit in
Ermangelung eines königlichen Erlasses einen Verteilerschlüssel an, der vor vielen Jahren entwickelt
wurde und in einem Verwaltungsrundschreiben von 1991 beschrieben ist. In den meisten Fällen schickt

12 S. 77.
13 Nur die allgemeinen Empfehlungen von 2008 sind in diesem Teil IV angeführt. Die Übersichtstabelle der sich noch in

Bearbeitung befindenden Empfehlungen (1997-2008) ist im Anhang, S. 85, angeführt.
14 S. 42.
15 Artikel 57 A, 3° des Gesetzes vom 10. August 2001 zur Reform der Steuer der natürlichen Personen.
16 Beispielsweise wegen persönlicher Schulden eines der Steuerpflichtigen.
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sie den Steuerpflichtigen einen Vorschlag für die Aufteilung zu. Ist man mit dem Vorschlag der
Verwaltung einverstanden, so gibt es natürlich kein Problem. Ist man hingegen nicht einverstanden, so
müssen die Dienststellen für Besteuerung und Eintreibung zahlreiche Fragen der Steuerpflichtigen
beantworten, wobei der Verteilerschlüssel und die sich aus seiner Anwendung ergebenden Beträge in
Frage gestellt werden. In diesem Fall müsste die Dienststelle des Finanzamtes eine korrektere
Verteilung herausfinden, die den Rechten entsprechen würde, die jeder einzelne Steuerpflichtige aus
dem Zivilrecht oder Steuerrecht ableiten kann.

Der föderale Ombudsmann erhält regelmäßig Beschwerden, die entstehen, wenn die Steuerpflichtigen
keine gemeinsamen finanziellen Interessen mehr, sondern nur noch streng getrennte haben.

Wer beispielsweise mehr Berufssteuervorabzug gezahlt hat, möchte einen größeren Anteil
zurückerstattet bekommen. Wer für den Unterhalt der Kinder aufkommt, möchte nicht auf den
entsprechen Steuervorteil verzichten. So kann man eine ganze Reihe von Meinungsverschiedenheiten
aufzählen, bei denen die Verwaltung aufgefordert ist, eine überzeugende Erklärung oder eine Lösung
zu bieten. Sobald das Ergebnis des Verteilerschlüssels vom Güterstand der Eheleute, den beim
Einreichen der Steuererklärung geäußerten Wünschen, den Fakten, usw., abzuweichen scheint, kann
jeder Steuerpflichtige daraus ein Argument ableiten, um die vorgeschlagene Verteilung anzufechten.

Solange der Verteilerschlüssel in einem Verwaltungsrundschreiben und in Anleitungen festgelegt ist, gilt
er zwingend für die Verwaltung, aber nicht für den Steuerpflichtigen. Der Gesetzgeber hat im Übrigen
in Artikel 394, § 4, EStGB 92 deutlich erkennen lassen, dass er es vorzieht, die Angelegenheit durch
einen königlichen Erlass zu regeln.

Nach Darlegung des Staatsrats muss der königliche Erlass zur Bestimmung des Anteils der Steuer oder
der Steuererstattung bezüglich der Einkünfte der jeweiligen Steuerpflichtigen an der gemeinsamen
Steuer sowohl den Bestimmungen des Einkommenssteuergesetzbuches 1992 als auch des
Zivilgesetzbuches entsprechen.17

Ein königlicher Erlass, der diese Anforderungen erfüllt, ist das am besten geeignete Mittel, um einen
Verteilerschlüssel festzulegen, der den jüngeren Entwicklungen der Steuergesetzgebung und des
Zivilrechts Rechnung trägt und dessen Anwendung zu einem Ergebnis führt, das gegenüber allen
betroffenen Parteien geltend gemacht werden kann.

Die Untätigkeit der Obrigkeit auf diesem Gebiet hält die Rechtsunsicherheit aufrecht und ist daher
nicht zu rechtfertigen.

AE 08/02 : Die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, um den Widerspruch zu beseitigen, der sich
aus der kombinierten Anwendung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins
Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern und von Artikel
31 des Gesetzbuches des internationalen Privatrechts ergibt.18

Es kommt vor, dass mehrere Behörden sich zur Anerkennung derselben ausländischen Urkunde im
Rahmen der Ausübung ihrer Zuständigkeiten äußern müssen.19 Artikel 27 des Gesetzes vom 16. Juli
2004 zur Festlegung des Gesetzbuches des internationalen Privatrechts (nachstehend GBIPR) erlaubt

17 Stellungnahme des Staatsrates zum Gesetzentwurf zur Festlegung steuerlicher und anderer Bestimmungen vom 17. März
1999 ; Parl. Dok., Kammer, n° 2073/1, S. 21-22, Sitzungsperiode 49.

18 S. 87.
19 Beispielsweise prüft das Ausländeramt die ausländische Heiratsurkunde im Hinblick auf die Erteilung eines Visums zur

Familienzusammenführung ; die Steuerverwaltung prüft die ausländische Heiratsurkunde zur Bestimmung der steuerlichen
Behandlung ; die Gemeindeverwaltung tut es im Hinblick auf die Eintragung des Zivilstands in den Personalausweis/die
Aufenthaltskarte; das Landespensionsamt tut es im Rahmen der Gewährung einer Hinterbliebenenrente, usw.
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es ihnen nämlich, die Urkunde anzuerkennen oder deren Anerkennung zu verweigern, und dies
unabhängig voneinander. Artikel 27, § 1 des GBIPR besagt : « eine ausländische Urkunde wird in Belgien
durch jede Obrigkeit anerkannt, ohne dass irgendein Verfahren notwendig ist, wenn ihre Gültigkeit gemäß
dem aufgrund dieses Gesetzes geltenden Recht erwiesen ist, insbesondere unter Berücksichtigung der Artikel
18 und 21 ».

Ein positiver Aspekt ist, dass die durch Artikel 27 des GBIPR eingeführte Regelung besagt, dass die
Anerkennung ausländischer Urkunden von Rechts wegen durch jede Obrigkeit und ohne Verfahren
erfolgt.20 Das System scheint für den Antragsteller also einfach zu sein…, zumindest solange keine
Behörde sich weigert, die ausländische Urkunde anzuerkennen. Dieses System führt nämlich in
gewissen Fällen dazu, dass eine ausländische Urkunde durch gewisse belgische Behörden anerkannt
wird, während andere die Anerkennung verweigern.21

Das ist beispielsweise der Fall, wenn der Standesbeamte eine Urkunde über eine im Ausland erfolgte
Eheschließung zwischen einem belgischen Staatsangehörigen und einem im Ausland wohnhaften
ausländischen Staatsangehörigen in die Standesamtsregister einträgt und der Zivilstand des belgischen
Staatsangehörigen sich infolgedessen im Bevölkerungsregister ändert. Das Paar gilt dann als verheiratet
in den Augen der meisten belgischen Verwaltungen, die sich im Allgemeinen auf das Nationalregister
stützen : Steuerverwaltung, Sozialversicherungseinrichtungen, usw.

Das Ausländeramt verweigert daraufhin die Erteilung eines Visums für Familienzusammenführung zu
Gunsten des im Ausland wohnhaften Ehepartners, weil es davon ausgeht, dass die Urkunde in der
belgischen Rechtsordnung keine Wirkung haben kann.22

Angesichts der widersprüchlichen Haltung der verschiedenen belgischen Behörden, die den
betroffenen Personen oft große Schwierigkeiten bereitet, müssen diese Schritte unternehmen, um ihre
Situation zu klären. Verweigert eine Behörde die Anerkennung einer ausländischen Urkunde, so haben
sie die Möglichkeit, beim Gericht erster Instanz eine Gerichtsklage einzureichen, denn dieses kann
alleine endgültig über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der ausländischen Urkunde hinsichtlich des
belgischen Rechts urteilen.23 24 Dieses Verfahren, das oft erst nach monatelanger Ungewissheit

20 Senat, Bericht im Namen des Justizausschusses, 2003-2004, 3-27/7, S. 57.
21 In diesem Sinne : Urteil des Rates für Ausländerstreitsachen Nr. 2667 vom 16. Oktober 2007, in dem er bezüglich einer

Weigerung des Ausländeramtes, aufgrund einer Auslandsehe ein Visum zu erteilen, geurteilt hat : « aus dieser Bestimmung
ergibt sich, dass jede Verwaltungsbehörde […] in der Ausübung ihrer Zuständigkeiten […] die Anerkennung einer ausländischen
Urkunde verweigern kann. (...) Da Artikel 27, §1, Absatz eins des GBIPR ‘allen Behörden diese Befugnis zur Anerkennung de plano
erteilt, […] beeinträchtigt der Umstand, dass der zuständige Standesbeamte tatsächlich diese ausländische Urkunde anerkannt
hätte, nicht die Möglichkeit, dass die Gegenpartei in ihrem Zuständigkeitsbereich diese Anerkennung verweigert » (freie
Übersetzung).

22 Das Ausländeramt verweigert die Anerkennung einer Heiratsurkunde in folgenden Fällen : entweder ist die Heiratsurkunde
nicht mit der belgischen internationalen öffentlichen Ordnung vereinbar, stellt einen Gesetzesverstoß dar oder entspricht
nicht dem persönlichen Status der einzelnen Ehepartner.
Oder das Ausländeramt vermutet eine Scheinehe und beantragt eine Stellungnahme der Staatsanwaltschaft, die nach einer
Untersuchung den Standpunkt vertritt, dass diese Ehe in Belgien nicht wirksam sein kann, weil diese nicht geschlossen wurde,
um eine dauerhafte Lebensgemeinschaft zu gründen, sondern nur, um einen Vorteil in Bezug auf den Aufenthalt in
Verbindung mit dem Status als Ehepartner zu erlangen (vgl. Artikel 146bis des Zivilgesetzbuches).

23 Dieses System der Anerkennung durch gleich welche Behörde wird als Fortschritt dargestellt, weil das Verfahren des
(einseitigen) Antrags ans Gericht erster Instanz nunmehr vereinfacht wird: Senat, 2003-2004, 3- 27/7, S. 60 : « Man wollte
diese Unsicherheit teilweise beseitigen durch Einführung eines vereinfachten Antragsverfahrens » ; S. 278.

24 Michael Traest, in Het Wetboek Internationaal Privaatrecht Becommentarieerd – Le Code de droit international privé commenté,
Intersentia/Bruylant, 2006, S. 154-155 ; Hakim Boularbah, in « Le nouveau droit international privé belge », J.T., 2005, S. 86.
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eingereicht wird, ist bisweilen jedoch langwierig und teuer. Außerdem scheint es, dass gewisse
Gerichte Artikel 27 des GBIPR unterschiedlich auslegen.25

Der föderale Ombudsmann ist auf noch besorgniserregendere Situationen gestoßen, in denen
ausländischen Staatsangehörigen ein Visum für Familienzusammenführung in der Eigenschaft als
Ehepartner ausgestellt worden war. Wenn die Person mit einem Visum für Familienzusammenführung
eintrifft, hat das Ausländeramt bereits geprüft, dass alle inhaltlichen Bedingungen erfüllt sind und es hat
daher die Heiratsurkunde anerkannt. Bei seinem Eintreffen in Belgien muss der Ehepartner bei der
Gemeindeverwaltung vorstellig werden, um eine Aufenthaltsgenehmigung zu beantragen : nach einer
Überprüfung des Aufenthaltsortes erteilt die Gemeindeverwaltung grundsätzlich sofort die
Aufenthaltsgenehmigung, die im Gesetz vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet,
den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern (nachstehend Gesetz über den
Aufenthalt von Ausländern) vorgesehen ist.

Bei ihrem Eintreffen in Belgien stellen gewisse Personen jedoch fest, dass die Gemeindeverwaltung sich
weigert, ihren Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung schriftlich festzuhalten oder den Antrag zu
berücksichtigen, weil sie Zweifel an der Gültigkeit der Heiratsurkunde haben. Obwohl diese Personen
mit einem gültigen Visum für Familienzusammenführung eingetroffen sind, stehen sie dann entweder
ohne irgendein Dokument da (wenn die Gemeindeverwaltung sich mündlich weigert, ihren Antrag
festzuhalten), oder mit einer Entscheidung zur Verweigerung der Berücksichtigung, was weder
hinsichtlich des Aufenthalts noch hinsichtlich irgendeines anderen Vorteils, der sich aus der
Aufenthaltsgenehmigung ergeben würde (Arbeit, Sozialrechte …), zu irgendwelchen Rechten führt.
Beide Haltungen stehen jedoch im Widerspruch zum Gesetz über den Aufenthalt von Ausländern.
Dieses Gesetz erlaubt es nämlich auf keinen Fall einer Gemeindeverwaltung, einen Antrag nicht
schriftlich festzuhalten. Die Entscheidung zur Verweigerung der Berücksichtigung26 kann nur getroffen
werden, wenn die Person keine beglaubigte Heiratsurkunde vorlegt; in dem uns vorliegenden Fall hat
die Person jedoch eine beglaubigte Heiratsurkunde vorgelegt, doch die Gemeindeverwaltung äußert
Zweifel an ihrer Gültigkeit und wartet mit einer endgültigen Entscheidung, bis die Staatsanwaltschaft
Stellung genommen hat.

Die Gemeindeverwaltungen rechtfertigen ihre Haltung wie folgt: einerseits erlaubt Artikel 27 des
GBIPR es ihnen, sich eine eigene Meinung über die Gültigkeit der vorgelegten Heiratsurkunde zu
bilden, selbst wenn diese Urkunde bereits durch das Ausländeramt anerkannt wurde. Andererseits
verbietet Artikel 31 des GBIPR es den Gemeindeverwaltung, einen Ehepartner, der mit einem gültigen
Visum eintrifft, ins Ausländerregister einzutragen, solange sie nicht zur Gültigkeit dieses Dokumentes
hinsichtlich der Bedingungen von Artikel 27 des GBIPR Stellung genommen hat. Artikel 31 des GBIPR
besagt nämlich:

« § 1er. Eine ausländische Urkunde über den Zivilstand kann erst Gegenstand eines Randvermerks auf einer
standesamtlichen Urkunde sein oder in ein Standesamtsregister eingetragen werden oder als Grundlage für
eine Eintragung in ein Bevölkerungsregister, ein Ausländerregister oder ein Warteregister dienen, nachdem

25 Vgl. Kristien Vanvoorden, « De erkenning door Belgische overheden van buitenlandse akten inzake de burgerlijke staat :
tegenstrijdige beslissingen », in Tijdschrift voor vreemdelingenrecht, Thematische Ausgabe GBIPR, 2008, S. 11 ff. : das Gericht
erster Instanz von Antwerpen, das mehrfach geurteilt hat (Urteil vom 19. Juni, 27. Juni und 18. Dezember 2007), dass die
Eintragung der Heiratsurkunde durch den Standesbeamten ihre Anerkennung durch Gericht verhindere : das Gericht hat
daher den einseitigen Antrag in Ermangelung eines Interesses für unzulässig erklärt. Der Rat für Ausländerstreitsachen (Urteil
Nr. 1960 vom 25. September 2007) hat seinerseits geurteilt, dass er nicht befugt sei, und sei es nur im Anschlussverfahren,
die Rechtmäßigkeit einer Verweigerung der Anerkennung einer ausländischen Heiratsurkunde durch das Ausländeramt zu
prüfen. Gemäß dem Gericht erster Instanz von Antwerpen hätten Ehepartner, deren Heiratsurkunde der Standesbeamte
eingetragen hätte, folglich keinerlei Möglichkeit, die Entscheidung des Ausländeramtes zur Verweigerung der Anerkennung
dieser Urkunde anzufechten.

26 Oder der Unzulässigkeit, wenn der Ehepartner, zu dem der andere hinzukommt, eine zeitweilige oder unbegrenzte
Aufenthaltsgenehmigung besitzt, ohne belgischer oder europäischer Staatsangehöriger zu sein.
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die in Artikel 27, § 1 vorgesehenen Bedingungen geprüft wurden.
[…]
§ 2. Die Überprüfung erfolgt durch den Verwahrer der Urkunde oder des Registers.
Der Justizminister kann Richtlinien festlegen, um eine einheitliche Anwendung der in § 1 vorgesehenen
Bedingungen zu gewährleisten.
Der Verwahrer der Urkunde oder des Registers kann im Falle ernsthafter Zweifel bei der Beurteilung der in
§ 1 vorgesehenen Bedingungen die Urkunde oder die Entscheidung mit einer Bitte um Stellungnahme an die
Staatsanwaltschaft weiterleiten, die notwendigenfalls zusätzliche Überprüfungen vornimmt.
§3. […] ».

Wenn eine Gemeindeverwaltung Zweifel an der Gültigkeit einer ihr vorgelegten Zivilstandsurkunde
hat, übermittelt sie diese der Staatsanwaltschaft. Diese braucht oft mehrere Monate (und in gewissen
Gerichtsbezirken noch länger), bis sie ihre Stellungnahme abgibt.

In der Erwartung der Stellungnahme der Staatsanwaltschaft geht die Gemeindeverwaltung davon aus,
dass es ihr unmöglich ist, das Gesetz über den Aufenthalt von Ausländern anzuwenden – das sie
grundsätzlich verpflichtet, den Ausländer ins Ausländerregister einzutragen und ihm eine
Aufenthaltsgenehmigung zu erteilen, sobald sein Aufenthaltsort überprüft wurde – da Artikel 31 des
GBIPR sie verpflichtet, die Gültigkeit der Heiratsurkunde zu prüfen, und es ihr in den Zwischenzeit
verbietet, den Ehepartner ins Ausländerregister einzutragen ! Angesichts eines Dilemmas, das ihnen
unlösbar erscheint, entscheiden gewisse Gemeindeverwaltungen sich folglich dafür, die betroffene
Person in eine rechtlose Situation zu versetzen und ganz einfach die Pflichten zu ignorieren, die ihnen
durch das Gesetz über den Aufenthalt von Ausländern auferlegt werden. Der ausländische Ehepartner
besitzt keine Aufenthaltsgenehmigung in Belgien, obwohl das Ausländeramt seine Ehe anerkannt hat !

Diese Situation stellt eine Missachtung der Grundrechte der Ehepartner dar, insbesondere ihres
Rechtes auf Achtung vor dem Familienleben, das sich aus Artikel 8 der Europäischen Konvention zum
Schutz der Menschenrechte ergibt, und führt zu Rechtsunsicherheit und zu einem Bruch des
rechtmäßigen Vertrauens.

Daher empfiehlt der föderale Ombudsmann, um die tatsächliche Ausübung des Rechtes auf ein
Familienleben, das in Artikel 8 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte
vorgesehen ist, zu gewährleisten, dass die notwendigen Maßnahmen ergriffen werden, um den
Widerspruch zu beseitigen, der sich aus der kombinierten Anwendung des Gesetzes vom15.
Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das
Entfernen von Ausländern und von Artikel 31 des Gesetzbuches des internationalen Privatrechts
ergibt. Ein ausländischer Ehepartner, der mit einem gültigen Visum für Familienzusammenführung in
Belgien eintrifft, darf, wenn er sich auf belgischem Staatsgebiet befindet, nicht in eine rechtslose
Situation versetzt werden.

AE 08/03 : Richtlinien ausarbeiten, um die einheitliche Anwendung von Artikel 31 des
Gesetzbuches des internationalen Privatrechts gemäß der Ermächtigung, die dem Justizminister
durch diese Bestimmung erteilt wird, zu gewährleisten, damit widersprüchliche Entscheidungen
bezüglich der Anerkennung von Zivilstandsurkunden vermieden werden und die amtliche
Begründung der Verweigerungsentscheidungen von Randvermerken in Zivilstandsurkunden, von
Eintragungen in Zivilstandsregister oder der Eintragung auf der Grundlage dieser Urkunde ins
Bevölkerungs-, Ausländer- oder Warteregister gewährleistet wird.

Im Sinne der vorstehenden Empfehlung wurde der föderale Ombudsmann ebenfalls mit Situationen
konfrontiert, in denen zwei Standesbeamte zwei absolut entgegengesetzte Entscheidungen bezüglich
derselben Zivilstandsurkunde getroffen hatten. Als Beispiel ist die Lage eines Ehepaares
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marokkanischer Herkunft zu nennen, das getrennt ist und sich in Belgien in zwei verschiedenen
Gemeinden aufhält, sich dann nach Marokko begibt im Hinblick auf die Auflösung der Ehe durch
Verstoßung. Einer der Standesbeamten war bereit, davon auszugehen, dass die Frau geschieden sei
(und folglich erneut heiraten kann), während die Gemeindeverwaltung des Mannes sich geweigert hat,
die Verstoßung anzuerkennen.27 Der Betroffene kann in Belgien nicht wieder heiraten, und wenn er in
Marokko wieder heiratet, wird seine neue Ehegattin kein Visum für Familienzusammenführung
erhalten.28

Unter diesen Umständen schafft die Behörde eine absolute Rechtsunsicherheit und ist uneingeschränkt
dafür verantwortlich. Wenn die Gemeindeverwaltung außerdem die Eintragung der Urkunde oder die
Eintragung ins Bevölkerungs- oder Ausländerregister verweigert, stellt sie der betroffenen Person keine
begründete formale Entscheidung zu, so dass diese Person nicht über die genauen Gründe informiert
ist, aus denen ihre Zivilstandsurkunde nicht anerkannt werden kann. Dieses Ausbleiben einer
begründeten formalen Entscheidung steht im Widerspruch zum Gesetz vom 29. Juli 1991 über die
formale Begründung der Verwaltungshandlungen.

27 Vgl. Artikel 57, § 1 des GBIPR, der sehr strenge Bedingungen für die Anerkennung einer Verstoßung auferlegt.
28 Grundsätzliche müsste der Ehemann in Belgien sich erneut von seiner ersten Frau scheiden lassen (die inzwischen wieder

verheiratet ist) und anschließend seine zweite Frau erneut heiraten …
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3. Offizielle Empfehlungen 2008

Der für die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die
Niederlassung und das Entfernen von Ausländern zuständige
Minister

Nach der Prüfung der drei beiliegenden Beschwerden, deren Bewertungsbericht nachstehend integral
wiedergegeben ist, hat der föderale Ombudsmann Anfang 2008 drei offizielle Empfehlungen an den für
die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern
zuständigen Minister gerichtet mit einer Abschrift an seinen Beauftragten, das Ausländeramt.

BEWERTUNGSBERICHT

1. Gegenstand der Beschwerden

In der ersten Beschwerde wird die ungleiche Behandlung von zwei Gruppen von Streikenden der Rue
Royale und von Forest angeprangert, die nach einem Hungerstreik von 50 bzw. 45 Tagen eine
Rergistrierungsbescheinigung für drei Monate erhalten hatten, gegenüber der Maßnahme, die später für
die Streikenden der Béguinage-Kirche angenommen wurde ; diese hatten nach 56 Tagen Streik eine für
neun Monate gültige Bescheinigung über die Eintragung ins Ausländerregister erhalten.

Die zweite Beschwerde betrifft die ungerechte Bearbeitung von Anträgen auf Regularisierung des
Aufenthalts wegen des Fehlens eines Rundschreibens.

Die dritte Beschwerde beinhaltet die Forderung nach gleicher Behandlung der Streikenden der
«Maison de l’Amérique latine à Ixelles» wie diejenige der Streikenden in der Béguinage-Kirche.

Die beiden ersten Beschwerden wurden am 8. Juli 2008 eingereicht. Nach einer ersten Prüfung der
Beschwerden der Beschwerdeführer hat der föderale Ombudsmann am 31. Juli 2008 seine vorläufigen
Schlussfolgerungen an die Ministerin für Einwanderungs- und Asylpolitik geschickt. Am 27. August 2008
fand ein Treffen zwischen der strategischen Dienststelle der Ministerin, der Generaldirektion des
Ausländeramtes und dem föderalen Ombudsmann statt: diese Zusammenkunft bot die Gelegenheit,
die Anmerkungen der Verwaltung zu vernehmen. Am 24. September 2008 wurde der föderale
Ombudsmann mit der dritten Beschwerde befasst.
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2. Die relevanten Fakten für den betreffenden Zeitraum :

Datum
(Ende des Streiks) Ort Dauer des Streiks Größe der Gruppe

am Ende des Streiks
Ergebnis und Folgen für den

Zugang zur Arbeit

19. Februar 2008 Rue Royale 50 Tage 162
RB nicht erneuerbar
Möglichkeit der Beantragung
einer Genehmigung B

25. Juni 2008 Forest 45 Tage 39
RB nicht erneuerbar
Möglichkeit der Beantragung
einer Genehmigung B

2. Juli 2008 Béguinage- Kirche 56 Tage 161
BEAR von 9 Monaten
Möglichkeit der Beantragung
einer Genehmigung C

22. September 200829 ULB 72 Tage 85

Beantragung einer Genehmigung
9ter und Ausstellung einer RB.
Möglichkeit der Beantragung
einer Genehmigung B.

3. Oktober 2008 Maison de l’Amérique
Latine 87 Tage 9

Beantragung einer Genehmigung
9ter und Ausstellung einer RB.
Möglichkeit der Beantragung
einer Genehmigung B.

3. Relevante Normen

Der föderale Ombudsmann hat die ihm unterbreiteten Beschwerden anhand seines üblichen Rasters
der Normen der angemessenen Verwaltung geprüft.30 Das Ergebnis seiner Untersuchung wird in
Bezug auf folgende Normen dargelegt:

- ordnungsgemäße Anwendung der Rechtsregeln, insbesondere :
o Artikel 2 und 3 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte ;
o Artikel 9bis, 9ter und 13 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet,

den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern ;
o Artikel 7 und 8 des königlichen Erlasses vom 17. Mai 2007 zur Festlegung der

Ausführungsmodalitäten des Gesetzes vom 15. Dezember 2006 zur Abänderung des Gesetzes
vom 15. Dezember 1980 über die Einreise ins Staatsgebiet, den Aufenthalt, die Niederlassung und
das Entfernen von Ausländern ;

o Rundschreiben vom 21. Juni 2007 über die Änderungen an den Bestimmungen über den
Aufenthalt von Ausländern infolge des Inkrafttretens des Gesetzes vom 15. September 2006.

- gleiche Behandlung

- Rechtssicherheit

- rechtmäßiges Vertrauen

29 Diese Maßnahme wird pro memoria angeführt, ist jedoch nicht von den Beschwerden betroffen.
30 Jahresbericht 2006, S. 19.
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4. Untersuchung

Der föderale Ombudsmann hat zunächst das Handeln der Verwaltung anhand der geltenden
nationalen Gesetzgebung geprüft.

Der föderale Ombudsmann hat sich anschließend mit der Suche nach einem etwaigen
ungerechtfertigten Behandlungsunterschied befasst. Es galt zu prüfen, ob die Behörde, insofern sie eine
Zuständigkeit im Rahmen ihrer Ermessensbefugnis ausübte (nämlich die Entscheidung zur Erteilung
oder Verweigerung einer Aufenthaltsgenehmigung), unterschiedliche Lösungen auf die verschiedenen
Gruppen von Streikenden anwenden konnte, ohne den Gleichheitsgrundsatz zu missachten.

Schließlich hat der föderale Ombudsmann die Verwaltungspraxis anhand der Grundsätze der
Rechtssicherheit und des rechtmäßigen Vertrauens geprüft.

a) Ordnungsgemäße Anwendung der Rechtsregeln

Aus den Informationen der Verwaltung geht hervor, dass den Streikenden der Rue Royale und von
Forest eine Einschreibungsbescheinigung erteilt wurde, die grundsätzlich nicht verlängerbar und drei
Monate lang gültig war.31 Die von der Verwaltung angeführte Rechtsgrundlage für die Ausstellung
dieses Dokumentes ist Artikel 13 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980. Dieses besagt in Paragraph
1, Absatz 1 : « Außer einer ausdrücklichen anders lautenden Bestimmung wird die Aufenthaltsgenehmigung
für eine begrenzte Dauer erteilt, die entweder in diesem Gesetz festgelegt ist oder auf der Grundlage
besonderer, den Betroffenen eigene Umstände bestimmt wird oder im Verhältnis zur Beschaffenheit oder
Dauer der Leistungen, die er in Belgien erbringen soll, steht ».32

Im vorliegenden Fall stützt sich das Ausländeramt auf « besondere, dem Betroffenen eigene Umstände »,
um die Erteilung einer Registrierungsbescheinigung (RB) mit einer auf drei Monate begrenzten Dauer
zu rechtfertigen.

Artikel 13 sieht jedoch nur Regeln für die Begrenzung der Dauer der Aufenthaltsgenehmigung vor und
betrifft also nicht die Bedingungen für die Erteilung der Aufenthaltsgenehmigung. Im Übrigen betrifft
dieser Artikel die Festlegung der Dauer einer Aufenthaltsgenehmigung für mehr als drei Monate, die
konkret durch Ausstellung einer Bescheinigung über die Eintragung ins Ausländerregister (BEAR)
Ausdruck findet.33

Wenn Artikel 13 die Rechtsgrundlage für die Entscheidung des Ausländeramtes gewesen wäre, hätte
es eine BEAR ausstellen müssen. Andernfalls muss man eine andere Rechtsgrundlage für die
Entscheidung des Ausländeramtes suchen. Die einzige Rechtsgrundlage, die im Gesetz vom 15.
Dezember 1980 für die Ausstellung einer RB in der Situation, auf die sich die Beschwerden beziehen,
zu finden ist, ist Artikel 9ter.

31 Das Ausländeramt hat in der Versammlung vom 27. August erklärt, dass nur die Registrierungsbescheinigungen der
betroffenen Streikenden, die außerdem einen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung auf der Grundlage des ehemaligen Artikels
9, Absatz 3, des Artikels 9bis oder des Artikels 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 eingereicht hätten, auf Vorlage
einer medizinischen Bescheinigung verlängert werden könnten.

32 Der niederländische Text der Bestimmung lautet wie folgt : « Behalve indien dit uitdrukkelijk anders wordt voorzien, wordt de
machtiging tot verblijf verleend voor een beperkte tijd, ingevolge deze wet of ingevolge specifieke omstandigheden die betrekking
hebben op de betrokkene of ingevolge de aard of de duur van zijn activiteiten in België ». Die Kombination beider Fassungen lässt
keinen Zweifel über den Zweck der Bestimmung zu.

33 Diese Bestimmung ist in Titel I, Kapitel III des Gesetzes (« Aufenthalt von mehr als drei Monaten ») enthalten. Artikel 25 des
königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981, durch den die Bestimmungen des Gesetzes über den Aufenthalt von mehr als drei
Monaten ausgeführt werden, sieht vor, dass ein Ausländer, der für einen Aufenthalt von mehr als drei Monaten nach Belgien
kommt und im Besitz einer vorläufigen Aufenthaltsgenehmigung ist, eine BEAR ausgestellt bekommt.
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Die Einschreibungsbescheinigung, so wie sie den Streikenden der Rue Royale und von Forest
ausgestellt wurden, entsprechen jedoch nicht strikt Artikel 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980.
Einerseits scheint das Verfahren zum Einreichen eines Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung aus
medizinischen Gründen nämlich nicht eingehalten worden zu sein34. Andererseits können die
Gemeindeverwaltungen nicht automatisch die Registrierungsbescheinigung der Streikenden nach
Ablauf der Frist von drei Monaten verlängern.

Wenn die betreffende Person kein anderes schwebendes Verfahren hat und keinen neuen Antrag
gemäß 9ter nach dem Streik gestellt hat, verweigert das Ausländeramt am Ende der Frist die
Verlängerung der Registrierungsbescheinigung, außer wenn sich herausstellt, dass die Streikenden sich
noch nicht ausreichend von ihrer Aktion erholt haben.35

So hat im Ausschuss für Inneres am 1. Oktober 2008 die Ministerin für Einwanderungs- und Asylpolitik
in der Antwort auf eine parlamentarische Anfrage erklärt : « Das beste Beispiel ist dasjenige der Rue
Royale. Dort wurde den Hungerstreikenden eine zeitweilige medizinische Bescheinigung ausgestellt. Sobald
die Bescheinigung verfällt, weil sie sich erholt haben, fallen sie wieder in die gleiche Situation wie zu Anfang
zurück » (freie Übersetzung).

Die Registrierungsbescheinigung ist keine Aufenthaltsgenehmigung. Es ist ein Verfahrensdokument, das
bescheinigt, dass ein Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen zulässig ist und
bearbeitet wird.36 Solange keine Entscheidung des Ausländeramtes vorliegt, muss diese Bescheinigung
durch die Gemeindeverwaltung verlängert werden. Es ist falsch, davon auszugehen – und wie die
Ministerin behauptet -, dass nach Ablauf der Frist von drei Monaten der Betroffene, wenn er sich
erholt habe, wieder in die Situation ex ante zurückfalle.

Der Umstand, dass die Ministerin und das Ausländeramt offenbar die Streikenden der Rue Royale und
von Forest von der Einhaltung einer Reihe verpflichtender Formalitäten für das Einreichen des Antrags
auf der Grundlage von Artikel 9ter des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 (kein Einschreibebrief, keine
individuelle medizinische Bescheinigung, keine Notwendigkeit eines Passes), befreit haben,
wahrscheinlich aus Erwägungen im Zusammenhang mit der Verschlechterung ihres
Gesundheitszustandes, erlaubt es der Verwaltung anschließend nicht, das gesetzliche Verfahren der
Bearbeitung der Anträge auf zeitweilige Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen nicht
fortzusetzen.

Der föderale Ombudsmann ist der Auffassung, dass die Beschwerde der betreffenden Streikenden,
insofern die Registrierungsbescheinigungen den Streikenden von Forest und der Rue Royale auf einer
falschen Rechtsgrundlage erteilt wurden, begründet ist in Bezug auf die Norm der ordnungsgemäßen
Anwendung der Rechtsregeln. Jede anders lautende Schlussfolgerung würde bedeuten, dass man sich
damit einverstanden erklärt, dass die Verwaltung aus Gründen der Opportunität ein Verfahren sui
generis geschaffen hat.

Der Umstand, dass die Streikenden sich mit der vorgeschlagenen Lösung einverstanden erklärt haben,
befreit die Verwaltung nicht davon, das Ergebnis der Verhandlungen durch ein Dokument zu
konkretisieren, das in Bezug auf Inhalt und Form einer geeigneten Rechtsgrundlage entspricht. Auch

34 Dieser Antrag muss per Einschreibebrief an das Ausländeramt gerichtet werden, und es müssen insbesondere ein
Identitätsnachweis und eine ärztliche Bescheinigung beigefügt werden. Das Ausländeramt erteilt nur dann eine Anweisung
zum Ausstellen einer Registrierungsbescheinigung, wenn der Antrag für zulässig erklärt wird (Artikel 7, § 2, Absatz 2 des
königlichen Erlasses vom 17. Mai 2007).

35 Das Ausländeramt hat kürzlich die Anweisung erteilt, die RB der Streikenden von Forest auf Vorlage einer kollektiven
medizinischen Bescheinigung, in der vermerkt ist, dass die Gruppe sich noch nicht vollständig erholt hat, zu verlängern.

36 Artikel 7, §2, Absatz 2 des königlichen Erlasses vom 17. Mai 2007, Registrierungsbescheinigung Muster A, Anhang 4 des
königlichen Erlasses vom 8. Oktober 1981.

IV. Empfehlungen

58

JA
H

R
ES

B
ER

IC
H

T
20

08



wenn die Verwaltung in Bezug auf vorläufige Aufenthaltsgenehmigungen eine gewisse
Ermessenbefugnis besitzt, erlaubt diese es ihr nicht, außerhalb des Rechtsrahmens zu handeln.

Der föderale Ombudsmann ist der Auffassung, dass dieser Verstoß gegen die ordnungsgemäße
Anwendung der Rechtsregeln jedoch korrigiert werden kann. Angesichts der Umstände können die
Registrierungsbescheinigungen vernünftigerweise nämlich keiner anderen Rechtsgrundlage als Artikel
9ter entsprechen (selbst wenn kein formaler Antrag in diesem Sinne eingereicht wurde). Da die
Registrierungsbescheinigung eine Entscheidung über die Zulässigkeit eines Antrags auf
Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen konkretisiert, besteht folglich ein individueller
Antrag und müssen die die Registrierungsbescheinigungen der betroffenen Personen verlängert
werden, solange das Ausländeramt nicht durch eine begründete Entscheidung über den Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen befunden hat, selbst wenn es die Betroffenen
auffordert, ihre Akte in medizinischer Hinsicht zu ergänzen.

Der föderale Ombudsmann hat sich ebenfalls Fragen zur Rechtmäßigkeit der Aufenthaltsgenehmigung
gestellt, der den Streikenden des Béguinage ausgestellt wurde, denn diese hatten eine BEAR für neun
Monate erhalten. Im Unterschied zu den anderen Gruppen von Streikenden (bei denen das Ende des
Streiks durch eine Entscheidung gekennzeichnet war, die wegen ihres medizinischen Zustands als
« Zulässigkeit » ihres Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung eingestuft werden könnte), haben die
Streikenden des Béguinage eine zeitweilige Aufenthaltsgenehmigung und somit eine inhaltliche
Entscheidung erhalten. Die Verwaltung war also der Auffassung, dass diese Personen nicht nur
außergewöhnliche Umstände nachwiesen, sondern auch ausreichende Argumente anführten, um die
Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung zu rechtfertigen. Die BEAR für 9 Monate wurden nur in
Anwendung von Artikel 13 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 erteilt, ohne zu präzisieren, ob
ihnen die Aufenthaltsgenehmigung auf der Grundlage von Artikel 9bis oder 9ter gewährt wurde.

Der föderale Ombudsmann stellt fest, dass in der Tat nur Artikel 9bis es ermöglichte, eine BEAR für 9
Monate auszustellen. In den Anweisungen des Ausländeramtes heißt es jedoch, dass die
Aufenthaltsgenehmigung « aus medizinischen Gründen » ausgestellt wird. Im Übrigen wurde keine der
für das Einreichen eines Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung vorgesehenen Verfahrensregeln
eingehalten, weder diejenigen von Artikel 9bis, noch diejenigen von Artikel 9ter. Auch wenn die
Rechtsgrundlage des ausgestellten Dokumentes in diesem Fall nicht falsch ist, ist sie jedenfalls
unvollständig und entspricht das angewandte Verfahren nicht den Vorschriften.

Aus den jüngsten Informationen der Generaldirektion des Ausländeramtes geht hervor, dass die
Verwaltung künftig selbst am Ende einer kollektiven Aktion das formelle Einreichen individueller
Anträge verlangt.

b) Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes

Da aus der Untersuchung des vorstehenden Punktes hervorgeht, dass die Verwaltung in den geprüften
Situationen unterschiedliche Lösungen angewandt hat, die am Rande der geltenden Bestimmungen
entwickelt wurden, gab es unweigerliche eine ungleiche Behandlung zwischen:

- einerseits den verschiedenen Gruppen von Streikenden untereinander, für die unterschiedliche
Maßnahmen entsprechend den jeweiligen Umständen der einzelnen Aktionen ergriffen wurden

- andererseits den Personen, die eine Aufenthaltsgenehmigung beauftragt haben, je nachdem, ob sie
Streikende waren oder nicht.
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Es erweist sich jedoch als schwierig, auf diesen doppelten Behandlungsunterschied die herkömmliche
Überlegung für die Kontrolle der Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes anzuwenden.

Der Hungerstreik versetzt nämlich die beiden Parteien, d.h. die Streikenden und die Obrigkeit, in ein
Kräfteverhältnis, das sich um den Konflikt zwischen dem Recht auf körperliche Unversehrtheit des
Einzelnen im Sinne von Artikel 3 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und
der positiven Verpflichtung, das Recht auf das Leben des Einzelnen zu wahren, das Artikel 2 derselben
Konvention den staatlichen Behörden auferlegt, dreht.37

Unter diesen Umständen kann die Obrigkeit veranlasst werden, ihrer positiven Verpflichtung zur
Wahrung des Rechtes auf das Leben der ihrem Schutz unterstellten Personen den Vorrang zu
gewähren vor der strikten Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes bei der Suche nach einer Lösung für
die laufende Aktion.

Im Übrigen stellt der föderale Ombudsmann fest, dass in dem Fall, wo er die herkömmliche
Überlegung der Kontrolle der Einhaltung des Gleichheitsgrundsatzes angewandt hätte, die Diskussion
sich im Wesentlichen auf die Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme zur Zielsetzung
konzentriert hätte. Im vorliegenden Fall ist die Angemessenheit der Maßnahme im Verhältnis zur
Zielsetzung jedoch schwer überprüfbar, da der föderale Ombudsmann nicht bei den Verhandlungen
anwesend war und es ihm folglich nicht möglich war, sich zu den Umständen zu äußern, unter denen
die Verwaltung eher die eine als die andere Entscheidung getroffen hat.

c) Rechtssicherheit und rechtmäßiges Vertrauen

Wie der Verfassungsgerichtshof kürzlich in Erinnerung gerufen hat bezüglich der Möglichkeit, in
Anwendung von Artikel 9 des Ausländergesetzes eine Aufenthaltsgenehmigung ausgestellt zu
bekommen, « ist die Möglichkeit, sich an den Minister zu wenden, eine Maßnahme mit zufälligen Folgen
[…] ».38

Dies hatte der Staatsrat deutlich in seiner Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Abänderung des
Gesetzes vom 15. Dezember 1980 in Bezug auf den künftigen Artikel 9bis geäußert.39

Die Entscheidung, die Ermessensbefugnis der Verwaltung in der Bearbeitung der Anträge auf
Aufenthaltsgenehmigung aus humanitären Gründen aufrechtzuerhalten und die Rechtsunsicherheit, die
diese Ermessensbefugnis kennzeichnet, bestehen zu lassen, ist also das Ergebnis einer bewussten
Entscheidung des Gesetzgebers von 2006, zu der sich der föderale Ombudsmann nicht äußern darf.

Diese Rechtsunsicherheit wird jedoch verschärft, wenn es für ausländische Staatsangehörige und ihre
Angehörigen nicht mehr klar ist, auf der Grundlage welcher Rundschreiben oder Richtlinien des
Ministers das Ausländeramt ihren Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung behandeln wird.

37 Urteil des EuGH (5. April 2005, Sache Nevmerjitski gegen Ukraine) : « Wenn […] eine Person […] im Hungerstreik ist, kann
dies unweigerlich zu einem Konflikt führen, den die Konvention nicht löst, nämlich zwischen dem Recht auf körperliche
Unversehrtheit des Einzelnen und der positiven Verpflichtung, die Artikel 2 der Konvention den Hohen Vertragsparteien auferlegt »
(Punkt 93). In dieser Rechtssache war die – inhaftierte – Person im Hungerstreik zwangsernährt worden. Und unter den
gegebenen Umständen hat der Gerichtshof einstimmig erklärt, dass ein Verstoß gegen Artikel 3 der Konvention vorlag.

38 Verfassungsgerichtshof, Urteil 95/2008 vom 26. Juni 2008, Punkt B.23.
39 Gesetzentwurf zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, Stellungnahme des Staatsrates Nr. 39.718 AG, Parl.

Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2005-2006, Dok. 51/2478/001, S. 184-186, Punkte 1.5.1. und 1.5.2.
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Wenn die Verwaltung über sie eine Ermessensbefugnis verfügt, kann sie deren Ausübung einen
Rahmen geben, indem sie Richtlinien für das Handeln ihrer Dienststellen festlegt. Hierbei muss sie
jedoch in ihren individuellen Entscheidungen die Verhaltensregeln anwenden, die sie sich selbst gesetzt
hat.40 Wenn sie beschließt, von ihren eigenen Verhaltensregeln abzuweichen, und dabei eine
Ermessensbefugnis ausübt, muss sie eine vernünftige Rechtfertigung liefern können, da sie sonst die
Verwaltungswillkür institutionalisieren würde.41

Während der Versammlung mit der strategischen Dienststelle der Ministerin und der Generaldirektion
des Ausländeramtes haben diese dem föderalen Ombudsmann erklärt, dass die derzeit für
Regularisierung geltenden Regeln klar seien und das Ausländeramt sie konsequent anwende.

Der föderale Ombudsmann stellt fest, dass bis zum März 2008 das Ausländeramt die Anträge auf
Legalisierung gemäß den Kriterien behandelte, die der Innenminister anlässlich der parlamentarischen
Vorarbeiten zum Gesetz vom 15. September 2006 präzisiert hatte.42 Eine Notiz bezüglich der
Anwendung des früheren Artikels 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 enthielt diese
Kriterien und war seit Dezember 2006 auf der Webseite des Ausländeramtes angeführt. Diese Notiz
wurde jedoch im Laufe des Jahres 2007 aus der Website entfernt. Außerdem wurde in dieser
erklärenden Notiz ausdrücklich auf den früheren Artikel 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember
1980 verwiesen, so dass sie nicht mehr auf Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung gemäß der neuen
Gesetzgebung anwendbar war (nach dem 1. Juni 2007 auf der Grundlage der Artikel 9bis oder 9ter
eingereichte Anträge).

Im März 2008 wurde in der ausführlich in den Medien verbreiteten Regierungserklärung die Annahme
neuer Kriterien für die Regularisierung angekündigt. Die darauf folgende Regierungserklärung war
Gegenstand einer Vertrauensabstimmung in der Abgeordnetenkammer. Im Regierungsabkommen
vom 18. März 2008 war im Kapitel Migration vorgesehen :

« […] Die Regierung entscheidet sich für eine Regularisierungspolitik auf individueller Basis.
Die Regierung wird in einem Rundschreiben die Regularisierungskriterien bezüglich außergewöhnlicher
Umstände präzisieren (langes Verfahren, Krankheit und dringende humanitäre Gründe, was unter anderem
durch die dauerhafte örtliche Verwurzelung nachgewiesen werden kann). Das Kriterium bezüglich des langen
Verfahrens, das bisher Anwendung fand, berücksichtigte nur ein Asylverfahren von 3 Jahren (mit Kinder) oder
von 4 Jahren (ohne Kinder). Wir werden diese Frist auf 4 oder 5 Jahre verlängern für Verfahren, an denen der
Staatsrat beteiligt ist bzw. bei denen Artikel 9, 3 des früheren Gesetzes über die Einreise ins Staatsgebiet,
den Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern im Rahmen eines Asylverfahrens
berücksichtigt wird.

Bei der Beurteilung des dringenden humanitären Grundes aufgrund der dauerhaften örtlichen Verwurzelung
können Stellungnahmen der Lokalbehörden oder einer anerkannten Dienststelle in Bezug auf die Kenntnis
einer der Landessprachen, den schulischen Werdegang und die Integration der Kinder, die berufliche
Vorgeschichte und die Bereitschaft zu arbeiten, den Besitz von Qualifikationen oder von Kompetenzen, die
für den Arbeitsmarkt geeignet sind, unter anderem in Bezug auf Berufe mit einem Mangel an Arbeitskräften,

40 Es handelt sich um eine Anwendung des Grundsatzes “patere legem quem ipse fecisti », der seinen Ursprung in den
Grundsätzen der Gleichheit und Rechtssicherheit hat.

41 A. VAN MENSEL, De rechtsbescherming tegen het overheidsoptreden, Vortrag in der Rijksuniversiteit Leiden, Rechtsfakultät, am
21. Januar 1999, veröffentlicht bei Kluwer, 2000, S. 23. Vgl. ebenfalls Staatsrat, Urteil Nr. 157.452 vom 10. April 2006 über die
Verpflichtung des Ausländeramtes, die Kriterien des “langen Asylverfahrens” anzuwenden, auch wenn diese in einer einfachen
« ministeriellen Erklärung » präzisiert wurden.

42 Gesetzentwurf zur Abänderung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, Bericht im Namen des Ausschusses für Inneres,
einleitende Darlegungen des Innenministers, Parl. Dok., Abgeordnetenkammer, ordentliche Sitzungsperiode 2005-2006, Dok.
51/2478/008, S. 10-12.
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die Aussicht auf die Ausübung einer Berufstätigkeit und/oder die Möglichkeit, für die eigenen Bedürfnisse
aufzukommen, berücksichtigt werden. In jedem der oben erwähnten Fälle ist zu prüfen, ob die betreffende
Person keine Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung darstellt. […] ».

Die Ministerin für Einwanderungs- und Asylpolitik hat mehrfach eine Frist für die Annahme eines
Rundschreibens zur Umsetzung dieses Abkommens angekündigt.43 Bisher ist das Rundschreiben aber
noch nicht angenommen worden. Derzeit fügt das Ausländeramt, auch wenn es erklärt, weiterhin die
Kriterien anzuwenden, die 2006 durch den Innenminister präzisiert wurden, hinzu, eine vorsichtige
Haltung gegenüber gewissen Akten einzunehmen, die den Bedingungen des Regierungsabkommens
entsprechen könnten (nämlich Personen mit einem Asylverfahren von mehr als vier oder fünf Jahren,
einschließlich der Beteiligung des Staatsrates und/oder der Bearbeitung eines Antrags auf der
Grundlage des ehemaligen Artikels 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980).

Der föderale Ombudsmann stellt folglich fest, dass im Gegensatz zu den Aussagen der Verwaltung die
derzeit vorherrschenden Richtlinien bei weitem nicht klar sind.

Es werden Ausweisungsmaßnahmen in Bezug auf Personen ergriffen, die sich bei Kontrolle illegal im
Staatsgebiet aufhalten, obwohl die zweifache Ankündigung einer Frist für die Annahme des
Rundschreibens bei den sich illegal aufhaltenden ausländischen Staatsbürgern das rechtmäßige
Vertrauen erweckt hat, dass ihre Situation entsprechend den Versprechungen der Regierung erneut
geprüft würde. Gleichzeitig werden Maßnahmen sui Generis, die also zufällig sind, in Bezug auf
diejenigen ergriffen, die sich in der gleichen Verwaltungssituation befinden und freiwillig ihre
Gesundheit in Gefahr bringen.

Die Rechtssicherheit beinhaltet hingegen, dass die Rechtsuntergebenen die Rechtsfolgen ihrer
Handlungen und ihrer Verhaltensweisen vorhersehen und beurteilen können. Sie müssen sich auf eine
gewisse Stabilität der Rechtsordnung, aber auch der Verwaltungspraxis, verlassen können. Die
Rechtssicherheit bietet Garantien für die gleiche unparteiische Behandlung und schränkt somit die
Freiheit der Verwaltungen ein. Sie schließt Willkür aus.44

Um die Rechtssicherheit zu wahren, ist die Verwaltung insbesondere bemüht, die Rechtsuntergebenen
hinsichtlich der auf sie anwendbaren Regeln innerhalb einer angemessenen Frist zu beruhigen.45

Diesbezüglich ist festzustellen, dass die Kommunikation der Obrigkeit in den letzten Monaten nicht
angemessen war.

Die Nichteinhaltung der angekündigten Fristen hat die Rechtsunsicherheit verstärkt.

Die Erwartung, die durch die Ankündigung der Annahme eines Rundschreibens geweckt worden sind,
können die Personen, die in deren Vorteil gelangen können, nur veranlassen, im Staatsgebiet zu
bleiben, bis das Rundschreiben veröffentlicht ist, und dabei die unterschiedlichsten Aktionen
durchzuführen, wobei einige vollständig in den Untergrund abtauchen, während andere so weit gehen,
dass sie ihre Gesundheit oder gar ihr eigenes Leben gefährden, umso mehr als die Verwaltung die
Entfernungs- oder Ausweisungsmaßnahmen nicht ausgesetzt hat. Die Rechtsunsicherheit, die durch die

43 Bei der Vorstellung ihres Berichts zur allgemeinen Politik vor dem Ausschuss für Inneres des Senats kündigte die Ministerin ein
Rundschreiben für den 20. Mai 2008 an. In der Plenarsitzung des Senats vom 22. Mai 2008 kündigte die Ministerin ein
Abkommen für Ende Mai – Anfang Juni 2008 an.

44 Vgl. in diesem Sinne auch M. VAN DAMME und A. WIRTGEN, “Het Rechtszerkerheids- en Vertrouwensbeginsel”,
Beginselen van behoorlijk bestuur (I. OPDEBEEK und M. VAN DAMME ed.), Brügge, la Charte, 2006, S. 315 und 316.

45 Ibidem, p. 324.
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Untätigkeit der Obrigkeit entsteht, trägt auf keinen Fall dazu bei, solche Aktionen zu entschärfen,
sondern begünstigt zumindest indirekt die anhaltende Gefahr einer unterschiedlichen Behandlung, so
wie sie im Falle der Beschwerdeführer festgestellt wurde.

Ein Hungerstreik ist ein extremes Verhalten, mit dem die Streikenden eine Überprüfung ihrer
besonderen Situation zu erhalten hoffen. Es ist ein Aktionsmittel, das sich auf das Mitgefühl und die
Solidarität stützt, die man in der öffentlichen Meinung hervorzurufen hofft, um Einfluss auf
Entscheidungen der Obrigkeit auszuüben. Dieses Aktionsmittel findet notgedrungen einen besseren
Nährboden zur Verbreitung in Zeiten, in denen das Handeln der Obrigkeit ungewiss oder zufällig
erscheint.

Der föderale Ombudsmann äußert sich nicht zur moralischen oder ethischen Einstufung dieses
Handlungsmittels, das je nach Standpunkt unterschiedlich betrachtet wird, wobei die extremste bei
den einen Erpressung und bei den anderen die letzte Verzweiflungstat ist. Im Rahmen seines Auftrags
ist der föderale Ombudsmann bemüht, ein Gleichgewicht zwischen den kollektiven Interessen und den
individuellen Interessen anzubieten, wissend, dass diese sich notwendigerweise den Normen der guten
Verwaltungspraxis beugen müssen, insbesondere die Behandlungsgleichheit, die Rechtssicherheit und
das rechtmäßigen Vertrauens.

Angesichts der vorstehenden Darlegungen stellt der föderale Ombudsmann fest, dass die drei ihm
unterbreiteten Beschwerden in Bezug auf die Rechtssicherheit und das rechtmäßigen Vertrauens
begründet sind.

5. Empfehlungen

Die föderalen Ombudsmänner erachten es als sachdienlich, den für die Einreise ins Staatsgebiet, den
Aufenthalt, die Niederlassung und das Entfernen von Ausländern zuständigen Minister und seinem
Beauftragten zu empfehlen:

OE 08/01: den Gemeindeverwaltungen Anweisungen erteilen, damit sie automatisch und gemäß
dem Rundschreiben vom 21. Juni 200746 die Registrierungsbescheinigungen der Streikenden der
Rue Royale und von Forest verlängern können in Erwartung einer begründeten Entscheidung des
Ausländeramtes über ihre Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung aus medizinischen Gründen.

OE 08/02: allgemein und ungeachtet der Umstände darauf achten, dass Anträge ausländischer
Staatsbürger auf Aufenthaltsgenehmigung unter Einhaltung der Gesetzmäßigkeit bearbeitet werden.

OE 08/03: die Rechtsunsicherheit verringern, indem die Richtlinien zur Bearbeitung der Anträge auf
Aufenthaltslegalisierung aus humanitären Gründen, die das Ausländeramt behandelt, präzisiert
werden, vorzugsweise durch Rundschreiben, die veröffentlicht und regelmäßig aktualisiert werden,
sobald neue Anwendungsmodalitäten präzisiert werden oder die Verwaltungspraxis sich ändert.
Diese Empfehlung entspricht der Allgemeinen Empfehlung AE 01/0147, die auf mehr Transparenz
und mehr Rechtssicherheit in der Anwendung des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 durch das
Ausländeramt ausgerichtet war.

46 Rundschreiben vom 21. Juni 2007 über Änderungen an den Bestimmungen über den Aufenthalt von Ausländern infolge des
Inkrafttretens des Gesetzes vom 15. September 2006, Punkt D (Belgisches Staatsblatt vom 4. Juli 2007).

47 Jahresbericht 2001, S. 175-176.
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Am Datum der Hinterlegung dieses Berichts hatte die Ministerin den föderalen Ombudsmännern
keine offizielle Antwort über ihre weitere Veranlassungen nach diesen drei Empfehlungen erteilt.

FÖD Finanzen

❖ Bearbeitungsdauer der Beschwerden über die Festsetzung des
Katastereinkommens

Wenn das Katastereinkommen dem Inhaber der dinglichen Rechte an einer Immobilie mitgeteilt wird,
kann er innerhalb von zwei Monaten eine Beschwerde bei dem örtlichen Kontrolleur der
Katasterverwaltung einreichen (Artikel 499 des Einkommenssteuergesetzbuches). Im Steuergesetzbuch
ist keine Frist vorgesehen, in der diese Beschwerde durch den mit der Katasterkontrolle beauftragten
Bediensteten geprüft werden muss. Diesbezüglich muss man sich also auf die Normen der guten
Verwaltungspraxis stützen, insbesondere was die angemessene Frist für die Antwort betrifft.

In der Charta für eine benutzerfreundliche Verwaltung, die am 23. Juni 2006 im Ministerrat
angenommen wurde, heißt es: « Jeder öffentliche Dienst schickt innerhalb von fünfzehn Tagen nach dem
Eingang eines Antrags eines Bürgers oder eines Unternehmens eine Empfangsbestätigung, es sei denn, dass
der Antrag innerhalb von drei Wochen bearbeitet werden kann.

Dieser Antrag wird innerhalb einer angemessenen Frist bearbeitet, die grundsätzlich nicht mehr als vier
Monate betragen darf.

Bei komplexen Akten setzt die Dienststelle alles daran, um die Akte innerhalb einer Frist von höchstens acht
Monaten zu bearbeiten. In diesem Fall muss eine vorläufige Antwort mit Angabe der Bearbeitungsfrist nach
vier Monaten erteilt werden» (Artikel 4).

Der föderale Ombudsmann stellt eine besorgniserregende Situation im Zuständigkeitsbereich gewisser
Regionaldirektionen fest (insbesondere die Regionaldirektion des Katasters von Brüssel – Brabant). Es
geschieht oft, dass Steuerpflichtige sich mehrere Jahre gedulden müssen, bis über ihre Einsprüche
bezüglich des Katastereinkommens entschieden wird.

Die Generaldirektion von Brüssel und die Generalverwaltung für Vermögensdokumentation haben
eine Reihe von Maßnahmen ergriffen, um für diese Problematik eine Lösung zu finden. Eine
Kerngruppe von Experten wurde eingesetzt und mit der Festsetzung der Katastereinkommen von
industriellen und außergewöhnlichen Immobilien beauftragt, während der Prüfung der Beschwerden
über die Katastereinkommen eine ständige Aufmerksamkeit gewidmet wird. Die Verwaltung hat es
sich zum Ziel gesetzt, innerhalb von drei Monaten nach dem Einreichen der Beschwerde darauf zu
reagieren und sie innerhalb einer angemessenen Frist zu bearbeiten. Seit 2002 wird die Bearbeitung
der Beschwerden überwacht. Die Situation wird erfasst und mit den verfügbaren Mitteln behandelt.
Diesbezüglich verweist die Verwaltung darauf, dass der Ersatz von 3 Beamten auf 5 und die Zunahme
der Tätigkeit auf dem Immobilienmarkt die Verwirklichung des Ziels behindern.

Die bisher ergriffenen Initiativen sind zwar Ausdruck des tatsächlichen Willens, auf eine zügige
Bearbeitung der Beschwerden zu achten, doch sie reichen derzeit nicht, um dem Steuerpflichtige eine
Prüfung seiner Beschwerden innerhalb einer angemessenen Frist zu gewährleisten.

OE 08/04 : Der föderale Ombudsmann empfiehlt, die Beschwerden über die Festsetzung des
Katastereinkommens innerhalb der in Artikel 4 der Charta für eine benutzerfreundliche
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Verwaltung vorgesehenen Frist zu bearbeiten, d.h. 4 bis 8 Monate, gegebenenfalls verlängert um die
Frist, die der Betroffene benötigt, um die durch die Katasterverwaltung angeforderten und für
deren Entscheidung notwendigen Informationen zu erteilen.

❖ Plan zum Abbau des Rückstands in den Regionaldirektionen des Katasters
mit einer besorgniserregenden Situation

Seit 2005 gehen beim föderalen Ombudsmann zahlreiche Beschwerden gegen Katasterkontrollen
gewisser Regionaldirektionen ein, die sich auf die Bearbeitungsdauer von Einsprüchen gegen die
Festsetzung des Katastereinkommens beziehen. In seinem Jahresbericht 2006 hat der föderale
Ombudsmann auf diese Situation hingewiesen und Maßnahmen des FÖD Finanzen zu deren
Beseitigung erwähnt.48 Es handelte sich vorrangig um die Einstellung von zusätzlichem Personal und um
eine Umstrukturierung des Dienstes.

Im Rahmen der Prüfung der einzelnen Akten informiert sich der föderale Ombudsmann regelmäßig
über den Stand der Bearbeitung der anhängigen Beschwerden, wenn deren angemessene
Bearbeitungsdauer überschritten wurde. In der Charta für eine benutzerfreundliche Verwaltung, die am
23. Juni 2006 im Ministerrat angenommen wurde, ist hierfür eine Frist von vier oder höchstens acht
Monaten vorgesehen. Es wird präzisiert, dass nach vier Monaten eine vorläufige Antwort mit Angabe
der Bearbeitungsdauer erteilt werden muss.

Sobald die Beschwerde anlässlich des Einschreitens des föderalen Ombudsmanns behandelt wird,
sagen die Katasterkontrollstellen zu, die Beschwerde innerhalb einer gewissen Frist zu prüfen. Der
föderale Ombudsmann stellt jedoch fest, dass es den Katasterkontrollstellen nicht immer möglich ist,
die erteilte Zusage einzuhalten. So konnte bei der Behandlung einer Klage bezüglich einer im März
2006 eingereichten Beschwerde, deren Bearbeitung der Dienststellenleiter bis zum Ende 2007
zugesagt hatte, diese Zusage nicht eingehalten werden. Im Gegenteil, diese Kontrollstelle bearbeitete
Ende 2007 noch Beschwerden aus den Jahren 2002 und 2003. Sie hoffte jedoch, die Beschwerde des
Betroffenen noch während des laufenden Geschäftsjahres, d.h. bis zum 15. Mai 2008, bearbeiten zu
können. Angesichts des Rückstands in der Dienststelle fällt es den Bürgern jedoch schwer, sich noch
auf eine mitgeteilte Frist verlassen zu können, selbst wenn im vorliegenden Fall die Frist schließlich
eingehalten wurde.

Die Situation ist besonders besorgniserregend in gewissen Amtsbereichen (insbesondere die
Generaldirektion des Katasters von Brüssel-Brabant). Sie betrifft nicht nur die Bearbeitungsfrist der
Beschwerden, sondern auch die Festsetzung der Katastereinkommen bei der ersten Benutzung des
Gutes. In diesem Amtsbereich gelingt es den Bediensteten oft nicht, den Bürgern eine Bearbeitungsfrist
mitzuteilen. Die Generalverwaltung des Katasters ist sich der Lage vollauf bewusst. Sie erklärt sie
großenteils durch einen erheblichen Personalmangel innerhalb der Katasterverwaltung und die
zunehmende Komplexität der ihr anvertrauten Aufgaben.

Die in der Bearbeiten der Akten festgestellten Verspätungen und die Unmöglichkeit, den
Steuerpflichtigen eine zuverlässige Angabe zur wahrscheinlichen Bearbeitungsdauer zu erteilen, sind
nicht mit den Erfordernissen einer transparenten und effizienten Verwaltung vereinbar und
beeinträchtigen ernsthaft das Vertrauen der Bürger in die Verwaltung.

OE 08/05 : Um seine Informationspflicht erfüllen und die gleiche Behandlung der Steuerpflichtigen
in allen anhängigen Akten gewährleisten zu können, empfiehlt der föderale Ombudsmann dem

48 Jahresbericht 2006, S. 46.
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FÖD Finanzen einen gestaffelten Plan zum Abbau des Rückstands bei den Beschwerden über die
Festsetzung des Katastereinkommens in den Regionaldirektionen des Katasters, deren Situation
besorgniserregend ist, anzunehmen.49

❖ Bearbeitungsdauer der Anträge auf Herabsetzung des
Immobiliensteuervorabzugs

Wenn ein Steuerpflichtiger eine Beschwerde gegen den Immobiliensteuervorabzug bei der
Regionaldirektion der direkten Steuern einreicht, weiß er nicht, wie viel Zeit diese benötigen wird, um
seinen Antrag zu prüfen. Im Einkommenssteuergesetzbuch ist keine Frist vorgesehen. Diesbezüglich
muss man sich also auf die Normen der guten Verwaltungspraxis stützen, insbesondere was die
angemessene Frist für die Antwort betrifft.

In der Charta für eine benutzerfreundliche Verwaltung, die am 23. Juni 2006 im Ministerrat
angenommen wurde, heißt es: « Jeder öffentliche Dienst schickt innerhalb von fünfzehn Tagen nach dem
Eingang eines Antrags eines Bürgers oder eines Unternehmens eine Empfangsbestätigung, es sei denn, dass
der Antrag innerhalb von drei Wochen bearbeitet werden kann.

Dieser Antrag wird innerhalb einer angemessenen Frist bearbeitet, die grundsätzlich nicht mehr als vier
Monate betragen darf.

Bei komplexen Akten setzt die Dienststelle alles daran, um die Akte innerhalb einer Frist von höchstens acht
Monaten zu bearbeiten. In diesem Fall muss eine vorläufige Antwort mit Angabe der Bearbeitungsfrist nach
vier Monaten erteilt werden» (Artikel 4).

In der Standardempfangsbestätigung, die von der Direktion innerhalb eines Monats an die
Steuerpflichtigen geschickt wird, die einen Antrag auf Herabsetzung des Immobiliensteuervorabzugs
gestellt haben, heißt es : « die Verwaltung wird alles daransetzen, Ihre Beschwerde umgehend zu
bearbeiten. Wenn jedoch nicht innerhalb von sechs Monaten nach dem Eingangsdatum Ihres Antrags eine
Entscheidung getroffen wurde, haben Sie die Möglichkeit, eine Klage bei dem Gericht erster Instanz von (...)
einzureichen. Dies ist jedoch keine Pflicht. Sie haben nämlich immer die Möglichkeit, die Entscheidung der
Verwaltung abzuwarten ».

Der Steuerpflichtige, der auf die Verwaltung vertraut, hofft, dass die Entscheidung über seine Akte sehr
schnell getroffen wird, und hält es daher nicht für notwendig, bei dem Gericht erster Instanz eine Klage
einzureichen, selbst wenn die Frist von sechs Monaten überschritten wird. Er wendet sich eher an den
föderalen Ombudsmann, der feststellt, dass die Bearbeitungsfrist der Beschwerden in vielen Fällen weit
überschritten wird.

Bisweilen müssen die Steuerpflichtigen nämlich mehrere Monate oder gar mehrere Jahre warten, bis
ihnen eine Verwaltungsentscheidung über ihre Beschwerde zugesandt wird. Mehr noch, durch diese
Situation sind sie verpflichtet, zur Wahrung ihrer Rechte jedes Jahr eine Beschwerde einzureichen,
obwohl die Direktion immer noch nicht über die Beschwerde befunden hat, die sie im Vorjahr aus
dem gleichen Grund eingereicht hatten.

Folglich obliegt es dem FÖD Finanzen, die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um den
Steuerpflichtigen eine Prüfung ihrer Beschwerden innerhalb einer angemessenen Frist zu gewährleisten,

49 S. 39.
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und die Standardempfangsbestätigung den Erfordernissen der Charta anzupassen, indem darin die
Bearbeitungsfrist präzisiert wird, wenn sie mehr als vier Monate betragen wird.

OE 08/06 : Der föderale Ombudsmann empfiehlt, die Anträge auf Herabsetzung des
Immobilienvorabzugs innerhalb der in Artikel 4 der Charta für eine benutzerfreundliche
Verwaltung vorgesehenen Frist zu bearbeiten, d.h. 4 bis 8 Monate, gegebenenfalls verlängert um die
Frist, die der Betroffene benötigt, um die durch die Verwaltung des Immobilienvorabzugs
angeforderten und für deren Entscheidung notwendigen Informationen zu erteilen.50

❖ Plan zum Abbau des Rückstands in den Regionaldirektionen der direkten
Steuern mit einer besorgniserregenden Situation bezüglich der
Herabsetzung des Immobiliensteuervorabzugs

Der föderale Ombudsmann stellt eine erhebliche Zahl von Beschwerden gegen die
Regionaldirektionen der Direkten Steuern bezüglich der Bearbeitungsdauer von Beschwerden über die
Herabsetzung des Immobiliensteuervorabzugs fest (Artikel 15 und 257 EStGB 92).

Die Streitsachen in den Regionaldirektionen der Direkten Steuern stellen ein erhebliches
Arbeitsvolumen dar. Gemäß den Informationen aus dem zweiten Halbjahr 2008 kämpfen die meisten
Direktionen mit einem bedeutenden Rückstand, sowohl bei den gewöhnlichen Beschwerden
(Herabsetzung des Immobiliensteuervorabzugs wegen unterhaltsberechtigter Kinder, Anerkennung
einer Behinderung oder einer bescheidenen Wohnung) als auch bei den komplexeren Beschwerden,
dies hauptsächlich wegen des Mangels an Personal und technischen Mitteln.

Die Bearbeitungsdauer der Beschwerden innerhalb der Regionaldirektionen zwingt zahlreiche
Steuerpflichtigen, jedes Jahr eine Beschwerde bezüglich des Immobiliensteuervorabzugs einzureichen,
da sie immer noch keine Verwaltungsentscheidung über die Beschwerde erhalten haben, die sie im
Vorjahr aus dem gleichen Grund eingereicht hatten. In dieser Situation sind sie auch gezwungen, jedes
Jahr den vollen Immobiliensteuervorabzug zu zahlen, obwohl sie ihn für falsch halten, und die
Steuerermäßigung erst zwei, drei oder mehr Jahre nach dem Einreichen der ersten Beschwerde zu
erhalten. Ein Steuerpflichtiger, der eine Teilzahlung vorgenommen hat angesichts der beantragten
Steuerermäßigung, kann im Hinblick auf die Zahlung des Restbetrags verfolgt werden. Auf den
Restbetrag des Immobiliensteuervorabzugs kann ein Steuerguthaben angewandt werden, was nach der
Gewährung der Ermäßigung zur Folge hat, dass ein zusätzliches Ausgabedokument vorzulegen ist, was
hätte vermieden werden können, und darüber hinaus schuldet die Staatskasse gegebenenfalls
Verzugszinsen.

Der föderale Ombudsmann informiert sich regelmäßig über den Stand der Bearbeitung der
Beschwerden, wenn die angemessene Frist für deren Prüfung überschritten wurde. Die Charta für eine
benutzerfreundliche Verwaltung, die am 23. Juni 2006 im Ministerrat genehmigt wurde, sieht
diesbezüglich eine Frist von vier oder höchstens acht Monaten vor.

Entweder wird die Beschwerde anlässlich des Einschreitens des föderalen Ombudsmanns bearbeitet,
oder die Regionaldirektionen teilen dem föderalen Ombudsmann mit, dass die Beschwerden
angesichts der Zahl der zu bearbeitenden Akten in der Reihenfolge ihres Einreichens geprüft werden.
So bearbeiteten gewisse Direktionen Ende 2008 noch Beschwerden, die 2006 oder früher eingereicht
worden waren.

50 S. 40.
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Die Dienststellen für Immobiliensteuervorabzug der Regionaldirektionen sind seit Oktober 2008
umstrukturiert worden. Sie haben die Sachbereiche der Besteuerung und der Steuerermäßigung pro
Heberolle des Immobiliensteuervorabzugs übernommen und werden in ihren Aufgaben durch
Bedienstete unterstützt, die aus den verschiedenen Einnahmeämtern der direkten Steuern stammen.
Es ist noch zu früh, um festzustellen, ob die Zuständigkeitsübertragung und die Verstärkung durch
Beamte aus den Einnahmeämtern es ermöglichen werden, den Rückstand schnell abzubauen.

Der föderale Ombudsmann stellt fest, dass die Lage in den Regionaldirektionen sehr
besorgniserregend ist. Der Rückstand in der Bearbeitung der Beschwerdeakten bezüglich des
Immobiliensteuervorabzug hat zu Folge, dass die Steuerpflichtigen mehrere Jahre lang auf eine
Entscheidung bzw. eine Steuerermäßigung warten müssen, und dies ist angesichts der Erfordernisse
einer transparenten und effizienten Verwaltung nicht annehmbar. Diese Situation beeinträchtigt
erheblich das Vertrauen der Steuerpflichtigen gegenüber der Verwaltung.

OE 08/07 : Der föderale Ombudsmann empfiehlt dem FÖD Finanzen, einen gestaffelten Plan zum
Abbau des Rückstands bei den Beschwerden über die Herabsetzung des
Immobiliensteuervorabzugs in den Regionaldirektionen der Direkten Steuern mit einer
besorgniserregenden Situation anzunehmen.52

Die Empfehlungen wurden der Steuerverwaltung Ende Dezember 2008 vorgelegt. Sowohl die
Verwaltung für Vermögensdokumentation als auch die Verwaltung für Unternehmenssteuern und
Einkünfte haben die Relevanz der Empfehlungen anerkannt. Es wurde eine erste konkrete Maßnahme
angekündigt: die Zusammenlegung der Dienste der Regionaldirektion des Katasters von Brüssel
innerhalb des Finanzverwaltungsgebäudes (Tour des Finances) mit einer Umstrukturierung der
Aufgaben nach Themen. Wenn dieser Versuch erfolgreich verläuft, wird er auf die anderen
Regionaldirektionen des Katasters ausgedehnt.

FÖD Inneres - Ausländeramt

❖ Bearbeitung der Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung, die durch einen
ausländischen Erzeuger eines belgischen Kindes eingereicht werden

Der föderale Ombudsmann wurde mit einer Reihe von Beschwerden von ausländischen
Staatsangehörigen befasst, die auf der Grundlage von Artikel 9bis oder des ehemaligen Artikels 9,
Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 als Erzeuger eines belgischen Kindes einen Antrag auf
Aufenthaltsgenehmigung gestellt hatten und deren Antrag für unzulässig erklärt wurde mit der
Begründung, dass sie nicht oder nicht ausreichend das Bestehen einer affektiven Beziehung bzw.
materiellen oder finanziellen Verbindung zwischen ihrem Kind und dessen belgischem Elternteil
nachwiesen.

Aus den Entscheidungen, die den betroffenen Personen zugestellt wurden, geht hervor, dass das
Ausländeramt unter anderem den Standpunkt vertritt : « der Umstand, ein belgisches Kind zu haben,
eröffnet nicht automatisch das Recht auf Aufenthalt in Belgien » und « die Bezugnahme auf Artikel 8 der
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten kann keinen außergewöhnlichen Umstand
darstellen, der eine Rückkehr ins Herkunftsland verhindern oder erschweren würde », wenn das belgische

52 S. 40.

IV. Empfehlungen

68

JA
H

R
ES

B
ER

IC
H

T
20

08



Kind nur wenige oder keine Verbindungen zu seinem belgischen Elternteil hat. Folglich ist es so, dass
das Ausländeramt « weder das Kind noch seine Mutter ausweist, sondern diese auffordert, [ …] sich an die
diplomatische Vertretung Belgiens zu wenden […], um die erforderlichen Genehmigungen für den Aufenthalt
in Belgien zu besorgen ».

Der föderale Ombudsmann ist der Auffassung, dass die Auflage für den Antragsteller, das Bestehen
von « affektiven bzw. materiellen/finanziellen Verbindungen » zwischen dem belgischen Kind53 und
dessen belgischem Elternteil nachzuweisen, unannehmbar ist.

Diese Erfordernis steht nämlich im Widerspruch zum übergeordneten Interesse des Kindes gemäß
Artikel 3 der Konvention über die Rechte des Kindes. Außerdem stellt sie eine Missachtung der
Grundrechte des Antragstellers auf Legalisierung, seines belgischen Kindes sowie dessen belgischen
Elternteils dar. Schließlich ist diese Erfordernis eine flagrante Diskriminierung zwischen belgischen
Kindern, von denen ein Elternteil sich illegal aufhält, und den Kindern, deren beide Elternteile Belgier
sind und eine Aufenthaltsgenehmigung besitzen.

a) Das übergeordnete Wohl des Kindes

Artikel 3 der Konvention über die Rechte des Kindes besagt : « 1. Bei allen Maßnahmen, die Kinder
betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten,
Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist. […]».

In Artikel 9 derselben Konvention ist vorgesehen : « 1. Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass ein Kind
nicht gegen den Willen seiner Eltern von diesen getrennt wird, es sei denn, dass die zuständigen Behörden in
einer gerichtlich nachprüfbaren Entscheidung nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften und Verfahren
bestimmen, dass diese Trennung zum Wohl des Kindes notwendig ist ( …) ».

In einem Schreiben vom 28. April 2008 an den föderalen Ombudsmann räumt das Ausländeramt ein,
dass es « im Interesse des Kindes ist, wenn sein ausländischer Erzeuger seinen Aufenthalt regularisiert, um
den Bestand eines realen und tatsächlichen Familienkerns aufrechtzuerhalten ». Es fügt hinzu, dass es «
jedoch darauf achtet, jegliche Instrumentalisierung der belgischen Staatsangehörigkeit dieses Kindes durch
seinen ausländischen Erzeuger, der eine Genehmigung für seinen Aufenthalt in Belgien zu erhalten wünscht,
zu vermeiden ».

Das Ausländeramt scheint also der Auffassung zu sein, dass der Umstand, dass ein belgisches Kind
keine affektive und/oder finanzielle/materielle Beziehung zu seinem belgischen Elternteil (mehr oder
nicht nicht) habe, die Vermutung zulasse, dass die Anerkennung in der alleinigen Absicht erfolgt sei, es
dem Kind (ohne, dass es eine Garantie für die biologische Abstammung gebe) zu ermöglichen, die
belgische Staatsangehörigkeit zu erhalten und somit seinem ausländischen Erzeuger die Genehmigung
zum Aufenthalt zu besorgen.

Der föderale Ombudsmann kann sich auf keinen Fall diesem Standpunkt anschließen.

Zunächst kann aus dem Fehlen einer affektiven und/oder finanziellen/materiellen Beziehung nicht
abgeleitet werden, dass der belgische Elternteil das Kind alleine in der Absicht anerkannt hätte, seinem
ausländischen Erzeuger den Erhalt der Genehmigung zum Aufenthalt in Belgien zu ermöglichen. Der

53 Ein Kind ist belgisch in Anwendung von Artikel 8, § 1, 1° des Gesetzbuches über die belgische Staatsangehörigkeit, der
besagt : « ein in Belgien geborenes Kind eines belgischen Erzeugers » ist Belgier. Diese Regel lässt keine Ausnahme zu, und die
belgische Staatsangehörigkeit dieser Kinder wird im Übrigen durch das Ausländeramt nicht bestritten.

IV. Empfehlungen

69

JA
H

R
ES

B
ER

IC
H

T
20

08



föderale Ombudsmann ist der Auffassung, dass das Ausländeramt auf diese Weise den Betroffenen
eine betrügerische Absicht unterstelle, obwohl dies durch keinerlei ausreichendes Beweiselement
untermauert werde.

Sodann erlaubt das Zivilgesetzbuch selbst Anerkennungen « aus Gefälligkeit » (d.h. durch eine Person,
die nicht ein biologischer Elternteil des Kindes ist), denn der Gesetzgeber vertrat den Standpunkt, dass
es im übergeordneten Interesse des Kindes liege, wenn seine Abstammung erwiesen sei. Der
Gesetzgeber war der Auffassung, dass die Stabilität der Abstammung soweit wie möglich zu wahren
sei, und aus diesem Grund hat er die Anfechtung der Anerkennung der Vaterschaft54 einer begrenzten
Anzahl von Personen vorbehalten : der Mutter, dem Kind, dem Mann, der die Vaterschaft beansprucht,
sowie dem Mann, der sie anerkannt hat.55 Die Staatsanwaltschaft ist, im Gegensatz zu dem, was im
Gesetz über die Ehe vorgesehen ist, also aus dem Klagerecht ausgeschlossen.56 Das Zivilgesetzbuch
enthält im Übrigen keine ähnliche Bestimmung wie Artikel 146bis des Zivilgesetzbuches, die es
ermöglichen würde, eine Anerkennung für nichtig zu erklären mit der Begründung, dass sie « nur auf
den Erhalt eines Vorteils in Bezug auf den Aufenthalt » ausgerichtet sei.57

Der föderale Ombudsmann hat Verständnis für das Bemühen der Obrigkeit, gegen Anerkennungen
der Vaterschaft vorzugehen, die ausschließlich in der Absicht vorgenommen werden, dem
ausländischen Erzeuger der Erhalt einer Aufenthaltsgenehmigung zu ermöglichen. Er ist jedoch der
Auffassung, dass es nicht dem Ausländeramt obliegt, dem Fehlen gesetzlicher Bestimmungen
abzuhelfen, die eine Nichtigerklärung dieser Anerkennung ermöglichen würden, indem eine
Verwaltungspraxis angenommen würde, mit der das übergeordnete Interesse des Kindes missachtet
würde.

Der föderale Ombudsmann stellt im Übrigen fest, dass die Artikel 423 ff. des Strafgesetzbuches es
zumindest ermöglichen, einen belgischen Erzeuger, der nicht für den Unterhalt seines Kindes
aufkommt, strafrechtlich zu verfolgen, und dass folglich nichts das Ausländeramt daran hindert, der
Staatsanwaltschaft seine Feststellungen mitzuteilen.

Der föderale Ombudsmann ist der Auffassung, dass das übergeordnete Wohl des Kindes, das sich aus
internationalen Verpflichtungen Belgiens ergibt, auf keinen Fall von dem Bemühen abhängig gemacht
werden darf, gegen eine vermutete betrügerische Absicht der Eltern vorzugehen, die auf diese Weise
eine Aufenthaltsgenehmigung für den ausländischen Elternteil zu erhalten versuchen.

Wenn, wie das Ausländeramt anführt, « das übergeordnete Wohl des Kindes der rote Faden in der Prüfung
eines jedes Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung durch den ausländischen Erzeuger ist », muss vor allem
die Meinung dieses ausländischen Elternteils berücksichtigt werden, der die Meinung vertreten hat, dass

54 Für die Anfechtung der Anerkennung der Mutterschaft handelt es sich um den Vater, das Kind, die Frau, die anerkannt hat,
sowie die Frau, die für sich die Mutterschaft in Anspruch nimmt.
140 Vgl. Artikel 330 des Zivilgesetzbuches. Der Urheber der Anerkennung kann selbst nicht die Nichtigerklärung beantragen,
es sei denn, dass er seinerseits einen Fehler in der Zustimmung nachweist.

55 Vgl. Artikel 330 des Zivilgesetzbuches. Der Urheber der Anerkennung kann selbst nicht die Nichtigerklärung beantragen, es
sei denn, dass er seinerseits einen Fehler in der Zustimmung nachweist.

56 Vorbehaltlich des Artikels 138bis, § 1des Gerichtsgesetzbuches (ehemals Artikel 138, Absatz 6), der besagt : « In Zivilsachen
schreitet die Staatsanwaltschaft ein durch Klage, Strafantrag oder Stellungnahme. Die Staatsanwalt handelt von Amts wegen in den
im Gesetz festgelegten Fällen und jedes Mal, wenn die öffentliche Ordnung ihr Einschreiten erfordert.». Der Kassationshof hat
geurteilt: « In Zivilsachen hat die Staatsanwaltschaft selbst in den gesetzlich festgelegten Fällen das Recht, von Amts wegen zu
handeln, doch ihr Handeln muss dann darauf ausgerichtet sein, eine Situation zu beenden, die die öffentliche Ordnung gefährdet,
und die folglich beseitigt werden muss ».(Kass., 28. März 1974).

57 Der Kassationshof hat geurteilt: « Die Staatsanwaltschaft darf nur von Amts wegen als Partei in einer bereits anhängigen
Rechtssache bezüglich einer Anfechtung der erlogenen Anerkennung eines unehelichen Kindes durch den Urheber der besagten
Anerkennung auftreten, wenn sich herausstellt, dass ihr Einschreiten dazu dient, einer Situation abzuhelfen, die die Interessen der
durch sie zu verteidigenden öffentlichen Ordnung gefährdet, insbesondere auf dem Gebiet des Jugendschutzes ». (Kass., 28. März
1974). Daraus ist abzuleiten, dass selbst in den seltenen Fällen, in denen die Staatsanwaltschaft als Partei in der Rechtssache
auftreten darf, dieses Einschreiten im Interesse des Kindes erfolgen muss.
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es im Interesse seines Kindes liege, in Belgien zu bleiben. Indem das Ausländeramt den ausländischen
Elternteil jedoch auffordert, in sein Herkunftsland zurückzukehren, um auf diplomatischem Weg
vorzugehen, macht das Amt es diesem Elternteil, der nach seiner eigenen Analyse alleine für die
tatsächliche Erziehung und den Unterhalt des Kindes aufkommen kann, unmöglich, die Entscheidung zu
treffen, die am ehesten dem Interesse des Kindes entspricht.

Das Ausländeramt verpflichtet ihn, um dieser Aufforderung nachzukommen, entweder das Kind
mitzunehmen – was bedeutet, dass zumindest zeitweilig alle Verbindungen des Kindes zu seinem
Umfeld in Belgien unterbrochen und ihm die wirtschaftlichen und sozialen Rechte, die es in Belgien
besitzt, entzogen werden –, oder das Kind in Belgien zu lassen – was bedeutet, dass zumindest
zeitweilig die Beziehungen des Kindes zu seinem Elternteil unterbrochen werden, und was erfordert,
dass es der Aufsicht einer dritten Person anvertraut wird, denn das Ausländeramt hat in seiner These
festgestellt, dass der andere Elternteil seiner Pflicht zum Unterhalt und zur Erziehung nicht wirklich
nachkommt.

Ebenso liegt es, wenn der Elternteil beschließt, dieser Aufforderung nicht nachzukommen, sicherlich
nicht im Interesse des Kindes, dass sein ausländischer Elternteil in einer Situation der Illegalität und
Ungewissheit gehalten wird, die es ihm unmöglich macht, für die primären Bedürfnisse seines Kindes
aufzukommen, und die ebenfalls die Verteidigung der Interessen des Kindes gegenüber dem belgischen
Elternteil stark erschwert.

Indem es verlangt, dass der ausländische Erzeuger das Bestehen einer affektiven und/oder
finanziellen/materiellen Beziehung zwischen seinem Kind und dem belgischen Elternteil nachweist,
mischt sich das Ausländeramt de facto in eine Debatte ein, die zum Privatbereich gehört, und verleitet
auf diese Weise den ausländischen Elternteil dazu, eine Streitsache gegenüber dem belgischen
Elternteil einzuleiten, die insbesondere die Gefahr beinhaltet, die künftige Beziehung des Kindes zu ihm
zu belasten.

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Darlegungen ist der föderale Ombudsmann der Auffassung,
dass die Entscheidungen des Ausländeramtes, mit denen die Anträge auf Aufenthaltsgenehmigung
durch einen ausländischen Erzeuger eines belgischen Kindes für unzulässig erklärt werden mit der
Begründung, dass er nicht oder nicht ausreichend das Bestehen einer affektiven und/oder
finanziellen/materiellen Beziehung zwischen seinem Kind und dessen belgischen Elternteil nachweise,
nicht mit dem übergeordneten Wohl dieses Kindes vereinbar sind.

b) Die Grundrechte

Der föderale Ombudsmann stellt fest, dass die Entscheidungen, mit denen Anträge auf
Aufenthaltsgenehmigung durch einen ausländischen Erzeuger eines belgischen Kindes für unzulässig
erklärt werden, ihr Recht auf Privat- und Familienleben beeinträchtigen, das durch Artikel 8 der
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten (EMRK) festgelegt ist.

Die tatsächliche Achtung des Rechtes auf ein Privat- und Familienleben kann es je nach den
Umständen erfordern, dass die belgische Obrigkeit entweder auf negative Weise darauf verzichten
muss, die betreffende Freiheit einzuschränken, indem sie beispielsweise darauf verzichtet,
Ausweisungsmaßnahmen in Bezug auf den ausländischen Erzeuger des belgischen Kindes zu ergreifen,
oder auf positive Weise gewisse Maßnahmen ergreifen muss, wie die Erteilung einer
Aufenthaltsgenehmigung für den ausländischen Erzeuger des belgischen Kindes.
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Die Einmischung in die Ausübung des Rechtes auf Achtung des Privat- und Familienlebens des
ausländischen Erzeugers und seines belgischen Kindes ist nur zulässig unter der dreifachen Bedingung,
dass sie gesetzlich ist, einem der im zweiten Paragraphen von Artikel 8 EMRK58 aufgezählten Ziele
dient und nicht über das hinausgeht, was sich in einer demokratischen Gesellschaft zur Verwirklichung
der Zielsetzung als notwendig erweist.

Mehrere Prinzipien sind durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte festgehalten
worden, um diese Notwendigkeit objektiv zu beurteilen : die Einmischung muss durch eine zwingende
soziale Notwendigkeit gerechtfertigt sein sowie auf sachdienlichen und ausreichenden Gründen
beruhen. In dieser Prüfung der Verhältnismäßigkeit, die der Gerichtshof vornimmt, ist zu beurteilen, ob
ein vernünftiges Verhältnis zwischen einerseits der Verletzung des Rechts und andererseits dem
angestrebten rechtmäßigen Ziel besteht. Das Ausländeramt muss nachweisen, dass es bemüht war, ein
gerechtes Gleichgewicht zwischen dem angestrebten Ziel und der Schwere der Verletzung des
Rechtes auf Achtung vor dem Familienleben zu wahren.

Das angestrebte rechtmäßige Ziel scheint dasjenige der Verteidigung der öffentlichen Ordnung zu
sein : die Person, die eine Aufenthaltsgenehmigung für eine Dauer von mehr als drei Monaten
beantragt, muss, sofern keine außergewöhnlichen Umstände vorliegen, diesen Antrag bei der
diplomatischen oder konsularischen Vertretung Belgiens einreichen. Das Bemühen, die Einhaltung des
Gesetzes zu gewährleisten, stellt sicherlich ein rechtmäßiges Ziel in einem Rechtsstaat dar.

Bei der Prüfung der Verhältnismäßigkeit sind wir veranlasst, die Interessen der Personen, deren Rechte
bedroht sind, mit den rechtmäßig durch die Obrigkeit vertretenen Interessen abzuwägen. Das
Interesse des ausländischen Erzeugers und seines belgischen Kindes ist, wie vorstehend bewiesen
wurde, dasjenige der Achtung ihres Privat- und Familienlebens und dasjenige, während der Dauer der
Bearbeitung des Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung des ausländischen Erzeugers im belgischen
Staatsgebiet zu bleiben. Das durch die Obrigkeit vertretene Interesse ist dasjenige, den in Artikel 9,
Absatz 2 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 enthaltenen Grundsatz beachten zu lassen, nämlich
das Einreichen des Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung für mehr als drei Monate bei der
diplomatischen oder konsularischen Vertretung.

Das Ausländeramt scheint das Recht des ausländischen Erzeugers, mit seinem belgischen Kind zu
leben, nicht zu bestreiten59, ebenso wenig wie dessen Recht, in Belgien zu leben. In dem Bewusstsein,

58 « Es darf nur eine Einmischung einer Behörde in die Ausübung dieses Rechtes geben, wenn diese Einmischung im Gesetz vorgesehen
ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Sicherheit, das
wirtschaftliche Wohlergehen des Landes, die Verteidigung der Ordnung und die Verhinderung von Straftaten, den Schutz der
Gesundheit oder der Moral oder den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist ».

59 Dieses Recht ergibt sich aus den Artikeln 10.1 und 10.2 der Konvention über die Rechte des Kindes: « 10.1. Entsprechend der
Verpflichtung der Vertragsstaaten nach Artikel 9 Absatz 1 werden von einem Kind oder seinen Eltern zwecks
Familienzusammenführung gestellte Anträge auf Einreise in einen Vertragsstaat oder Ausreise aus einem Vertragsstaat von den
Vertragsstaaten wohlwollend, human und beschleunigt bearbeitet. Die Vertragsstaaten stellen ferner sicher, dass die Stellung eines
solchen Antrags keine nachteiligen Folgen für die Antragsteller und deren Familienangehörige hat.
10.2. Ein Kind, dessen Eltern ihren Aufenthalt in verschiedenen Staaten haben, hat das Recht, regelmäßige persönliche Beziehungen
und unmittelbare Kontakte zu beiden Elternteilen zu pflegen, soweit nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen. Zu diesem Zweck
achten die Vertragsstaaten entsprechend ihrer Verpflichtung nach Artikel 9 Absatz 1 das Recht des Kindes und seiner Eltern, aus
jedem Land einschließlich ihres eigenen auszureisen und in ihr eigenes Land einzureisen. Das Recht auf Ausreise aus einem Land
unterliegt nur den gesetzlich vorgesehenen Beschränkungen, die zum Schutz der nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung
(ordre public), der Volksgesundheit, der öffentlichen Sittlichkeit oder der Rechte und Freiheiten anderer notwendig und mit den
anderen in diesem Übereinkommen anerkannten Rechten vereinbar sind. » (eigene Unterstreichung)
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dass es weder das belgische Kind60, noch seinen ausländischen Elternteil ausweisen kann61, hat das
Ausländeramt erklärt, es beschränke sich darauf, den ausländischen Elternteil « aufzufordern, über die
belgische diplomatische Vertretung vorzugehen [ …], um die erforderlichen Genehmigungen für den
Aufenthalt in Belgien zu erlangen ».

Die Erfordernis, den Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung über die zuständige diplomatische Vertretung
Belgiens einzureichen, erweist sich also in Bezug auf einen ausländischen Erzeuger eines belgischen
Kindes als eine rein formelle Erfordernis. Selbst wenn eine Zwangsausweisung ausbleibt, haben wir
vorstehend bewiesen, dass die Einhaltung dieser Erfordernis zu einem Bruch im Privat- und
Familienleben des ausländischen Elternteils und seines belgischen Kindes führen würde, wenn der
Elternteil beschließen würde, sein Kind auf belgischem Staatsgebiet zu lassen. Diese Anforderung
erweist sich dann als offensichtlich unverhältnismäßig gegenüber dem Recht des ausländischen
Erzeugers und des belgischen Kindes auf Achtung ihres Familienlebens, insbesondere unter
Berücksichtigung des geringen Alters der betroffenen Kinder62, ihrer etwaigen Einschulung und der
Bearbeitungsdauer der Anträge.63

Wenn der ausländische Erzeuger hingegen mit seinem belgischen Kind in das Land, dessen
Staatsangehörigkeit er besitzt, zurückkehrt, um seinen Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung
einzureichen, liegt eine Verletzung des Rechtes dieses belgischen Kindes, nicht vom Gebiet des Staates,
dessen Staatsangehörigkeit es besitzt, nämlich Belgien, ausgewiesen zu werden, vor : selbst wenn das
Ausländeramt keine formale Ausweisungsmaßnahme in Bezug auf das belgischen Kind ergreift, lässt es
dem belgischen Kind und seinem ausländischen Erzeuger – die ihr Recht auf Privat- und Familienleben
wahren möchten – keine andere Wahl, als beide Belgien zu verlassen, was de facto einem Verstoß
gegen das Verbot, die eigenen Staatsangehörigen auszuweisen, gleichkommt64. Außerdem ist in den
Fällen, in denen eine Verbindung zum belgischen Elternteil besteht (die in zahlreichen Fällen besteht,
durch das Ausländeramt jedoch als nicht ausreichend erwiesen angesehen wird), die « Aufforderung »
an den ausländischen Elternteil, das Staatsgebiet mit seinem Kind zu verlassen, ebenfalls ein Verstoß
gegen das Recht auf Privat- und Familienleben des Kindes und seines belgischen Elternteils.

c) Verbot jeglicher Diskriminierung

Neben den Artikeln 10 und 11 der Verfassung, in denen die Gleichheit und das Verbot jeglicher
Diskriminierung zwischen Belgiern vorgesehen ist, besagt Artikel 2 der Konvention über die Rechte des
Kindes : « 1. Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte und

60 Artikel 3 des Protokolls Nr. 4 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und der Grundfreiheiten besagt : « 1 -
Niemand darf durch eine Einzel- oder Kollektivmaßnahme aus dem Hoheitsgebiet des Staates ausgewiesen werden, dessen
Angehöriger er ist. 2 - Niemandem darf das Recht entzogen werden, in das Hoheitsgebiet des Staates einzureisen, dessen
Angehöriger er ist ».

61 Es ist hervorzuheben, dass die Arbeitsgerichte insgesamt den Standpunkt vertreten, dass Artikel 57, §2 des Gesetzes vom 8.
Juli 1976 nicht auf den Elternteil eines belgischen Kind anwendbar ist, da er « angesichts der Erfordernisse von Artikel 8 der
Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte nicht entfernt werden darf. » (Vgl. beispielsweise T. Trav. Brüssel, 9.
Januar 2008).

62 Unter allen Beschwerden, die derzeit dem föderalen Ombudsmann vorliegen, ist das älteste belgische Kind von ausländischen
Erzeugern belgischer Kinder nur 7 Jahre alt.

63 Vgl. « Apercu des données statistiques disponibles sur la délivrance und le refus des visas », R.D.E., 2007, Nr. 143, S. 138.
64 In diesem Sinne Staatsrat, Urteil Nr. 128.427 vom 10. Februar 2004: « Dass, wenn die Gegenpartei in Anwendung von Artikel 9,

Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 einen Ausländer, der keinen außergewöhnlichen Umstand nachweist, um es zu
rechtfertigen, dass der Antrag auf Aufenthaltsgenehmigung in Belgien eingereicht wird, zwingen kann, in sein Herkunftsland
zurückzukehren, um dort diese Genehmigung zu beantragen, diese Verpflichtung jedoch im Widerspruch zum oben genannten
Artikel 8 stünde, wenn sie ohne eine mit der Konvention zu vereinbarenden Rechtfertigung zur Folge haben würde, ein
minderjähriges Kind von seiner Mutter zu trennen ; dass im vorliegenden Fall die zweite klagende Partei im Alter von 22 Monaten
auf die Pflege durch die erste klagende Partei angewiesen ist, so dass der Fortgang der Letzteren, abgesehen von einem Verstoß
gegen Artikel 8 der Konvention, ebenfalls ihren Fortgang zur Folge haben wird ; dass die angefochtene Maßnahme jedoch hierdurch
ebenfalls zur Folge haben wird, einen belgischen Staatsangehörigen zu zwingen, das Staatsgebiet zu verlassen, was ein Verstoß
gegen Artikel 3 des 4. Protokolls zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte darstellt, der ebenfalls durch die klagenden
Parteien angeführt wird. » (R.D.E., 2004, Nr. 127, S. 34, eigene Unterstreichung).
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gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede Diskriminierung unabhängig von
der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen
Anschauung, der nationalen, ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der
Geburt oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds. 2. Die Vertragsstaaten
treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass das Kind vor allen Formen der Diskriminierung
oder Bestrafung wegen des Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäußerung oder der Weltanschauung seiner
Eltern, seines Vormunds oder seiner Familienangehörigen geschützt wird ».65

Die Praxis, vom Antragsteller zu verlangen, dass er das Bestehen « affektiver und/oder
finanzieller/materieller Beziehungen » zwischen seinem Kind und dessen belgischen Elternteil nachweist,
hat eine Diskriminierung zwischen diesem belgischen Kind und belgischen Kindern, deren beide
Elternteile Belgier sind oder eine Aufenthaltsgenehmigung/-erlaubnis besitzen, zur Folge : im Gegensatz
zu den Letzteren muss ein belgischen Kind, das mit dem Elternteil lebt, der nicht Belgier oder im Besitz
einer Aufenthaltsgenehmigung/-erlaubnis ist, entweder in einer ungewissen Verwaltungssituation in
Belgien leben oder seinem Elternteil in das Land, dessen Staatsangehörigkeit dieser besitzt, folgen und
somit den Vorteil der wirtschaftlichen und sozialen Rechte verlieren, die dieses belgische Kind in
Belgien genießen würde.

OE 08/08 : Der föderale Ombudsmann empfiehlt dem Ausländeramt, bei der Bearbeitung eines
Antrags auf Aufenthaltsgenehmigung auf der Grundlage von Artikel 9bis oder des ehemaligen
Artikels 9, Absatz 3 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980, der durch den ausländischen Erzeuger
eines belgischen Kindes gestellt wird, die Prüfung der durch diese Artikel vorgeschriebenen
außergewöhnlichen Umstände auf das Bestehen einer Verbindung zwischen dem ausländischen
Elternteil und dessen belgischem Kind zu beschränken und nicht mehr den Beweis des Bestehens
affektiver und/oder finanzieller/materieller Beziehungen zwischen dem belgischen Kind des
Antragstellers auf Legalisierung und dem belgischen Elternteil dieses Kindes zu verlangen.66

Das Ausländeramt hat diese Empfehlung der für Einwanderungs- und Asylpolitik zuständigen Ministerin
unterbreitet und ihr vorgeschlagen, die derzeitige Praxis beizubehalten, bis das Urteil des
Verfassungsgerichtshofs vorliegt, der gebeten worden ist, über zwei präjudizielle Fragen des Staatsrats
in Bezug auf Artikel 40, §6 des Gesetzes vom 15. Dezember 1980 vor seiner Abänderung durch
Artikel 19 des Gesetzes vom 25. April 2007 zu befinden.

Es präzisiert, in der Zwischenzeit « wurde der zuständigen Dienststelle (SRH) jedoch die Anweisung erteilt,
mehr auf die angeführte Begründung, um dem ausländischen Erzeuger eines belgischen Kindes eine
Aufenthaltsgenehmigung zu verweigern, zu achten, wenn sie nicht zu der festen Überzeugung gelangt ist,
dass affektive und/oder finanzielle/materielle Beziehungen zwischen dem belgischen Kind der Antragsteller
auf Legalisierung und dem belgischen Erzeuger dieses Kindes bestehen ».

65 Wir unterstreichen.
66 S. 38.
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Anhänge





Anhang 1 – Gesetz vom 22. März 1995 zur
Einführung föderaler Ombudsmännern67

KAPITEL I - Föderale Ombudsmänner

Art. 1. Es gibt zwei föderale Ombudsmänner, einen französischsprachigen und einen
niederländischsprachigen, die als Aufgabe haben:

1) Beschwerden über die Arbeitsweise der föderalen Verwaltungsbehörden zu untersuchen,
2) auf Ersuchen der Abgeordnetenkammer Nachforschungen in Bezug auf die Arbeitsweise der von
ihr bestimmten föderalen Verwaltungsdienste durchzuführen,
3) auf der Grundlage der bei der Ausführung der in den Nummern 1 und 2 erwähnten Aufgaben
gemachten Feststellungen gemäß den Artikeln 14 Absatz 3 und 15 Absatz 1 Empfehlungen zu
formulieren und Bericht zu erstatten über die Arbeitsweise der Verwaltungsbehörden.

Die Ombudsmänner führen ihre Aufgaben in Bezug auf die in Artikel 14 der koordinierten Gesetze
über den Staatsrat erwähnten föderalen Verwaltungsbehörden aus, mit Ausnahme der
Verwaltungsbehörden, die aufgrund einer besonderen Gesetzesbestimmung einen eigenen
Ombudsmann haben.

Wird das Amt eines Ombudsmanns von einer Frau ausgeübt, wird diese Ombudsfrau genannt.

Die Ombudsmänner handeln als Kollegium.

Art. 2. Die Ombudsmänner und das ihnen beistehende Personal unterliegen den Bestimmungen der
am 18. Juli 1966 koordinierten Gesetze über den Sprachengebrauch in Verwaltungsangelegenheiten.
Sie werden wie Dienste angesehen, deren Tätigkeit sich über das ganze Land erstreckt.

Art. 3. Die Ombudsmänner werden nach einem Bewerberaufruf von der Abgeordnetenkammer für
ein Mandat von sechs Jahren ernannt. Bei Ablauf jedes Mandats wird ein Bewerberaufruf durchgeführt,
um das Kollegium der föderalen Ombudsmänner zu erneuern. Das Mandat als Ombudsmann darf für
denselben Kandidaten nur einmal erneuert werden. Wird das Mandat nicht erneuert, übt der
Ombudsmann sein Amt weiter aus, bis ein Nachfolger ernannt worden ist.

Um zum Ombudsmann ernannt zu werden, muss man:

1) Belgier sein,
2) von tadelloser Führung und im Besitz der zivilen und politischen Rechte sein,
3) Inhaber eines Diploms sein, das in den Staatsverwaltungen Zugang zu einem Amt der Stufe 1
verleiht,
4) gemäß den von der Abgeordnetenkammer festgelegten näheren Regeln den Nachweis über
ausreichende Kenntnisse der anderen Landessprachen erbringen,
5) über eine nützliche Berufserfahrung von mindestens fünf Jahren entweder im juristischen,
administrativen oder sozialen Bereich oder in einem anderen für die Ausübung des Amtes nützlichen
Bereich verfügen.

67 Abgeändert durch das Gesetz vom 11 Februar 2007, B.S. vom 29. März 2004, und durch das Gesetz vom 23. Mai 2007, B.S.
vom 20. Juni 2007.
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Ein und dieselbe Person darf nicht mehr als zwei Mandatsperioden als Ombudsmann absolvieren, ob
es sich um aufeinander folgende Mandatsperioden handelt oder nicht.

Art. 4. Vor Amtsantritt leisten die Ombudsmänner vor dem Präsidenten der Abgeordnetenkammer
folgenden Eid: ″Ich schwöre Treue dem König, Gehorsam der Verfassung und den Gesetzen des
belgischen Volkes.″

Art. 5. In der Zeit ihres Mandats dürfen die Ombudsmänner keine der folgenden Funktionen und
keines der folgenden Ämter und Mandate ausüben:

1) das Amt eines Magistrats, Notars oder Gerichtsvollziehers,
2) den Beruf eines Rechtsanwalts,
3) die Funktion eines Dieners eines anerkannten Kultes oder eine Stelle als Vertreter einer durch
Gesetz anerkannten Organisation, die moralischen Beistand aufgrund einer nichtkonfessionellen
Weltanschauung bietet,
4) ein durch Wahl vergebenes öffentliches Mandat,
5) eine bezahlte Stelle bei den in Artikel 1 Absatz 2 erwähnten öffentlichen Diensten.

Die Ombudsmänner dürfen weder ein öffentliches Amt noch eine andere Funktion ausüben, das
beziehungsweise die die Würde oder die Ausübung ihres Amtes gefährden könnte.

Für die Anwendung des vorliegenden Artikels werden einem durch Wahl vergebenen öffentlichen
Mandat gleichgesetzt: das Amt eines außerhalb des Gemeinderates ernannten Bürgermeisters, das
Mandat eines Verwalters in einer Einrichtung öffentlichen Interesses und das Amt eines
Regierungskommissars, das Amt des Gouverneurs, beigeordneten Gouverneurs oder Vizegouverneurs
einbegriffen.

Der Inhaber eines durch Wahl vergebenen öffentlichen Mandats, der seine Ernennung zum
Ombudsmann annimmt, wird von Rechts wegen seines durch Wahl erhaltenen Mandats enthoben.

Die Artikel 1, 6, 10, 11 und 12 des Gesetzes vom 18. September 1986 zur Einführung des politischen
Urlaubs für die Personalmitglieder der öffentlichen Dienste sind gegebenenfalls und mit den
notwendigen Anpassungen auf die Ombudsmänner anwendbar.

Art. 6 - Die Abgeordnetenkammer kann dem Amt der Ombudsmänner ein Ende setzen:
1) auf ihr Ersuchen,
2) wenn sie das Alter von 65 Jahren erreichen,
3) wenn ihr Gesundheitszustand die Ausübung des Amtes ernstlich gefährdet.

Die Abgeordnetenkammer kann die Ombudsmänner abberufen:
1) wenn sie eine der Funktionen oder eines der Ämter oder Mandate, die in Artikel 5 Absatz 1 und 3
erwähnt sind, ausüben,
2) aus schwerwiegenden Gründen.

Art. 7. Innerhalb der Grenzen ihrer Zuständigkeit erhalten die Ombudsmänner von keiner Behörde
Anweisungen.

Sie können ihres Amtes nicht enthoben werden für Handlungen, die sie im Rahmen der Ausübung
ihres Amtes vornehmen.
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KAPITEL II - Beschwerden

Art. 8. Jeder Interessehabende kann bei den Ombudsmännern schriftlich oder mündlich eine
Beschwerde in Bezug auf das Handeln oder die Arbeitsweise der Verwaltungsbehörden einreichen.

Der Interessehabende muss diese Behörden vorher kontaktieren, um Genugtuung zu erhalten.

Art. 9. Die Ombudsmänner können sich weigern, eine Beschwerde zu bearbeiten, wenn:
1) die Identität des Beschwerdeführers nicht bekannt ist,
2) die Beschwerde sich auf Fakten bezieht, die sich mehr als ein Jahr vor Einreichung der Beschwerde
ereignet haben.

Die Ombudsmänner weigern sich, eine Beschwerde zu bearbeiten, wenn:
1) die Beschwerde offensichtlich unbegründet ist,
2) der Beschwerdeführer offensichtlich keine Schritte bei der betreffenden Verwaltungsbehörde
unternommen hat, um Genugtuung zu erhalten,
3) die Beschwerde im Wesentlichen mit einer von den Ombudsmännern bereits zurückgewiesenen
Beschwerde identisch ist und keine neuen Fakten umfasst.

Wenn die Beschwerde sich auf eine föderale, regionale, gemeinschaftliche oder andere
Verwaltungsbehörde bezieht, die aufgrund einer gesetzlichen Regelung einen eigenen Ombudsmann
hat, leiten die Ombudsmänner diese Beschwerde unverzüglich an diesen weiter.

Art. 10. Die Ombudsmänner informieren den Beschwerdeführer unverzüglich über ihren Beschluss,
die Beschwerde zu bearbeiten oder nicht oder sie an einen anderen Ombudsmann weiterzuleiten. Die
Weigerung, eine Beschwerde zu bearbeiten, muss mit Gründen versehen sein.

Die Ombudsmänner informieren die Verwaltungsbehörde über die Beschwerde, die sie zu
untersuchen beabsichtigen.

Art. 11. Die Ombudsmänner können den Beamten oder Diensten, an die sie im Rahmen ihres
Auftrags Fragen richten, eine zwingende Frist für die Beantwortung dieser Fragen auferlegen.

Sie dürfen ebenfalls vor Ort alle Feststellungen machen, sich alle Unterlagen und Auskünfte, die sie für
notwendig halten, mitteilen lassen und alle betroffenen Personen anhören.

Personen, die aufgrund ihres Standes oder von Berufs wegen Geheimnisse kennen, die ihnen
anvertraut worden sind, werden von ihrer Pflicht, das Geheimnis zu wahren, im Rahmen der von den
Ombudsmännern durchgeführten Untersuchung entbunden.

Die Ombudsmänner können die Unterstützung von Sachverständigen in Anspruch nehmen.

Art. 12. Wenn die Ombudsmänner in der Ausübung ihres Amtes Fakten feststellen, die ein
Verbrechen oder ein Vergehen darstellen, informieren sie gemäß Artikel 29 des
Strafprozessgesetzbuches den Prokurator des Königs darüber.

Wenn sie in der Ausübung ihres Amtes Fakten feststellen, die disziplinarrechtliche Verstöße sind,
verständigen sie die zuständige Verwaltungsbehörde davon.
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Art. 13. Die Untersuchung einer Beschwerde wird ausgesetzt, wenn die Fakten Gegenstand einer
gerichtlichen Beschwerde oder einer organisierten administrativen Beschwerde sind. Die
Verwaltungsbehörde informiert die Ombudsmänner über die Einreichung der Beschwerde.

In diesem Fall informieren die Ombudsmänner den Beschwerdeführer sofort über die Aussetzung der
Untersuchung seiner Beschwerde.

Durch die Einreichung und die Untersuchung einer Beschwerde werden die Fristen für die Einreichung
von gerichtlichen Beschwerden oder organisierten administrativen Beschwerden weder ausgesetzt
noch unterbrochen.

Art. 14. Der Beschwerdeführer wird regelmäßig über die infolge seiner Beschwerde unternommenen
Schritte informiert.

Die Ombudsmänner versuchen, die Standpunkte des Beschwerdeführers mit denen der betroffenen
Dienste in Einklang zu bringen.

Sie können jede ihnen zweckdienlich scheinende Empfehlung an die Verwaltungsbehörde richten. In
diesem Fall informieren sie den zuständigen Minister darüber.

KAPITEL III - Berichte der Ombudsmänner

Art. 15. Die Ombudsmänner richten jährlich spätestens am 31. März einen Bericht in Bezug auf ihre
Tätigkeiten an die Abgeordnetenkammer. Außerdem können sie, wenn sie es für zweckdienlich halten,
jedes Quartal Zwischenberichte vorlegen. Diese Berichte umfassen die den Ombudsmännern
zweckdienlich scheinenden Empfehlungen und weisen auf eventuelle bei der Ausübung ihres Amtes
auftretende Schwierigkeiten hin.

Die Identität der Beschwerdeführer und der Personalmitglieder der Verwaltungsbehörden darf in
diesen Berichten nicht angegeben werden.

Die Berichte werden von der Abgeordnetenkammer bekannt gemacht.

Die Ombudsmänner können jederzeit entweder auf ihren Antrag hin oder auf Ersuchen der Kammer
von der Kammer angehört werden.

KAPITEL IV - Sonstige Bestimmungen

Art. 16. Artikel 458 des Strafgesetzbuches ist auf die Ombudsmänner und ihr Personal anwendbar.

Art. 17. Die Ombudsmänner legen eine Geschäftsordnung fest.

Diese Geschäftsordnung wird von der Abgeordnetenkammer gebilligt.

Die Abgeordnetenkammer kann, nachdem sie die Stellungnahme der Ombudsmänner eingeholt hat,
die Geschäftsordnung abändern. Wird eine Stellungnahme bis sechzig Tage nach ihrer Beantragung
nicht abgegeben, ist davon auszugehen, dass sie günstig ist.
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Art. 18. Unbeschadet der Befugnis der Abgeordnetenkammer, mit Unterstützung des Rechnungshofes
die ausführlichen Haushaltsvorschläge der föderalen Ombudsmänner zu prüfen, ihren Haushaltsplan zu
billigen und dessen Durchführung zu kontrollieren sowie die ausführlichen Kontenabschlüsse zu prüfen
und zu billigen, werden die in diesen Haushaltsplänen vorgesehenen Mittel als Dotation in den
allgemeinen Ausgabenhaushaltsplan des Staates eingetragen.

Für ihre Haushaltspläne und Kontenabschlüsse verwenden die föderalen Ombudsmänner ein
Haushalts- und Kontenschema, das mit dem vergleichbar ist, das von der Abgeordnetenkammer
verwendet wird. Der Dienst der Ombudsmänner genießt für seine Korrespondenz
Postgebührenfreiheit.

Art. 19. Unbeschadet der Aufgaben, die die Ombudsmänner sich gegenseitig durch kollegialen
Beschluss zuweisen, ernennen, entlassen und leiten sie die Personalmitglieder, die ihnen bei der
Ausübung ihres Amtes beistehen.

Das Personalstatut und der Stellenplan werden auf Vorschlag der Ombudsmänner von der
Abgeordnetenkammer festgelegt.

Die Abgeordnetenkammer kann dieses Personalstatut und diesen Stellenplan, nachdem sie die
Stellungnahme der föderalen Ombudsmänner eingeholt hat, abändern. Von der Stellungnahme ist
anzunehmen, dass sie günstig ist, wenn sie bis sechzig Tage nach ihrer Beantragung nicht erfolgt ist.

Art. 20. Die Ombudsmänner haben das gleiche Statut wie die Gerichtsräte am Rechnungshof. Die
Regeln in Bezug auf das Besoldungsstatut der Gerichtsräte am Rechnungshof, die enthalten sind im
Gesetz vom 21. März 1964 über die Gehälter der Mitglieder des Rechnungshofs, so wie es durch die
Gesetze vom 14. März 1975 und 5. August 1992 abgeändert worden ist, sind auf die Ombudsmänner
anwendbar.

Die Ruhestandspension der Ombudsmänner wird auf der Grundlage des Durchschnittsgehalts der
letzten fünf Jahre berechnet, das gemäß der Regelung in Sachen Ruhestandspension zu Lasten des
Staates festgelegt wird, und im Verhältnis von einem Dreißigstel pro Dienstjahr als Ombudsmann
ausgezahlt, sofern sie ihr Amt in dieser Eigenschaft während zwölf Jahren ausgeübt haben.

Dienste eines Ombudsmannes, die nicht unter die im vorhergehenden Absatz erwähnte Regelung
fallen und für die Berechnung einer Ruhestandspension zu Lasten des Staates in Betracht kommen,
werden gemäß den Gesetzen zur Festlegung der Ruhestandspensionen in Bezug auf diese Dienste
berechnet.

Ein Ombudsmann, der wegen Krankheit oder Gebrechlichkeit für unfähig befunden worden ist, sein
Amt weiter auszuüben, das Alter von 65 Jahren jedoch noch nicht erreicht hat, kann ungeachtet seines
Alters pensioniert werden.

Die Ruhestandspension der Ombudsmänner darf neun Zehntel des Durchschnittsgehalts der letzten
fünf Jahre nicht überschreiten.

Außer in den in Artikel 6 Absatz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 2 erwähnten Fällen und in dem in Absatz 4
des vorliegenden Artikels erwähnten Fall erhält der Ombudsmann, dessen Mandat ausläuft, eine
Abgangsentschädigung, zu deren Festlegung pro Jahr der Mandatsausübung ein Monatsgehalt
angerechnet wird.
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Anhang 2 – Vereinbarungsprotokoll bezüglich
der Beziehungen zwischen dem föderalen

Ombudsmann und den föderalen öffentlichen
Diensten für die Bearbeitung der

Beschwerden
Art. 1. Zur Anwendung dieses Protokoll bedeuten:

- das Gesetz :
das Gesetz vom 22. März 1995 zur Einsetzung föderaler Ombudsmänner (in der durch das Gesetz
vom 11. Februar 2004 bzw. 23. Mai 2007 abgeänderten Fassung) ;

- die innere Dienstordnung :
die innere Dienstordnung des Kollegiums der föderalen Ombudsmänner, die durch die
Abgeordnetenkammer am 19. November 1998 angenommen wurde (B.S., 27. Januar 1999) ;

- der föderale Ombudsmann :
die föderalen Ombudsmänner, die durch die Abgeordnetenkammer ernannt wurden, und ihr
Personal ;

- föderaler öffentlicher Dienst :
die föderalen öffentlichen Dienste, das Verteidigungsministerium, die öffentlichen
Programmierungsdienste, die öffentlichen Einrichtungen für Sozialsicherheit, die anderen föderalen
Einrichtungen, die dem FÖD und den FÖP unterstehen, die gemeinnützigen öffentlichen Stellen
sowie die föderalen wissenschaftlichen und kulturellen Einrichtungen ;

- der leitende Beamte :
der Beamte mit dem höchsten Grad in einem föderalen öffentlichen Dienst ;

- der Generaldirektor:
der Inhaber der Managementfunktion N 1 oder dementsprechend der/die Verantwortliche einer
Dienststelle, die nicht einer Generaldirektion untersteht.

Art. 2. Das Verfahren in Bezug auf Kontakte zwischen dem föderalen Ombudsmann und den föderalen
öffentlichen Diensten im Hinblick auf die Bearbeitung der Beschwerden verläuft grundsätzlich
schriftlich. Im Rahmen seines Einschreitens kann der föderale Ombudsmann jedoch, außer wenn es um
Angaben persönlicher Art geht, mündlich Kontakt zum zuständigen Beamten oder Dienst aufnehmen,
wenn er dies als notwendig erachtet, unbeschadet des Artikels 11 des Gesetzes.

Auf Bitte des föderalen Ombudsmanns können bilaterale Versammlungen zur vereinfachten
Bearbeitung ähnlicher oder wiederholter Beschwerden abgehalten werden. Das Gleiche gilt, wenn die
Bearbeitung einer Beschwerde einen direkten Austausch von Standpunkten erfordert.

Art. 3. Während der Phase der Voruntersuchung einer Beschwerde (Artikel 12, 2° der
Geschäftsordnung) nimmt der föderale Ombudsmann direkt Kontakt zur zuständigen Dienststelle auf.
Diese erteilt die angefragten Informationen. Im Falle eines Problems nimmt der föderale Ombudsmann
Kontakt zum Generaldirektor oder zum leitenden Beamten auf.
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Im Rahmen der Untersuchung einer Beschwerde (Artikel 12, 3° der Geschäftsordnung) oder bei der
Formulierung eines Vorschlags (Artikel 12, 4° und 7° der Geschäftsordnung) übermittelt der föderale
Ombudsmann dem Generaldirektor die sachdienlichen Angaben zur Beschwerde mit einer Kopie an
den leitenden Beamten, der darum bittet. Der Generaldirektor ergreift die notwendigen Maßnahmen,
um die Fragen oder Vorschläge des föderalen Ombudsmanns zu beantworten. Im Falle eines Problems
nimmt der föderale Ombudsmann Kontakt zum leitenden Beamten auf.

Art. 4. Unbeschadet des Artikels 11, Absatz 1 des Gesetzes werden die Fragen des föderalen
Ombudsmanns von der zuständigen Dienststelle innerhalb einer Frist von 15 Werktagen ab dem
Eingang der Frage beantwortet.

Im Falle eines Problems nimmt der föderale Ombudsmann Kontakt zum Generaldirektor oder dem
leitenden Beamten auf.

Mittels einer Begründung und nach Absprache mit dem föderalen Ombudsmann kann die betroffene
Dienststelle von der in Absatz 1 vorgesehenen Frist abweichen.

Art. 5. Die föderalen Ombudsmänner übermitteln dem Generaldirektor oder dem leitenden Beamten
die Liste und die Angaben der Beamten, die in ihrem Namen und in ihrer Eigenschaft handeln und sie
vertreten können.

Art. 6. Wenn der föderale Ombudsmann in einem föderalen öffentlichen Dienst eine Fehlfunktion
feststellt, informiert er darüber den Generaldirektor und/oder den leitenden Beamten.

Wenn der föderale Ombudsmann beabsichtigt, eine offizielle Empfehlung abzugeben (Artikel 12, 8°
der Geschäftsordnung), informiert er darüber den leitenden Beamten und bietet ihm die Möglichkeit,
seine Anmerkungen zum Entwurf der Empfehlung zu äußern.

Wenn der föderale Ombudsmann eine offizielle Empfehlung abgibt, informiert er darüber ebenfalls
den zuständigen Minister gemäß Artikel 14, Absatz 3 des Gesetzes.

Art. 7. Jede für zulässig befundene Beschwerde ist bei ihrem Abschluss Gegenstand einer Bewertung.
Wenn die Beschwerde für begründet erklärt wird, selbst teilweise, gibt der föderale Ombudsmann die
betreffenden Normen der angemessenen Verwaltung an.

Statistiken über die Anzahl und eine Übersicht der Beurteilungen der abgeschlossenen Beschwerden
werden am Ende eines jeden Quartals dem leitenden Beamten zugesandt. Auf dessen Antrag hin
werden sie ebenfalls dem Generaldirektor zugesandt.

Art. 8. Wenn eine Beschwerde für unzulässig erklärt wird mit der Begründung, dass der
Beschwerdeführer eindeutig keine Schritte bei der betroffenen Verwaltung unternommen hat, um
Genugtuung zu erhalten (Artikel 9, Absatz 2, 2° des Gesetzes), und wenn die Beschaffenheit der Akte
es erlaubt, übermittelt der föderale Ombudsmann die Beschwerde der zuständigen Dienststelle oder
der Beschwerdedienststelle des betroffenen föderalen öffentlichen Dienstes. Die Verwaltung hält den
föderalen Ombudsmann auf dem Laufenden über die weitere Behandlung der Beschwerde des
Beschwerdeführers.

Art. 9. Der föderale Ombudsmann kann, wenn er es als sachdienlich erachtet, durch das Forum der
Präsidenten der föderalen öffentlichen Dienste und durch das Kollegium der öffentlichen Einrichtungen
der sozialen Sicherheit angehört werden.
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Wenigstens einmal jährlich wird eine Sitzung des Forums der Präsidenten der föderalen öffentlichen
Dienste und eine Sitzung des Kollegiums der öffentlichen Einrichtungen der sozialen Sicherheit den
Beziehungen zwischen dem föderalen Ombudsmann und den föderalen öffentlichen Diensten
gewidmet. Der föderale Ombudsmann wird dazu eingeladen.

Jeder leitende Beamte fördert die Zusammenarbeit seiner Dienste mit dem föderalen Ombudsmann.
Er achtet auf eine gute Information über die Rolle des föderalen Ombudsmannes, über seine
Aufgaben, seine Handlungsmittel und seine innere Dienstordnung innerhalb seiner Verwaltung und
sorgt für die notwendige Veröffentlichung dieses Vereinbarungsprotokolls.

Art. 10. Entsprechend den spezifischen Merkmalen eines bestimmten föderalen öffentlichen Dienstes
können der föderale Ombudsmann und der betreffende Dienst gemeinsam dieses Protokoll durch
einen Anhang ergänzen.

Brüssel, den 29. Januar 2008
Die Präsidenten der föderalen öffentlichen Dienste
Die föderalen Ombudsmänner
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Anhang 3 – Übersichtstabelle der allgemeinen
Empfehlungen
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kö

nn
te

di
e

Fo
rm

ei
ne

r
(k

os
te

nl
os

en
)

In
fo

rm
at

io
ns

le
itu

ng
de

r
fö
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bä

nd
er

un
g

vo
n

A
rt

ik
el

36
6

de
s

Ei
nk

om
m

en
ss

te
ue

rg
es

et
zb

uc
he

s
92

,s
o

da
ss

be
ie

in
er

Be
sc

hw
er

de
,d

ie
be

ie
in

er
vo

n
de

r
Fe

st
le

gu
ng

od
er

de
r

Ei
nt

re
ib

un
g

de
r

an
ge

fo
ch

te
ne

n
St

eu
er

be
tr

of
fe

ne
n

D
ie

ns
ts

te
lle

vo
rg

eb
ra

ch
t

w
ird

,d
av

on
au

sg
eg

an
ge

n
w

ird
,d

as
s

sie
gü
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üs

se
zu

ve
rw

ei
se

n,
di

e
de

rK
am

m
er

Be
ric

ht
er

st
at

te
n,

na
ch

de
m

sie
ge

ge
be

ne
nf

al
ls

di
e

fö
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ög
lic

hk
ei

t
ha

t,
se

in
e

W
ie

de
re

in
gl

ie
de

ru
ng

vo
rz

ub
er

ei
te

n.
D

as
se

tz
t

vo
ra

us
,d

as
s

de
r

Fö
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kö

nn
en

,m
it

de
m

G
es

et
z

vo
m

27
.F

eb
ru

ar
19

87
üb
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Eine Brücke zwischen dem Bürger und der Verwaltung ................................................................................................................................... 9

1. Das Funktionieren des Dienstes ................................................................................................................................................................................................................... 10

2. Untersuchungen auf Anfrage der Kammer .......................................................................................................................................................................... 11

3. Die Verwaltung der Institution ......................................................................................................................................................................................................................... 12

II. Algemeine Zahlen ....................................................................................................................................................................................................................................................................................................... 15

1. Einleitung .............................................................................................................................................................................................................................................................................................................. 17

2. Allgemeine Statistiken ...................................................................................................................................................................................................................................................... 17

III. Analyse der Bearbeiteten Beschwerden ............................................................................................................................................................................................................ 31

Einleitung .......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... 33

1. Automatisierung, Technologie und standardisierte Verfahren sollen die Arbeitsweise
der Verwaltung verbessern… ............................................................................................................................................................................................................................ 34

2. Der Ombudsmann und die Rechtsprechung .................................................................................................................................................................. 36

3. Anwendung der Vorschriften .............................................................................................................................................................................................................................. 37

4. Der Ombudsmann und die Verteidigung der Menschenrechte ......................................................................................... 38

5. Was bedeutet zur rechten Zeit? .................................................................................................................................................................................................................. 39

6. Rechtssicherheit und gewissenhafte Verwaltung schaffen Vertrauen ..................................................................... 42

7. Die Beurteilungsfreiheit der Verwaltung .................................................................................................................................................................................... 45

IV. Empfehlungen ...................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... 47

1. Einleitung .............................................................................................................................................................................................................................................................................................................. 49

2. Allgemeine Empfehlungen ........................................................................................................................................................................................................................................... 49

3. Offizielle Empfehlungen 2008 ............................................................................................................................................................................................................................. 55

Anhänge .......................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................................... 75
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Anhang 3 – Übersichtstabelle der allgemeinen Empfehlungen ......................................................................................................... 85

89

JA
H

R
ES

B
ER

IC
H

T
20

08
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